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Eine Gruppe Palästinensischer 
Revolutionäre hat während der 
Olympischen Spiele in München 
mehrere israelische Sportler und 
Trainer als Geiseln genommen, um 
die Freilassung von 200 politischen 
Gefangenen zu erzwingen, die in 
Israel festgehalten werden. Diese 
200 sind nur ein kleiner Teil der 
politischen Gefangenen, deren Frei- 
Inssung die israelische Regierung 
immer wieder verweigert hat, 
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Die deutschen Behörden, die 
während der entscheidenden Stun- 
den ständig mit der israelischen Re- 
gierung in Kontakt waren, führten 
hinhaltende _ Schein - Verhandlun- 
gen, um eine günstige Gelegenheit 
zur” „Ausschaltung” „der Revolu 

jonäre zu finden. Diese Gelegenheit 
schien sich zu bieten, nachdem mit 
den Palästinensern vereinbart wor- 
den war, sie zusammen mit ihren 
Geiseln in die ägyptische Haupt 


_ 


stadt Kairo fliegen zu lassen. Der 
Feuerüberfall der Münchner Polizei 
auf dem Flughafen Fürstenfeld 
bruck endete indessen nicht mur 
mit dem Tod von fünf Palästinen- 
sern, sonders auch sämtlicher Gei- 
sein. 

Die israelische Regierung hat das. 
Verhalten der deutschen Behörden 
grundsätzlich begrüßt \und die 
Münchner Ereignisse zur propagan- 
istischen Rechtfertigung ihrer Be- 
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Besatzungs - und Eroberungspolitik 
in Nahost ausgeschlachtet. Nach 
dem Vorbild der Nazis wurden die 
toten israelischen Sportler mit 
„Vergeltungsaktionen” gegen die 
ärabische Zivilbevölkerung im Sö 
den Libanons und Syriens „ge 
richt! 


Die westdeutsche Regierung re 
agierte mit  scheinheiligem 


scheu und Empörung”, die sie ge- 
genüber dem US - Krieg in Vietnam 
bisher nicht gezeigt bat. Die Mänch- 
ner Ereignime werden zum Vor 
wand genommen, lingst geplante 

‚nahmen schneller und scheinbar 
begrändeter durchzuführen: In er- 
ster Linie den Ausbau der Polizei 
und des Bundesgrenzschutz für Bär- 
Serkriegs „Aufgaben und die Ver- 

Is Ausländergesetzen 


„Olympische Idee” am Ende 


‚ährend der Olympischen Spiele 
im alten Griechenland hatten 
ie Waffen zu ruhen. Diese Vor- 
stellung liegt auch den modernen 
Olympischen Spielen zugrunde. Ei- 
ne solche Vorstellung ist jedoch 
absurd im Zeitalter des Imperialis- 
mus, der Massenvernichtung, der 
Kolonialkriege, des Völkermords. 
Eine solche Vorstellung ist sogar 
direkt reaktionär, denn sie dient 
den Herrschenden dazu, von den 
wirklichen Konflikten abzulenken 
und die Massen mit dem Traum 
einer heilen Welt einzulullen. 


Eine Zeitlang konnte es gelingen, 
die Olympischen Spiele wenigstens 
äußerlich gegen eine Welt voller 
Konflikte und Auseinandersetzun- 
‚gen abzuschirmen und die Ilusion 


es „Olympischen Friedens” halb- 
wegs zu bewahren. 

Heute ist auch das nicht mehr 
möglich. Die Konflikte brechen 
selbst in die Traumwelt der Olyn 
pischen Spiele ein. Vor allem hai 
in diesem Jahrhundert zwei möt 
derische Weltkriege gezeigt, daß 
auch der „Olympische Geist” nicht 
die Ursuche der Kriege be 
tigen kann. 

1936 fanden die Spiele 
Deutschland des Nationalsoz: 
mus statt. Zehntausende politis 
Gefangener saßen schon in 
Zuchthäusern und KZ’s; 
bereits umgebracl 
‚jdische Minderheit wn 


durch rassistische 


drückt, und aus de 
waren di 
schrift „I 


eben für die Dauer der O) 


Forts. nächste Seite 


Seite 2 


2) 


Arbeiterkampf Nr. 22/ Okt. 72 


Forts. von Seite 1 


beiterkampf” werden wir dann den 
Zusammenhang der Münchner Er- 
eignisse mit der westdeutschen 
nenpolitik beleuchten, vor allem die 
‚jüngsten Maßnahmen und Pläne des 
Stantsapparates, 


Was wollen die Palästinenser? 


Die Geiselnahme. in München er- 
folgte durch Mitglieder der palästi- 
nensischen Gruppe „Schwarzer Sep- 
tember”, Der Name leitet sich vom 
September 1970 her, als die jor- 
‚danische Armee die Flüchtlingslager 
der Palästinenser mit Panzern, Ar- 
tillerie und Bombern angriff und 
mehr als 10000 Menschen ums 
Leben kamen. 


„Schwarzer September” ist eine 
Randgruppe des palästinensischen 
Widerstands, dessen größte und be- 
kannteste Organisation „Al Fatah” 
ist, Die Ereignisse haben dazu 
führt, daß es innerhalb des palisti 
nensischen Widerstands erhebliche 
Meinungsverschiedenheiten über 
den einzuschlagenden Weg gibt. Ei- 
nige der Gruppen haben sich fast 
ausschließlich auf das Feld „spekta- 
kullirer” terroristischer Aktionen 
begeben. Dafür gibt es im wesent- 
lichen drei Gründe: 

1. die Regierungen der arabischen 
Staaten, in denen sich die Massen 
der palistinönsischen Flüchtlinge 
befinden, engen die politische Ar- 
beit. der” Widerstands - Gruppen in 
den Lagern immer mehr ein und 
isolieren so die Gruppen teilweise 
von ihrer Basis, so daß einigen von 
ihnen „spektakuläre” Aktionen im 
‚Ausland „als, einziger „Ausweg ‚er- 
"scheinen. = 


2. Einige Gruppen des Widerstands 
haben ihre soziale Basis vor allem 
in der fortschrittlichen palistinen- 
sischen Intelligenz. Diese Gruppen 
sind schon von ihrer sozialen Her- 
kunft her von einer politischen Ar- 
beit unter den Massen der palästi- 
nensischen Flüchtlinge abgeschnit- 
ten. Die „spektakuläre” terroristi- 
sche Aktion ist eine typische Hand- 
hungsweise von Angehörigen der 
radikalisierten fortschrittlichen. I 
telligenz, die zur geduldigen poli- 
tischen Massenarbeit nicht die ge- 
nügende Standfestigkeit mitbringen 
und die auf schnelle, aufschener- 
regende „Erfolge” aus sind. 

3. Nachdem die meisten arabischen 
Regierungen den palästinensischen 
Widerstand nur noch mit hohlen 
Parolen unterstützen, fehlt es allen 
Organisationen an finanziellen Mit- 
teln zur Gewährleistung ihrer poli- 
tischen und militärischen Arbeit. 
Diese. Mittel können z.B. durch 
Flugzeugentführungen gegen Löse- 
geld eingebracht werden. 


Bei Äller Gegensätzlichkeit in 
taktische Fragen sind rich die pa- 
Histinensischen Organisationen aber 
einig in der Zielsetzung ihres Kamp- 
fes: Die Rückkehr der Flüchtlinge 
in ihre Heimat und die Bildung 
eines palästinensischen demokrati- 
schen Staates, in dem Juden und 
Araber miteinander in Frieden und 
gleichberechtigt leben werden. 

Das historische Gebiet Palästinas 
umfaßt das heutige Israel und das 
gegenwärtig von Israel besetzte Ge- 
biet des Staates Jordanien westlich 
des Jordan. Dieses Gebiet wird seit 
vielen hundert Jahren von dem 
arabischen Volk der Palästinenser 
bewohnt, 

Palästina wurde 1920 britisches 
Völkerbund -Mandat/ nachdem es 
‘Zuvor zum türkischen Reich gehört 


hatte. Damals waren von den 
760.000 Einwohnern des Landes 
mur etwa 84000 Juden. In den 
folgenden Jahren verstärkte sich 
ie jüdische Einwanderung nach 
Palästina erheblich. 

Ideologischer Motor der Einwan- 
derung war der Zionismus. Darun- 
ter wird die Idee einer Rückkehr 
der Juden aus aller Welt ins „Land 
ihrer Väter” verstanden, aus dem 
sie vor etwa 2000 Jahren durch 


die Römer vertrieben wurden. 

‚Jüdische Großkapitalisten stell- 
ten das Geld zur Verfügung. mit 
‚dem die Zionisten Grund und Bo- 
den in Palästina erwarben, um dort 
die Einwanderer anzusiedeln. 


Vom _ britischen Imperialismus. 
wurde die jüdische. Einwanderung 
in der Absicht gefördert, nationale 
Gegensätze zu ihrem Mandatsgebiet 
zu schaffen und die unterdrückte 


Bevölkerung in sich bekimpfende 
Teile aufzuspalten (also ähnlich wie 
in Nordirland). Der Anteil der Ju- 
den an der Bevölkerung Palistinas 
wuchs rasch von 12% im Jahre 
1922 auf 31% im Jahre 1944. 


Den Zionisten gelang es, unter 
den jüdischen Einwanderern chau- 
Vinistische Stimmungen gegen die 
‚Araber zu schüren. Jüdische Unter- 
nehmer in Palästina wurden ge- 


zwungen, ausschließlich Juden zu 
beschäftigen, Die jüdische Gewerk- 
schaft hetzte die jüdischen Arbeiter 
zum Kampf gegen ihre palästinen- 
sischen Klassenbrüder auf. Bereits 
in den 20er Jahren hatten die Zio- 


isten damit begonnen, unter den 
Einwanderern. nationalistische Ter- 
ror -Organisationen aufzubauen, 
die durch bewaffnete Überfälle und 
Bombenanschläge die arabische Be- 
völkerung einschüchtern und zum 
Verlassen ihrer Heimat zwingen 
sollten. Die größte von ihnen war 
die „Hagana”, die nach Schätzun- 
gen der britischen Mandats - Regie- 
rung um 1946 mehrere zehntausend 
Mitglieder und Sympathisanten 
hatte, Noch fanatischer und bru- 
taler waren die kleineren Splitter- 
gruppen wie „Irgun Zyei Leumi” 
und die Stern-Bande mit insge- 
samt 56000 Mitgliedern. Auf 
‚das Konto dieser Gruppenkommen 
u.a. Massaker an der Bevölkerung 
ganzer Dörfer. 


Im November 1947 entschied 
die UNO, daß auf dem Boden des 
britischen Mandats zwei Staaten 
entstehen sollten: Und zwar ein 
‚jüdischer Staat auf 56 % des Man- 
dats- Territoriums mit 498 000 Ju- 
den und 497.000 Arabern, und ein 
arabischer Staat mit 750 000 Ara- 
bern und etwa 10.000 Juden auf 
43% des Territoriums Palistinas. 
Jerusalem und Umgebung sollten 
‚Internationale Zone” unter UN - 
Kontrolle werden. Mit diesem Tei- 
lungsergebnis nicht zufrieden, ver- 
stärkten die Zionisten den Terror 
gegen die arabischen Einwohner. 
Aus hunderten von Dörfern wurden 
die Einwohner vertrieben. Eine be- 
sonders tragische Rolle spielte dabei 
das Massaker von Deir Yasin (April 
1948), wo etwa 300 Einwohner 
dieses arabischen Dorfes in der Um- 
Jerusalems durch jüdische Terrori- 
sten ermordet wurden. Dieses Mas- 
saker führte zu einer Panik unter 


den Palistinensern und zu einem 
(chaotischen Anwachsen der Flucht- 
bewegung. 

Zum Schutz der Palästinenser 
intervenierten die arabischen Nach- 
bar-Staaten Mitte Mai 1948 in 
Palästina. Nach wechselnden Kimp- 
fen wurde Mitte Juli ein vorläufiger 
Waffenstillstand geschlossen. Das. 
neue Palästina - Abkommen vom 
Juli 1949 vergrößerte den jüdischen 
Staat auf 77 % Palästinas. 


Insgesamt wurden 1947 — 50 
über 750 000 Palästinenser aus ihrer 
Heimat vertrieben. 

Zur Zeit des Juni - Kriegs 1967 
gab es etwa 2,35 Mio. Palästinenser, 
also etwa ebensoviel wie Juden in 
Israel. Von diesen waren Flicht- 
linge und deren Familien (besonders 
in Jordanien und Libanon) 1,34 
Mio,, Bewohner des West - Jordan - 
Landes (z.Z. von Israel besetzt) 
475 000, “Araber in Israel 300 000, 
Bewohner des Gaza - Streifens 
(ebenfalls won Israel besetzt) 
130.000 und 100.000 Palästinenser 
in verschiedenen arabischen Staaten. 


Das aktuelle Palästina - Problem 
besteht im wesentlichen aus zwei 
Punkten: 
® 1. Die Frage der Flüchtlinge 
@ 2. Die Eroberungspolitik Israels. 

Die palästinensischen Flüchtlinge 
in Jordanien und Libanon, weit 
über eine Million Menschen, sind 
bis heute nicht menschenwürdig 
untergebracht worden. Die große 
Mehrheit von ihnen ist ohne Arbeit 
und muß in Lagern und Elends - 
Quartieren hausen. Die arabischen 
Staaten sind nicht in der Lage, den 
Flüchtlingen Arbeit und Brot zu 
schaffen. Jordanien z.B., das vor 
Beginn der palistinensischen Mas- 
senflucht kaum 400 000 Einwohner 
hatte, hat heute durch die Flücht- 
inge etwa das fünffache_ yon da- 


. 


mals an Einwohnern, ohne eine so 
große Zahl von Menschen „ver- 
kraften” zu können. Die „Hüfe” 
der UNO und einiger kapitalisti- 
scher Länder für die Palistinenser 
(von der in Zusammenhang mit der. 
Münchner Ereignissen wieder viel 
Aufhebens gemacht wurde), besteht 
in der Lieferung minderwertiger 
Nahrungsmittel; zum Leben zu we- 
nig und‘ zum Verhungern zuviel, 
und jedenfalls nicht geeignet, dem 
Problem grundsätzliche Abhilfe zu 
schaffen. 


Hieraus ergibt sich die gerecht- 
fertigte Forderung des palästinen- 
sischen Volkes, in seine Heimat 
zurückkehren zu können. 


Verschärft wird das Problem 

durch die Eroberungspolitik Israel. 
Die Zionisten behaupten, daß Israel 
ur auf einem Teil des histori- 
schen „Landes ihrer Väter” gegrün- 
det sei,und daß es nun das ganze 
„Israel Davids und Salomons” zu 
robern gelte. Die Zionisten bean- 
spruchen außerdem, in Israel alle 
Juden aufzunehmen. Die Zahl der 
Juden in aller Welt liegt wohl über 
15 Mio. Menschen. Der israelische 
Politiker Ben Gurion sprach 1952 
davon, daß in Israel „nicht mehr 
als 6% des gesamten jüdischen Vol- 
kes lebten. Schon 1949 hatte Ben 
Gurion gedroht: 
„Unsere nächste Aufgabe wird nicht 
leichter zu erfüllen sein, als die 
Schaffung des jüdischen Staates. 
lautet: Aufnahme aller Juden 
Israel." 

15 Mio. Juden — das wäre mehr 
als die gegenwärtige Bevölkerung 
der arabischen Staaten Syrien, Irak, 
Libanon und Jordanien zusammen- 
genommen. Es ist also nur konse- 
quent, wenn die jüdischen Nationa- 
sten offen ein „Israel vom Euphrat 
bis zum Ni” propagieren. 

Dieses Ziel ist aber nur durch 
Krieg zu erreichen. Daher ißt der 


israelische Staat keine Gelegenheit 
ungenötzt, militärische Abenteuer 
zu beginnen und die arabischen 
Nachbarn durch eine Politik ständi- 
ger „Nadelstiche” (Bombenangriffe 
und "Kommando - Unternehmen ge- 
‚gen die Grenzgebiete) zu provo- 
zieren. Seit-dem „Blitzkrieg” vom 
Juni 1967 hält Israel weite arabische 
Gebiege besetzt und weigert sich, 
diese zurückzugeben. In einigen be- 
setzten Gebieten ist mit der An- 
siedlung von Juden begonnen wor- 
den. Keinesfalls „aufgeben” will Is- 
nel die strategisch wichtigen Go- 
lan - Höhen in Südsyrien, den Gaza - 
Streifen, die arabische Altstadt von 
Jerusalem und bestimmte militäri- 
sche Positionen auf der Sinai - 
Halbinsel. Was. das ‚West - Jordan - 
Land angeht, so strebt Israel eine, 
Lösung mit dem reaktionären jor- 
danischen Regime an, die diesem 
2.7. von Israel besetzten Gebiet. 
eine Schein - Unabhängigkeit unter 
israelischer Kontrolle geben soll. — 


Zwar gibt es eine Resolution der 
UNO, die Israel zur Räumung aller 
1967 besetzten Gebiete verpflich- 
tet. Diese Resolution wird aber von 
der israelischen Regierung mißach- 
tet. Das fällt umso leichter, weil 
die UN - Mitglieder — und vor allem 
die Großmächte — keinen Nach- 
druck auf Durchsetzung ihrer Reso- 
hution legen. 


Die US-Imperialisten sind die 
eigentliche Schutzmacht Israels. Die 
hochmodernen Angriffswaffen der 
israelischen Armee werden von den 
USA geliefert. Die USA sind Nutz- 
nießer der israelischen Eroberungs- 
politik, weil diese indirekt auch 
den Einfluß der USA im Nahen 
Osten erweitert und Israel als reak- 
tionäres Bollwerk gegen die arabi- 
schen Befreiungsbewegungen stirkt. 

Allerdings sind die US - Imperis- 
sten bestrebt, ihre Unterstützung 


nicht allzu offen zu zeigen, um 
einen gewissen Einfluß in den arabi- 
schen Staaten zu halten, um die 
Weltöffentlichkeit zu täuschen und 
um die Auseinandersetzungen mit 
der Sowjetunion um den Einfluß, 
im Nahen Osten nicht auf die 
Spitze zu treiben. 

Die Sowjet - Rerisionistertihrer- 
seits sind daran interessiert, Ale 
israelische Eroberungspolitik einzu- 
dämmen, um gegenüber dem US- 
Imperialismus in diesem Gebiet 
nicht noch mehr ins Hintertreffen 
zu kommen und um ihren pol- 
tisch -militärischen Einfluß in eini- 
gen arabischen Staaten zu erhalten. 
Sie sind weiter daran. interessiert, 
ls Beschützer des palästinensischen 
Widerstandes zu erscheinen, um die 
arabischen Massen zu betrügen und 
um ihren „bremsenden” Einfluß 
in der palästinensischen Befreiungs - 
Bewegung umso besser zur Geltung 
zu bringen. Die sowjetische Rege- 
rung hat andererseits die „Realität 
Israels” anerkannt und lehnt das 
‚Programm eines demokratischen pa- 
istinensischen Staates mit füdisch - 
arabischer Berößkerung ab, das von 
den Organisationen des. palästinen- 
sischen Widerstandes vertreten wird. 


Gemeinsam treten US- Imperia 
listen und Sowjet-Revisionisten mit 
dem Programm der sogenzanten 
„Politischen Lösung” für den Naben 
Östen auf. Das ist so zu verstehen, 
428 natürlich beide Mächte ühren 
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soll, — In Einzelheiten gibt es Un- 
terschiede: so sind die US-Im- 
perialisten bereit, den Verbleib is- 
taelischer Truppen in bestimmten 
Teilen der seit 1967 besetzten Ge- 
biete zu unterstützen, andererseits 
fordert die Sowjetunion eine Gleich- 
‚berechtigung der Palästinenser in 
Israel. 
Die Palästinenser lehnen das Pro- 
gramm der „Politischen Lösung” ab. 
Israel hat es bisher abgelehnt, die 
besetzten Gebiete zu räumen, = 
daß gegenwärtig eine „Politische 
nicht” einmal "Tealistisch 


bisherigen „Politischen 

immer nur dazu miß- 
braucht hat, eine politisch - mili- 
tärische Atempause zur Festigung. 
des bereits Erreichten und zur Vor- 


Palästinensische Freiheitskämpfer 
das Vorgehen der Palästinenser in. 
München, um ihre pazifistischen 
Sprüche an den Mann zu bringen. 
und um den revolutionären Kampf 
in seiner bewaffneten Form über 
haupt zu verleugnen, £ 

Die Genossen des KB Bremen 
haben auf die Münchner Ereignisse 
sehr rasch und klärend mit einem 
Massen-Flugblatt reagiert, Die 
‚Bremer Genossen haben in diesem 
Flugblatt den bewaffneten Kampf, 


der palästinensische Revolutionäre, 
ist_es, die arabischen Volksmassen 
aufzuklären, sie zu organisieren und 
zu bewaffnen, um ihnen den Weg, 
zu ihrer Befreiung zu öffnen 
Außerhalb jeder ernsthaften politk 
schen Massenaktion verübte An- 
schläge von Terroristen auf nicht 
unmittelbar verantwortliche Perso- 
nen sind nichts anderes als 
Mord..." 
Wir halten es für schwierig und 
auch für unrichtig, aus der Sicht der 
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bereitung weiterer Eroberungen zu 
‚gewinnen. Die „Politische Lösung 
geht am eigentlichen Probem vor- 
bei: Israel muß. als aggressiver Staat 
mit einem imperislistischen Erobe- 
ungs - Programm „vom Euphrat bis 
zum Nil” verschwinden und das 
Recht des palästinensischen Volkes. 
auf ein menschenwürdiges Leben 
in seiner Heimat muß verwirklicht 
werden, Die Lösung liegt in der 
Schaffung eines palästinensischen 
Staates, in dem Araber und Juden 
miteinander leben können. 

Die meisten arabischen Regie- 
rungen bekunden wortreich ihre 
‚Unterstützung” der palästinensi- 
schen Befreiungsbewegung und rich- 
ten lautstarke Verwünschungen ge- 
‚gen Israel, propagieren den unmit- 
telbar bevorstehenden „Heiligen 
Krieg” gegen Israel. Aber die na- 


des palistinensischen Volkes für 
grundsätzlich berechtigt erklärt. 
Zur Aktion des „Schwarzen Sep- 
tember” jedoch "bemerkten sie: 
‚Der Überfall der Terroristen auf 
die. israelische Olympiamannschaft 
schadet dem Befreiungskampf des 
palistinensischen Volkes.” Sie 
habe sich nicht gegen die zionisti- 
schen Politiker gerichtef, sondern 
gegen normale israelische Bürger. 
Und weiter der KBB: „Aufgabe 


westdeutschen Kommunisten zu 
beurteilen, ob eine bestimmte 
Handlung von Palästinensern nütz- 
lich für deren Kampf ist oder ob sie 
schädlich ist. Wir können ohne we 

teres einschätzen, daß die Revolu- 
ionäre des „Schwarzen Septem- 
ber” durch ihre Münchner Aktion 
der westdeutschen Kapitalistenklas- 
se geholfen haben, die Massen zu 
verwirren, natiomalistische Stim- 
mungen zu schüren und eine 
Schein-Rechtfertigung für den wer 
teren Ausbau des Staatsapparats zu 
finden. Wir verstehen aber auch, 
‚daß die palästinensische Revolution 
auf diesen Gesichtspunkt kaum 
Rücksicht nehmen kann. Wir 
können weiter sagen, daß wir für 
unseren Kampf ein Vorgehen wie 
das des „Schwarzen September” in 
München nicht für vertretbar hal- 
ten; normale Bürger eines imperlali- 
stischen Staates als Geiseln festzu- 
halten, scheint uns weder moralisch 
vertretbar noch politisch snnvoll. 
Wir verstehen aber, daß die Palästi- 
nenser die Dinge anders schen 
könnten. Wo es um den Kampf ge- 
gen die zionistische Eroberungspoli- 
tik geht, um die Befreiung hunder- 
ter von politischen Gefangenen, um 
das Schicksal hunderttausender 
Flüchtlinge in den Lagern, mögen 
moralische Bedenken vB das 


tionalistische Propaganda gegen Is 
rael dient in Wahrheit den arabi- 
schen Regierungen nur dazu, die 
Massen zu betrügen. Die arabischen 
Staaten sind auf einen Krieg gegen 
Israel weder militärisch vorbereitet, 
‚noch wollen sie ihn politisch. Das 
weiß die israelische Regierung ge- 
nau; sie nutzt aber die abenteuer- 
lichen und nationalistischen Kriegs- 
Drohungen der arabischen Regie 
rungen aus, um ihrer eigenen Kriegs- 
und Eroberungspolitik den Schein 
der Rechtfertigung zu geben. 


In der bürgerlichen Propaganda 
anläßlich der Münchner Ereignisse 
hat die Behauptung eine große Rolle 
gespielt, einige arabische Regierun- 
gen würden „das Treiben der Ter- 
Toristen dulden und unterstützen”. 
Daran ist nur soviel richtig, daß 


Wie ist die Münchner Aktion einzu- 
schätzen? 


Die Münchner Ereignisse haben 
der Auseinandersetzung um die 
Kampfformen der Revolutionäre 
neuen Auftrieb gegeben. 

Das widerwärti gste Verhalten 
legte wieder einmal die DKP an den 
Tag. In einer verteilten Sonderaus- 
gabe ihrer Zeitung "UZ" hieß es, 
die "Olympische Idee” sei "stärker 
als alle Störversuche”. Was wir zur 
"Olympischen Idee” als einen Aus- 
druck reaktionärer und betrügeri- 
scher bürgerlicher Ideologie meinen, 
haben wir bereits geschrieben. 

Weiter schreibt die DKP, die 
Münchner Ereignesse "mahnen zum 
Kampf gegen Gewaltpolitik”. Da- 
mit landet sie direkt bei den bürger- 
lichen Pazifisten, bei den Predigern 
‚der Gewaltlosigkeit. Das "Kommu- 
nistische Manifest” von Marx und 
Engels hat die DKP längst schon 
ersetzt durch die "Bergpredigt” von 
Jesus. Die Gewaltpolitik und Erobe- 
rungspolitik „Israels, ist eine Tat- 
‚sache, Das elende Schicksal der pa- 
stinensischen Flüchtlinge seit 25 
Jahren ist eine Tatsache. Diese Tat- 
sachen lassen sich nicht wegpredi- 
gen. Auf der anderen Seite ist klar, 
daß die imperialistische Gewaltpoli 
tik immer wieder den gerechtfertig- 
ten Widerstand der Unterdrückten, 
Ausgebeuteten und Verelendeten 
hervorruft. Gegenüber diesem 


Schicksal von einem Dutzend israe- 
lischer Sportler in den Hintergrund 
treten. Zumal die Revolutionäre des 
„Schwarzen September” mit Recht 
betonen, daß sie am Tod der israeli- 
schen Sportler natürlich nicht inte- 
ressiert waren, sondern daß diese als. 
Geiseln nur lebend nützlich sein 
konnten. 

Wir meinen schließlich, daß mit, 
Geiselnahme und ähnlichen Aktio- 
‚nen weder die Befreiung politischer 
Gefangener in Israel zu erreichen ist 
(weil die israelische Regierung die 
Festhaltung der Gefangenen böher 
stellt als das Leben ihrer Bürger, 
von deren gewaltsamen Tod sie 
sogar politisch noch profitiert), 
noch daß dies im Ausland das Ver- 
ständnis für den palästinensischen 
Befrejungskampf zu stärken ver- 
mag 

Das bedeutet jedoch nicht unter, 


darität der arabischen Massen mit 
dem palästinensischen Befreiungs- 
kampf enorm zu stärken und über- 
dies den durch das Vordringen der 
Reaktion eingeschüchterten Massen 
der palästinensischen Flüchtlinge 
neue Hoffnung und Siegeszuver- 
sicht zu geben. So wäre es falsch, 
das Vorgehen des „Schwarzen Sep- 
tember” mit den terroristischen An- 
schlägen der „Baader-Meinhof- 
Gruppe”” auf eine Stufe zu stellen. 
Die „Baader-Meinhof-Gruppe” ging 
davon aus, die „verbürgerlichten” 
westdeutschen Arbeiter durch ihre 
Anschlige  „aufzurättein”: 

Gruppe ging soweit, Anschläge ge- 


Massennicht die geringste Sympa-" 


thie, sondern stießen auf entschie- 


bekämpfen, weil sie berücksichtigen, 
weich starke Sympathien der pali- 
stinensische Kampf bei den arabi- 
schen Massen hat. Aber den palist 


‚danien lebt der größte Teil der 
palistinensischen Flüchtlinge — die 
Widerstandsorganisationen und ihre 
Stützpunkte in den Lagern immer 
wieder militärisch angegriffen und 
die politische Arbeit der Wider- 
standsorganisationen unter den 
Flüchtlingen unterdrückt. Auch die 
Regierung des Libanon, wo eben- 
falls viele Palästinenser leben, be- 


Widerstand haben die Kommuni- 
sten noch nie die Rolle von Predi- 
‚gern gegen die "Gewaltpolitik” 

übernommen, sondern haben die- 
sen Widerstand begrüßt und unter- 
stützt. Wir wissen zu unterscheiden 
zwischen den Herrschenden einer- 
seits, von denen die Gewalt ausgeht, 
und zwischen den Unterdrückten 
andererseits, die sich mit revolutio- 
närer Gewalt zur Wehr setzen und 
um ihre Befreiung kämpfen. 

Etwas anderes ist es, ob man die 
Münchner Aktion des „Schwarzen 
September” für einen vertretbaren 
Ausdruck revolutionärer Gewalt 
hält. Dazu schreibt die DKP in ihrer 
Sonder-,UZ 

ie DKP unterstreicht Ihren 
Standpunkt, daß mir Mord, Erpres- 
ung und Terror weder Frieden udn 
Fortschritt noch den berechtigten 
‚Forderungen der arabischen Völker 
nach Beendigung der isreelischen 
Aggression gedient ist. Die DKP ver- 
wrieilt den Terror.” 

Kommunisten haben noch nie 
‚den Teizor” abgelehnt, Was sic.als 
für den. revolutionären. - Kampf. 
schädlich ablehnen, ist der individu- 
lie Terror; d.h. terroristische Ak- 
tionen losgelöst vom Kampf der 
Massen. Lenin schrieb dazu: 

„Grundsätzlich haben wir den 
Terror nie abgelehnt und können 
wir ihn nicht ablehnen. Er ist eine 
Kampfhandlung, die in einem be 
stimmten Zeitpunkt der Schlacht, 


allen Umständen, daß solche Aktio- 
nen für den pallstinensischen 
Kampf nutzlos oder gar schädlich 
sind 

Das gegenwärtige Stadium der 
Palästinensischen Revolution ist 
durch eine Reihe von Besonderhei- 
ten gekennzeichnet. Dazu gehört, 
diß die Tätigkeit der Widerstands. 
Organisationen unter den Massen 
‚der Flüchtlingslager fast bis zur Un- 
möglichkeit erschwert ist. Deshalb 
ist es unrichtig und dumm, wenn 
die Bremer Genossen den „geschei- 
ten” Hinweis geben, die eigentliche 
Aufgabe der palästinensischen Re- 
volution sei die Organisierung und 
Bewaffnung der Massen. Das geht 
an den Realitäten vorbei. Organisie- 
ung und Bewaffnung der palästi- 
‚nensischen Massen - das heißt un- 
ter den nun einmal gegebenen Um- 
ständen auch Kampf gegen die ara- 


dene Ablehnung. Anders ist es mit 
dem Termor won Gruppen wie 
„Schwarzer September.” Solche 
Äktionen werden von den arabi- 
schen Masıen begrüßt und geben 
ihnen Hoffnung. Sie dienen dazu, i 
der gegenwärtig schlechten Situs- 
tion jene „Erfolge zu organisieren, 
die dem palistinensischen Volk hei 
fen, sich gegen die Anschläge der 
arabischen Reaktion zusammenzu- 
schließen und ein festes Bündnis 
mit den arabischen Massen zu schaf- 


hindert den Befreiungskampf nach 
Kräften. Allen arabischen Regie- 
Tungen gemeinsam ist die Angst, 
die von ihnen unterdräckten Völker 
könnten durch den palistinensi- 
schen _ Befreiungıkampf „ange- 
steckt” werden. 

Die arabischen Regierungen (mit 
Ausnahme Jordaniens) haben zwar 
in Worten die von den Großmäch- 
ten befürwortete „Politische L5- 
sung” zurückgewiesen. In Wahrheit 
sind sie durchaus an einer solchen 
Lösung interessiert, wobei sie den 
palästinensischen Widerstand nur als 
Druckmittel für kommende Ver- 
handlungen mit Israel einkalkulie- 
sen. Nicht die arabischen Regie- 
rungen, wohl aber die arabischen 
Massen stellen einen mächtigen 
Rückhalt für die palästinensische 
Befreiungsbewegıtng dar. 
bei einem bestimmten Zustand der 
Truppe und unter bestimmten Be- 
dingungen durchaus angebracht und 
sogar notwendig sein kann.” 

(Lenin, Was tun? ) 

Die DKP verurteilt nicht nur 
‚pauschal den Terror „an sich” und 
zeigt damit erneut, wie wenig sie 
mit der großen "revolutionären 
Theorie von Marx und Lenin zu tun. 
hat. Sie benutzt auch die Empörung 


bischen Regierungen, die den pali- 
stinensischen Befreiungskampf ver. 
hindern wollen, vor allem Kampf 
genen die reaktioniren Regierungen 
des Libanon und Jordanien, wo sich 
die Masse der palistinensischen 
Flüchtlinge befindet, Das bedeutet, 
daß der palästinensische Befreiungs- 
kampf den revolutionären Sturz der 
jetzigen reaktionären Regierungen 
Zumindest Jordaniens und des Libs- 
mon zur Voraussetzung hat. Das 
aber können die Palästinenser nicht 
allein, es erfordert ein Bündnis mit 
den Volksmassen dieser Staaten. 

Es scheint, daß solche Aktionen 
wie die Geiselnahme in München 
dazu dienen, die kämpferische Soli- 
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David*coLıarH 


Heimliche Vorbereitung auf den 
IG-Chemie Gewerkschaftstag ’72 


Die ersten Ansätze 
schaftsoppositionellen Strömur 
sid erkennbar, wenn sie auch heu- 
e.noch der Allmacht der Vorstände 


hoffnungslos unterlegen sin. 


iner gewerk- 


Dortmund der 9." Ordentliche 
Gewerkschaftstag der 
mie, 

Der Gewerkschaftstag ist das 

‚oberste Entscheidungsorgan der 


jom 17. bis 23. September tagt in 
\ IG-Che- 


. folgende Aufgaben: 
— die ökonomischen und. polii- 
schen Zielsetzungen der Gewerk- 
schaft für die nächsten Jahre zu 
bestimmen; 
= Satzungsänderungen zu beschlie- 
Sen; 
— über die an ihn gestellten Antrö- 
ge zu entscheiden; 
— den Hauptvorstand zu wählen. 

Der Gewerkschaftstag findet alle 
drei Jahre statt, 

Der Augustausgabe der „Ge- 
werkschaftspost” lag eine 40-sitige 
‚Beilage bei. In Ihr wurden über 360, 

Anträge zum Gewerkschaftstag ver- 
öffentlicht, Die Veröffentlichung 
der Anträge erfolgte allerdings erst 
nach Antragsschluß. Nur schr auf- 
merksame Leser der „Gewerk- 
schaftspost”, konnten schon früher 

winzigen redaktionellen Hin- 
weisen — erfahren, daß ein Gewerk- 
schaftstag. bevorsteht, Das reichte 
aber keineswegs aus, um ein breites 
sten stärker zur Wehr setzt. In dem 

Maße wird. auch der „Druck von 

unten” gegen die reaktionären Ge- 
werkschaftsführer zunehmen. Um 
ihren Einfluß und ihre Positionen 
nicht zu verlieren, geht die Gewerk- 
schaftsführung nach dem Grundsatz 
vor: „Wehret den Anfänge 

Die Anträge zum Gewerkschafts- 
tag spiegeln den Kampf und das 

Kräfteverhältnis zwischen Gewerk- 

schaftsführung und den Spitzen der 

‚oppositionellen Strömung wieder. 

Zum erstenmal stehen Anträge auf 

der Tagesordnung, in denen die 

"Autonomie der Vertrauensleute bei 

der Entscheidung über Arbeits- 
kämpfe und eine umfassende Mit- 
wirkung derselben während der 

Kämpfe selbst verlangt wird. 


Demgegenüber will der Haupt- 
vorstand in einer Reihe von Antri- 
‚gen entscheidende Rechte der Mit- 
‚glieder weiter beschneiden. Die Mit- 
lieder sollen aus der gewerkschaft- 


Interesse. der Mitglieder und Ver- 
trauensleute an dem Gewerkschafts- 
tag zu wecken. 

Die Chemicarbeiterschaft der 
Bundesrepublik hat in den seit. dem 
letzten Gewerkschaftstag vergange- 
men drei Jahren bedeutendere 
Kämpfe geführt, als in vielen Jahren 
zuvor. Vor allem im Streik 1971 — 
dem ersten Branchenstreik seit SO 
‚Jahren — hat die große Masse strei- 
kender Kollegen wichtige Erfahrun- 
gen im Kampf gegen die Kapital 
sten und eine halbherzige, verräteri- 
sche Gewerkschaftsführung gesam- 


melt;-In einer beträchtlichen An- 
zahl von Betrieben haben sich aus 
diesen Kämpfen 'heraus Gruppen 
aktiver, bewußter Gewerkschafter, 
Vertrauensleute und Betriebsräte 
gebildet. Sie setzen sich dafür ein, 
daß die große Masse der Mitglieder 

Gewerkschaften wirklich wieder 
zu ihrem Kampfinstrument ausbau- 
en 

Diese Kollegen werden von Kapt- 
talhörigen  Gewerkschaftsführern 


- immer wieder in ihrer Arbeit behin- 


dert, verleumdet und unter Druck 
gesetzt. Gewerkschaftsausschlüsse, 


gegen solche Kollegen mehren sich 
(Vergl. dazu den Artikel in diesem 
Arbeiterkampf:  „Gewerkschafts- 
schädigendes Verhalten”? ). 


Die Ansätze einer innergewerk- 
schaftlichen Opposition in den Be- 
trieben sind.noch stark zersplittert 
und sind derzeit für die Gewerk- 
schaftsführung noch keine echte 
Gefahr. Aber die Gewerkschaftzfüh- 
fung weiß sehr gut, daß sich das in 
ein paar Jahren ändern kann, wenn. 
die Arbeiterklasse sich gegen die 
zunehmenden Angriffe der Kapitali- 


Chemie -Streik 1971: 12.000 Chemiearbeiter in Köln fordern durch rhythmisches Rufen „Urabstimmung 
— Urabstimmung” die Gewerkschaftsführer auf, die Masse der Arbeiter an den Entscheidungen im Lohn- 
kampf zu beteiligen. Auf dem Gewerkschaftstag wird diese Massen - Forderung nur von einer kleinen Hand- 
voll gewerkschafts - oppositioneller Kollegen vertreten, die deswegen als „Linksradikale” angegriffen werden. 


lichen Willensbildung möglichst 
ganz und gar ausgeschaltet werden. 
Dazu dient ein Antrag (Nr. 20, 
„Verwaltungsstellen"), in dem der 
Hauptvorstand die Abschaffung der 
regelmäßigen © Mitgliederversamm- 
lungen der Verwaltungsstellen for- 
dert, Damit soll jeder regelmäßige 
und’ organisierte, überbetriebliche 
Erfahrungsaustausch der Kollegen 
verhindert werden. Der Hauptvor- 
stand begründet seinen Antrag mit 
dem  demagogischen Hinweis, daß 
die Verwaltungsstellen der IG-Che- 
mie ohnehin in den letzten 15 
Jahren’keine Versammlungen mehr 
einberufen hätten. Dieser untragba- 
re Zustand soll nun satzungsmäßig 
konserviert werden. Dahinter steckt 
die Angst, daß eine stärker werden- 
de Gewerkschaftsopposition — im 
Rückgriff auf noch bestehende foı 
schrittliche Satzungen — diese Mi 
gliederversammlungen wieder er- 
wingen könnte. Auch gegen den 
Willen der Verwaltungsstellen. 


Für stärkere Beteiligung der Mitglie- 


Vertrauensleute bei Tar 


Der Streik, die geschlossene Ver- 
weigerung der Arbeitskraft, ist der- 
zeit das wirksamste Mittel der. 
Werktätigen, den Kapitalisten mehr 
Lohn und bessere’ Arbeitsbedingun- 
‚gen abzufordern. Deshalb wollen 
die Kapitalisten, daß möglichst 
wenig gestreikt wird — und wenn, 
‚dann unter schärfster Kontrolle und: 
Dirigierung einer Gewerkschaftsfüh-, 
rung, die in der Lage ist, die 
‚Kämpfe schwach und zersplittert zu 
halten. Die „Punktstreik- und Na- 


delstichtaktik” im letzten Chemie- 
Streik hat das gezeigt. Wenn die 
Kollegen ohne „Erlaubnis” und 
Biligung dieser Gewerkschaftsfüh- 
mung in den Streik“treten, dann 
bekommen sie keine Unterstützung 
— über die Gewerkschaftssatzungen 
und Tarifrichtlinien sichert sich der 
Hauptvorstand umfassende Befug- 
nisse und Einflüsse auf die Lohn- 
kämpfe. „Der Hauptvorstand be- 
schließt über die Vorbereitung und 
Durchführung von Urabstimmungen 


‘ 


und Arbeitskämpfen“ (Satzung, 
$ 15,1). „Der Streik wird durch 
Anordnung des Hauptvorstandes. 
beendet: Die Anordnung kann je- 
derzeit erfolgen, wenn die Umstän- 
de es erfordern” (Satzung, $ 20). 
Die Streikenden haben nicht den 
geringsten Einfluß auf Streikbeginn, 
Streikform, Streikziel und Streik“ 
dauer. 

Nun verlangt der Hauptvorstand 
in einem Antrag (Nr. $ „Tarifricht- 
inien”), „um eine umfassende Mit- 
wirkung der Vertrauensleute und 
Mitglieder auf breiter Basis, zu er- 
möglichen”: 

— sollen zur Aufstellung von For- 
derungen vor Beginn der Tarifver- 
handlungen Vertrauensleute-Voll- 
Versammlungen stattfinden. 

— Die  Vertrauensleute-Leitungen 
„fassen diese Fordeningen zusam- 
— Die Verwaltungsstelle leitet sie 
an den Verhandlungsführer und die- 
ser in die Tarifkommission. 

— Die Tarifkommission „berück- 
sichtigt” sie bei der Aufstellung 
ihrer Forderung. Ihre Verhand- 
lungs- und Abschlußvollmacht wird 
dadurch nicht eingeschränkt. (!!!) 

— Die Vertrauensleute werden ver- 
pflichtet, das Ergebnis der Tarifver- 
handlung den Mitgliedern „im ge- 
werkschaftlichen Sinne“ zu erläu- 
term. 


Wahrlich, eine tolle, Mitglieder- 
Demokratiei Von der uneinge- 
schränkten Macht eines kleinen 
Königs aus ruft der Hauptvorstand 
nach der „Mitwirkung der Mitglie- 
der auf breiter Basis" In Wirklich- 
keit gibt er keinen Zoll von seinem 
Alleinbestimmungsrecht her. Er 
muß aber einen demokratischen 


Anschein errichten, um die Kon- 
rolle über die unruhiger werdende 
Basis nicht zu verlieren. 

‚Gegen den Antrag des Hauptvor- 
standes stehen viele Anträge, die für 
eine wirkliche Demokratie dei ge- 
werkschaftlichen Kämpfen eintre- 
ten. Die Delegierten der Verwal 
tungsstelle Darmstadt machten auf 
Initiative der Vertrauensleute von 
Merck den weitestzehenden Vor- 
stoß. Bei Merck gibt es eine beson- 
ders starke innergewerkschaftliche 
‚Opposition. Die Vertrauensleute- 
Leitung von Merck schrieb über ihre 
Arbeit mit Bezug auf den hart 
geführten Streik 1971: „Die Aus 
einandersetzungen zwischen den 
Streikenden und der Geschäftslei- 
tung, der von ihr gerufenen Polizei 
und der Justiz konnten bei der 
fehlenden Vorbereitung und Koor- 
dination durch die Bezirksleitung 
‚nur durchgestanden werden, weil 
seit etwa drei Jahren eine konse- 
quente gewerkschaftliche Mobilisie- 
ungsarbeit im Betrieb geleistet 
worden war.” 

Im Dienste dieser Politik steht 
der Antrag der Vertrauensleute von 
Merck (Nr. #): 

!]. Die Bezirksleitungen sind ver- 
pflichter, unmitielber nach Er- 
löschen der Friedenspificht bezirk- 
liche Vertrauensleute-Vollversamm- 
lungen einzuberufen. Anträge auf 
Durchführung von Arbeitskämpfen 
können nach Erlöschen der Frie- 
denspflicht von den Tarifkommis- 
sionen un d von bezirklichen 
Vertrauensleute-Vollserzammiun- 
Ben gestellt werden. 


2. Wenn die Tarifkommissionen 
‚oder 75% der berirklichen Ver- 
trauensleute-Vollversummlung die 


‘ 
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Durchführung von Arbeitskämpfen 
fordern, muß der 

diesen Beschlüssen Rechtrwirkuum- 
keit verieihen. 


3. Anträge von Vertmeuenskör- 
Dern einzelner Betriebe euf Durch- 
führung von Arbeitskämpfen zind 
bei der Entscheidung des Hauptror- 
Standes zu berücksichtigen. Bei Ab- 
ichnung muß die Entscheidung der 
Hauptvorstander gegenüber den 
Vertnauenskörpern schriftlich. be- 
gründet werden“ 

Die Vertrauensieute von Merck 
und von Veba-Glas AG, Een, ve- 
Hangen, daß Tarilkommissionsmi- 
glieder grundsätzlich gewählt wer- 
den mässen, und zwar zuf Vertran- 
Onsicute-Vollrersammunges! (VeL. 
Anträge Nr. 7 und 8) 

Es sollen Mitglieder: oder Ver- 
traucnsleuteversummlungen 


— vor der Tarlimmde zur Dickus- 
sion von Forderungen, 

— nach Abschluß des Tarifwertra- 
sen 

— nach der Landesschlichtung im 
Falle des Scheiterns 


stattfinden. (Nr.25, won Merck). 
Die Vertrauensieute der Veba-Gizs 
AG wollen zwischen Verhandbungs- 
ende und enägiltigem Abschlub 
eines Tarifvertrages eine Pazse von 
acht Tagen, während der die Tarf- 
kommission den Vertrauensieuten 
und Mitgliodern über den Stand 
Verhandlungen und das Ergebeis 
berichten müssen. (Antrag Nr. Ti. 

Der Vertrauenskörper won 
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‚Arbeiterkampf Nr. 22 / Okt. 72 


Ein ehrlicher’ 
Kapitalistenknecht? 


We ee 
aus einer Vortrags-Rede des 
BASF -Direktors Dr. Hans- Al- 
brecht Bischoff ab. Dieser Text 
dient auch als Unterlage gewerk- 
schaftlicher Schulungsarbeit der 
1G-Chemie in Bad Münder, In 
überraschender Offenheit erklärt 
der Kapitalisten - Knecht Bischoff‘ 
hier, was er und seinesgleichen 
vom „lieben Mitarbeiter", den Ar- 
beitern und Angestellten also, hal- 
ten: 


Der Mensch sieht. keines- 
falls erwa - wie Neoromantiker 
der Sozialpolitik es so gern sähen - 
Im Mittelpunkt. des Betriebes. Dort 
steht etwas ganz anderes, Dort 
steht die Produktion, der sachliche, 
der wirtschaftliche Erfolg, Denn um 
Ihretwillen ist der Beirieb da. 

Um ihretwillen ist der Betrieb 
das, was er at, und s0, wie er It: 
Bin technisches Gebilde mit einer 
'sachbezogenen, d.h. auf ein sach- 
Jiches Ziel gerichteten Organisation. 
Der Beiried ist keine Heimat und 
keine Bvangelische Akademie; kein 
‚Arbeiterwerk, kein Einsatz von In- 
dustriepfarrerm wird ihn dazu ma- 


BASF „Chef Bischoff: 


chen. Sein alleiniger Zweck ist die 
"Produktion von Gütern, von Waren, 
die andere brauchen. Alle seine 
Mittel sind darauf ausgerichtet, und 
miteinander dahingehend abge- 
stimmt, dieses Ziel bestmöglich zu 
erreichen, d.h, so billig wie mög- 
lich und so gut wie möglich so 
viel Güter zu produzieren und ab- 
Zusetzen, wie möglich. Damit dies 
srreicht wird, muß der Betrieb 
‚funktionieren, muß jeder seiner Tet- 


le funktionieren, müssen alle seine 
technischen und. organisatorischen 
Mittel funktionieren. 


Zu den Mitteln, die er hat und 
deren er sich bedienen muß, damit 
das Ziel erreicht wird, gehören auch 
Menschen, Da alle Mittel funk- 
tionieren müssen, müssen auch die 
Menschen funktionieren. Was funk- 
tioniert, ist Funktion. Der Betrieb 
braucht die Menschen nicht als 
Menschen, die Gott bei ihrem Na- 
man gerufen hat, sondern als Funk- 
tionen. Er braucht nicht den 
Franz S,, nicht den Ernst K., nicht. 
den Heinz B,, sondern er braucht 
einen Schlosser, einen Kraftfahrer. 
‚einen Buchhalter. Franz 5. ist der 


‚Der Mensch ist vom Betrieb nicht als. 


Mensch, sondern als Funktion gefragt .. 
‚Arbeiterinnen bei der Flaschenkontrolle 


‚Schlosser, Ernst K, der Kraftfahrer 
und Heinz B. der Buchhalter. Der 
Betrieb verwendet sie in diesen 
‚Funktionen, er braucht sie In diesen 


Funktionen, in keinen anderen. 


Braucht er keinen Buchhalter. 
mehr, weil dessen Arbeit von einer 


Rechenmaschine übernommen 
wird, so muß er sich von Heinz B. 
rennen, so wertvoll 'dieser als 
Mensch auch sein mag. Denn dem 
Betrieb nützt der wertvolle Mensch 
nichts, sondern Ihm nützte bisher 
der Buchhalter. Wird Erst K. so 
nervös, daß. er den Straßenverkehr 
‚nicht mehr bewältigen kann, 10 
muß der Betrieb sich von Ernst K. 
rennen. Es kann ihm nicht auf 
den Menschen, sondern nur auf 
den Kraftfahrer K, ankommen. Da 
K. ‚nicht mehr Kraftfahrer sein 
kann, muß er gehen, und der Be- 
trieb muß einen neuen Kraftfahrer 
einstellen, denn den braucht. er. 

Das klingt unmenschlich und 
ist auch unmenschlich, Aber es ist 
nicht im moralischen Sinne un- 
menschlich, sondern in einem ganz. 
nüchtern - sachlichen. Der Mensch 
ist vom Betrieb nicht als Mensch, 
sondern als Funktion gefragt. Der 
Mensch als solcher is für den Be- 
rieb nichts, die Funktion, die er 


ausüben kann, alles. Ganze Berufe 
Tallen weg, und die Menschen, die 
sie ausübten, werden überflüssig, 
wenn sie nicht anders nutzbar sind: 
Umgeschult oder umgelernt. 


Der Betrieb braucht noch einen 
anderen Menschen als Mittel dafür, 
daß alles funktioniert, daß der Be- 
trieb funktioniert, Das ist. Wer- 
ner F., der Funktionär. Denn ein 
Funktionär ist ein Mensch, der 
dafür zu sorgen hat, daß Funk- 
tionen, eine Apparatur, eine Orge- 
nisation, vor allem aber andere 
Menschen in ihren Funktionen und 
damit als Funktionen funktionie- 
ren. Fält der Funktionär aus, so 
muß er schnell ersetzt werden. Er 
muß ersetzbar sein, und wäre der 
Chef selber. dieser Funktionär. 
Denn sonst funktioniert der Be- 
trieb nicht mehr. Ein Betrieb, der 
nieht mehr funktioniert, geht zu- 
runde. 


Funktionen und Funktionäre 
müssen also wesensmäßig ersetz- 
bar sein. Da sie innerer Teil eines 
‚ganzen, des Betriebes sind, sind 
sie ersetzbares Teil und - von der 
Kehrseite gesehen — Ersatzteile. 
Ersatzteile müssen griffbereit,daher 
eingeordnet, gekennzeichnet, kata- 
logisiert sein, eine Nummenjragen. 


Das Wesentliche und Wichtigste an 
innen ist diese Nummer, die angibt, 
wie sie als Ersatzteil. verwendet 
werden können. Ein Mensch aber, 
dessen wichtigstes, dessen Wesens- 
merkmal für den Betrieb die Num- 
mer ist, die er trägt. ist selber 
Nummer. Und. in diesem. Sinne 
sind. wir alle Nummern, Nummer- 
sein gehört zum Wesen des Men- 
schen im Industriellen Massenzeit- 
alter.” 


Soweit also der Kapitalisten - 
Knecht Bischoff. Der Leser ist em- 
pört — natürlich. Doch warum? 
Ist es etwa nicht so, daß die Ar- 
beiter und Angestellten nur Ersatz- 
teil, nur Nummer sind? 


Die scheinbar ‚schonungslose 
Ehrlichkeit” in Bischoffs Vortrags - 
Rede erklärt sich gerade daraus, 
daß dieser Herr ohne ‚beschöni- 
gendes’ Beiwerk das ausspricht, was 
‚Ohnehin die Mehrzahl der Arbeiter 
und Angestellten tagtäglich am ei- 
‚genen. Leib verspürt, namlich, daß 
sie wie Ersatzteile eingesetzt, um- 
gesetzt, weggeworfen, eben wie 
Nummern und nicht wie Menschen 
behandelt werden, 


Bischoff wendet sich in seinem 
Beitrag gegen die „Neoromantiker 
der Sozialpolitik", d. h, gegen jene 
berufsmäßigen. lusionstmacher, die 
— ohne die tatsächlichen Zustände, 
verändern zu wollen, weil sie ‚von 
ihnen mitprofitieren — dieselben 
den Arbeitern und Angestellten. 
durch dümmliche und verlogene 


Parolen, Phrasen etc, verzuckern. 
wollen. „Der Mensch im Mittel- 
punkt” ” eine dieser verlogenen. 


Parolen, mit denen die DGB - Füh- 
rer der Arbeiterklasse Sand in die 
Augen streuen. Und es sind auch 
dieselben DGB - Führer, die wegen 
dieser Rede auf die Barrikaden ge- 
angen sind, und nicht etwa wegen‘ 
der tatsächlichen Zustände, die 
Bischoff hier ‚schonungslos' darge- 
stellt hat. 


Und gegen diesen. verlogenen 
Protest der DGB - Führer, die allen- 
falls noch die ‚Schlechtigkeit” so 
cher  Kapitalisten - Sprecher 
Bischoff anhand dieser Rede nach- 
zuweisen versuchen, nicht aber die 
Untauglichkeit und Menschenfeind- 
lichkeit der kapitalistischen Produk- 
tion selbst — gegen diesen. ver- 
logenen Protest also, nehmen wir 
Kommunisten einen Bischoff sogar 
noch „in Schutz”. 


Natürlich wissen wir, daß 
Bischoff mit seinem Vortrag alles 
andere bezweckt, als nun gerade 
den Arbeitern und Angestellten die 
‚Augen zu öffnen. Ihm ging es viel- 
mehr darum, die ganz unbestreit- 
bare Tatsache zutiefst menschenun- 
würdiger Arbeitsbedingungen in der 
kapitalistischen Produktion aus 
scheinbar ganz normalen, natür- 
lichen, nur sachbezogenen Zwängen 
heraus zu erklären. 

Bischoff zeichnet das Bild einer 
quasi naturgegebenen und gottge- 
wollten Unterwerfung des Arbeiters 
unter den „Betrieb", unter die 
Sachzwänge der Produktion: Die 
Menschen brauchen die Produktion 
von Gütern, also den „Betrieb”, um 
existieren zu können und deswegen 
— so etwa folgert Bischoff — sollten 
sie sich auch den Gesetzmäßigkei- 
ten ‚der Produktion, den Zwängen 
des „Betriebes” gefälligst unterwer- 
fen. 


Der Zweck, den Bischoff mit 


Nummern sein gehört zum Wesen des Menschen im Indusäriellen. 


Massonzeitalter.” 


Ein Arbeiter kontrolliert Websutomaten 


seiner seltsamen „Logik” verfolgt, 
ist nur allzu durchsichtig: Die Ar- 
beiter und Angestellten sollen sich 
abfinden mit ihrer Existenz als 
Nummer, als Ersatzteil, das z.B 
weggeworfen wird, wenn das dem 
Betrieb” nützt. Eine Auflehnung 
gegen diesen Zustand soll als zweck- 
los, oder gar als unsinnig erschei- 
nen, Denn was soll schließlich eine 
Auflehnung gegen den. „Betrieb” 
bringen? 

Was Bischoff allerdings hier ge- 
fissentlich verschweigt, ist die Tat- 
sache, daß die Betriebe in unserem 
Land das Privateigentum bestimm- 
ter Personen sind, eben der Kapi- 
talisten. Und was Bischoff eben- 
falls verschweigt, ist die Tatsache, 
daß es diesen Herrschaften keines: 
wegs darum geht, „so viel Güter 
zu produzieren ._.wie möglich”, 
sondern so viel Profit zu scheffeln 
wie möglich. Dem Kapitalisten ist 
der Kamm, das Auto. die Schreib- 
maschine, also die Güter, die „sei- 
ne" Arbeiter produzieren, voll 
kommen gleichgültig 


Nicht der Betrieb als solcher, 
macht den Arbeiter und Angestell- 


ten zum austauschbasen Ersatzteil, 
zur Nummer. Es ia vielmehr- der 
kapitalistische Betrieb, der dem 
Menschen unterwirft. Es ist der 
Kapitalist, der die gesellschaftlich 
notwendige Güter - Produktion sei 
‚nem privaten Profit -Streben un- 
terwirft und mit ihm auch den 
arbeitenden Menschen, den er zum 
„modernen Sklaven” degradiert, 
ihn ausbeutet und ihn mit Hilfe 
seines Staatsapparates politisch un- 
terdrückt und ihn daran hindert, 
das kapitalisische Joch abzuwer- 
fen. Genau dies ist das Wesen der 
sogenannten „Freien Marktwirt- 
schaft", nämlich der Freiheit der 
Kapitalisten zu schalten und zu 
walten, wie es ihrem Profit am 
besten bekommt und der „Freibeit” 
des Arbeiters und Angestellten sich 
an einen dieser Kapitalisten zu ver 
kaufen oder zu verhungern. 

Ein Kampf gegen diese „moder- 
ne Sklaverei” ist auch keineswegs 
ein Kampf gegen die Produktion, 
gegen den „Betrieb”, sondern ein 
Kampf gegen das kapitalistische Ei- 
gentum am Betrieb, ein Kampf ge- 
gen die Kapitalisten selbst und ihren 
Staatsapparat. 


Im Arbeiterbuch sind alle Zeitungen 
des Kommunistischen Bundes erhältlich 


Arbeiterkampf, Unser Weg, 
Meetallarbeiter, 
Chemiearbeiter, Druckarbeiter, 
Hafenarbeiter, Flugblätter 


* 


‚Außerdem führen wir ein großes Angebot an 
Schriften zur Gewerkschafts- und Arbeiterbe- 
wegung, marx. Klassiker, Intenationalismus, 
Schriften aus der VR China, Albanien, Nord- 
Kores, Literatur über Ausbildungswesen, 
Soziologie, Pädagogik, Psychologie. _ 


arbeiterbuch | 


Bremerhaven Flensburg. 
Norderstr. 10_Grindelhet 45 


„Bürger 198 


Hamburg 13 
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Im Kampf der Docker wurde 


| 
eine neue Schärfe der Klassenkämp- 
f&in England sichtbar: 
uf Neu war, daß sich die Döcker 
in ihren Aktionen gegen ein be- 


ihe militanter Kämpfe der englischen Arbeiterklasse in diesem Jahr, 
— Sicherung aller Arbeitsplätze, die derzeit von scharfen Rationalisie- 
rungsmaßnahmen der Kapitalisten im Rahmen der Umstellung auf Con- 


tainer-Verkehr gefährdet sind, 
— Zahlung der 


[Ebenfalls Angleichung der Sozial 
lichen Bestimmungen. 


= Zurücknahme des „Anlistreikgesetzes” der reaktionären Heath-Regie- su, 


geführt wurde, Sie mul 


Yerräterische Gewerkschaftsführung für sie „erhandelte.” 
Die materielle Lage der englische: 

‘verschlechtern. Die englische Kapltalistenklasse ist inzwischen zu einem Hin 

Generalangriff auf die materlelle Lage und die politischen und gewerk, 

schaftlichen Rechte der ganzen Arbeiterklasse übergegangen 


® Im Auftrag der englischen Kapitalistenklasse, verfügte die reaktionäre 


len Dockerlöhne, wie sie tariflich fest 
für Hafenarbeiter, die in sog. ‚nichtregistrierten Häfen 
istungen in diesen 


stehendes Gesetz wendeten. Das 
„Antistreikgesetz” war Anfang des 
Jahres verabschiedet worden und 
drohte wild streikenden Arbeitern 
mit hohen Geld- und Gefängnis- 
strafen. Während hier in der BRD 
Aktionen gegen das neue Betriebs- 
verfassungsgesetz nur vor der Ver- 
abschiedung durch den Bundestag 
„erlaubt” waren und jetzt jede 
Stellungnahme dagegen als „Miß- 
achtung von Parlament und Gesetz” 
kümmerte es die englischen 
Arbeiter nicht, ob das „Antistreik- 
gesetz" irgendwo verabschiedet 
worden war oder nicht, Es ist gegen 
ihre Interessen und wird deshalb 
bekämpft. 


legt sind; auch 
rbeiten müssen. 
läfen an die tar 


jockarbeiter wird sich also weiter 


Gewerkschaftsfunktionär 
versuchte auf einer Massenversamm- 
lung den Dockern vorzuhalten. sie 
müßten sich an „das Gesetz" halten 
und dürften nicht „gegen das Ge- 


'Tory + Regierung Lohnleitlinien von 7 — 8%, die sie jetzt überall durch- setz" streiken usw. „Fuck the law!" 


zusetzen sich bemüht. 


© Dagegen steigern die Kapitalisten ständig die Preise, Die derzeitige 


(etwa; „Scheißt auf das Gesetz!”) 
{ ein Docker unter dem stürmi- 


Steigerungsrate liegt bereits bei 9 %, bei den täglichen Verbrauchsgäterm schen Beifall seiner Kollegen. Der 


‚der Arbeiter sogar noch höher. 


® Mit Hilfe der reaktionären Bestimmungen im sog. Anı 
sollen und werden die Abwehrkämpfe der englischen Arbeiter immer 


stärker eingeengt 


® Aus.dem- Steuersufkommen der englischen Arbeiterklasse bezahlt die 

‚nur den ‚brütalen Terrorkrieg gegen die nord- 
irische Bevölkerung, sondern beginnt in noch nicht gekanntem Ausms 
diese Gelder direkt den Kapitalisten wieder zuzustecken, in Form von 
sog. „Investitionshilfen“, Subventionen”, „Stewererleichterungen” usw, 


Heath - Regierung nich 


Funktionär mußte seine Rede ab- 
brechen, 


treikgesetz 


Neu war auch die Härte der Aus- 
einandersetzungen zwischen. Arbeir 
terklasse und Kapitalistenklasse. Die 
Hafenunternehmer selbst forderten, 
indem sie provokatorisch jede Ver- 
besserung der Lage der Docker ver- 
weigerten, die politische Bewußtheit 


Ein Finanzplan wurde jetzt von der Heath - Regierung verabschiedet, und militante Kampfbereitschaft 


der die englischen Kapitalisten mal wieder so ordentlich fett machen 


soll; 


— Investitionen dürfen demnach jetzt 100 % ig abgeschrieben werden. 
— die ersten $ Jahresmieten für neugemietete Fabrikgelände in sog, 
„industriell unterentwickelten Gebieten” bezahlt in Zukunft der 

dieses Geld wird dem Steueraufkommen der englischen Arbeiter. 


dh, 
klasse entnommen. 


= bei Investitionen in Nordengland übernimmt der Staat auch noch 


20% der Kosten direkt, 
- will ei 


Kapitalist neue Arbeitskräfte „anlernen 


der Docker heraus. Die Docker ih- 
rerseits zwangen durch ihre Ge- 
schlossenheit die Klassenjustiz sogar 
zeitweilig zum Rückzug: Nach 5 Ta- 
gen mußten die Richter 5 verhaftete 
Streikführer wieder aus dem Gefäng- 
nis entlassen, weil diese Maßnahme 
Militanz, Solidarität und Entschlos- 
senheit der Docker nur noch ge- 
steigert und eine breite Sympathie - 
Streikwelle in ganz England verur- 
erhäll er dafür sacht hatte: 150.000 Arbeiter vieler 


einen staatlichen Zuschuß ‚von 4-10 Plund Sterling (30-75 DM) Branchen legten spontan die Arbeit 


pro Kopf, 


Die Kapitalisten anderer westeuroplischer Staaten wittern Morgenluft 
Der neue Finanzplan der englischen Regierung dürfte einige von ihnen 


Shop Stewards natürlich wenig er- 
fahren, Offensichtlich haben gerade 


aiiocken, da unter/diesen Bedingungen eine Bereiligung an der Ausbeu; die Rewußtesten unter ihnen nach 


tung der englischen Arbeiterklasse lohnender erscheinen könnte, als in 


anderen Ländern. 


Die westdeutsche Kapitalistenzeitung, das „Handelsblatt” schrei 


dazu z.B, 


„Die vom britischen Schatzkanzler bei der letzten Budgetvorlage 
verteilten neuen Investitionsanreize, könnten es auch für deutsche Unter- 
‚nehmer interessanter machen, sich mit Zweigbetrieben in Großbritannien 
anzusiedeln. „.In der Kalkulation liegen die durchschnittlichen Arbeits- 
löhne und die Sozialversicherungsbeiträge deutlich niedriger als in der 


BRD." (29. 5.72) 


Der Streik der englischen Docker ist Teil des Kampfes aller europä- 
schen Arbeiter gegen die wirtschaftlichen und politischen Angriffe der 
sich zusammenschließenden Kapitalistenklassen Europas. 


|ie Docker hatten vor rund 10 

[Monaten ihre Kampfmaßnahmen 

'egonnen. Diese waren anfangs 
nicht „offiziell” — also nicht von 
der Gewerkschaftsführung angemel- 
det. Erst nach 8 Monaten harter 
Auseinandersetzungen mit den Un- 
ternehmern erklärte die Gewei 
schaftsfühnung endlich den Streik 
für offiziell - nachdem S Streik- 
führer ins Gefängnis gesteckt wor- 
den waren, die Haltung der Docker 
deswegen noch unnachgiebiger und 
militanter wurde und Arbeiter an- 
derer Branchen Sympathiestreiks 
durchführten. — Während bei uns 
in der Regel erst nach Anordnung 
durch die Gewerkschaftsführung 


offizieller Beendigung des Streiks 
die Mäglichkeit den Kampf mit der 
breiten Masse der Docker inoffiziell 
tortzusetzen, überschätzt: In & Hä- 
fen stimmten am 16.8. die Shop 
Steward - Komitees dafür, weiter zu 
kampien. Einige Tage später aller- 
dings wurde in den meisten Häfen 
Englands wieder gearbeitet. 


Ein Londoner Shop Steward, mit 
dem wir telefonisch sprachen, sagte 
uns: „Wir werden jetzt genau unter- 
suchen, wie die ganze Sache gelau- 
fen ist, war für Erfolge sie ge- 
bracht hat und was für Fehler wir 
dabei gemacht haben ... Ein Fehler 
ist jetzt schon klar: Wir haben zu 
wenig informiert, unsere Meinung 
von der Sache den Kollegen zu we- 
nig dargelegt, zu wenig Zeitungen, 
Flugblätter, zu wenig Versammlun- 
gen. Auch unter uns selbst müssen 
wir die Erziehungsarbeit verstärken.” 

Diese Informationslücke wurde 
natürlich von der Bürgerlichen Pres- 
se im Sinne des Kapitals voll ausge- 
nutzt: Lügen und Demagogie ver- 
suchte sie mit Hilfe ihrer Monopol- 
presse zu verbreiten, um in der Be- 


Streiks beginnen und „wilde” 
Streiks seltene Ausnahmen. sind, 
wurden in England bisher mehr 
als 95.% (!) aller Streiks durch die 
Arbeiter selbst begonnen. Darin 
zeigt sich das Vertrauen der eng- 
lischen Arbeiter in die eigene Kraft 
und Stärke. Für sie waren die Ge- 
werkschaftssatzungen bisher Sat- 
zungen für die Gewerkschaftsführer 
und nicht mehr. Sie durchschauten 
deren grundsätzliche Funktion, 
nämlich durch lange Instanzenwege 
und undemokratische Formalien 
Streikbeschlüsse _ hinauszuzögern 
und alle Entscheidungen letztlich völkerung Verwirrung zu stiften und 
an die kapitalhörigen Gewerk- ein Zemmbild der Streiklage zu zeich- 
schaftsführer zu deleperen. nen. 


ing 


nieder. Die Kapitalisten setzten alle 
Mittel ein, um den Widerstand der 
Arbeiter zu brechen: 
® Ausrufen des Notstandes, Dro- 
hung, das Militär einzusetzen. 
® Knüppeleinsätze der Polizei. 
® Massenhafte Verhaftungen von 
Streikposten und hohe Geldstrafen. 
® Diffamierungskampagnen in Pres- 
se, Rundfunk und Fernsehen, Pro- 
grom - Hetze gegen die Streikenden. 
Die Docker ihrerseits wehrten 
sich, so weit es in ihrer Kraft lag. 
Sie lieferten der Polizei regelrechte 
Schlachten. So mancher Polizist 
mußte ins Krankenhaus, weil die 
Docker ihn kräftig verprügelt hatten. 
Neu war drittens das Ausmaß 
der "eigenständigen Organisierung 
und Leitung der Kämpfe durch die 
Shop Stewards, den von den Beleg- 
schaften gewählten Vertrauensleu- 
ten. Die über die einzelnen Betriebe 
hinausgehende nationale Organi- 
siertheit der Shop Stewards kam 
dem Kampf der Docker zugute: 
Unabhängig von der Gewerkschafts- 


Weil die Docker die ökonomische 
und politische Notwendigkeit und. 
die allgemein - politische Bedeutung 
ihre Kampfes nicht breit genug (z. 
B. in einer Zeitung) dargestellt hat- 
ten, war es für die Tintenkulis der 
Kapitalisten möglich, die Docker als. 
eine „kleine egoistische Gruppe” 
hinzustelen, die „ohne Rücksicht 
auf die Allgemeinheit” ihre „priva- 
ten Interessen” verfolgt und die 
„Versorgung der ganzen Bevölke- 
fung” dabei „gefährdet”. Zu diesem 
Zweck druckten. die i 
Zeitungen laufend Bilder ab, auf 
denen die Vernichtung von Toma- 
ten - und Obstbergen zu schen war, 
oder Vieh und Geflügel, das — wie 
die Zeitungen behaupteten .- dem- 
nächst notgeschlachtet werden müß- 
te, weil die Futtermittel durch den 
Dockerstreik bald ausgingen. (Diese. 
Thematik mußte allerdings nach ca. 
2 Wochen gewechselt werden, weil 
die Tiere immer noch gesund und 
munter waren!) 

Diese Taktik ist darauf abgezielt, 
Teile der Bevölkerung und der Ar- 
beiterklasse gegen die kämpfenden 
Arbeiter aufzubetzen und auf die 
Seite der Kapitalisten zu ziehen. 

In einer kleinen Hafenstadt in 
der Grafschaft Comwall (Sädwest- 
england) ist ihnen dies bei einem 


großten Teil der Bevölkerung gelun- 


5x 


Docker — von der Polizei zusammengeschlagen 


führung organisierte und finanzierte, 
das „Nationale Shop Steward Ko- 
mitee” „fliegende Streikposten”, die 
im ganzen Land, vor allem in den 
kleinen, nicht s9 gut organisierten 
Häfen für die Aufrechterhaltung der 
Streikpostenketten sorgten. Bei na- 
tional geführten Kämpfen hat die 
englische Arbeiterklasse (genau wie 
die anderen Arbeiterklassen Euro- 
pas) noch wenig Erfahrung. Für die 
englischen  Klassenauseinanderset- 
zungen sind gerade lang und hart 
geführte Kämpfe einzeiner Beleg- 
schaften um betriebsspezifische For. 
derungen typisch. 

Je ausgedehnter aber ein Kampf 
ist, um so größere Anstrengung und 
Erfahrung erfordert es, die Infor- 
mationen über alle Kampfplätze, 
Über die Stimmung und Meinungen 
der Kollegen zusammenzutragen, 
eine einheitliche Strategie zu ent- 
wickeln und einheitliche Anweisun- 
gen herauszubringen, die über Zei- 
tungen und Flugblätter alle Arbeiter 
erreichen. Gerade in dieser Bezie- 
hung waren die Docker und ihre 


‚gen. Dort leben mehrere Tausend 
Arbeiter von der Herstellung von 
Tonwaren, die zu 70 — 80 % expor- 
tiert werden. Den Unternehmern ge- 
lang es, den Arbeitern einzureden, 
nicht sie, die Unternehmer, seien 


verantwortlich für drohende Lohn- 
einbußen und Arbeitslosigkeit, son- 
dern die 109 Docker in Cornwall, 
die ihren kleinen Expurihafen be- 


streikten und die Verschiffung des 
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Mit dieser Demonstration hatten 
(die Kapitalisten die Arbeiter gefun- 
den, die aus Angst um ihren Ar- 
eitsplatz und von den Kapitalisten. 
irregeleitet, auf Schildern der gan: 
zen englischen Öffentlichkeit fol- 
ende Botschaft der Kapitalisten 

n fauler Hafen tö- 
1” „Verschifft den 
Ton, rettet unser” Einkommen!” 
{ „Export. oder verhungern!”. 

Diese „Volksgemeinschaft” wur- 
de von der bürgerlichen Presse na- 
türlich begierig aufgegriffen und aus- 
gewalzt, um die Docker zu entmuti- 
gen und um ihnen einzureden, die 
Bevölkerung stehe nicht aüf ihrer 
Seite, sondern auf der der Kapita- 
listen, 


Gewerkschaftsführung — auf 
der falschen Seite 

Die Gewerkschaftsführer trugen 
mit zur Niederlage der Docker bei. 
Erst zögerten sie — s0 lang es irgend 
ging — ihre Unterstützung für die 
Docker hinaus, Sie boykottierten 
sogar aktiv die Aktionen der Dok- 
ker: Es kam mehrfach vor, daß 
Gewerkschaftsfunktionäre auf Mas- 
senversammlungen — nachdem sie 
selbst geredet hatten — verhinder- 
ten, daß die Shop Stewards zu den 
Dockern sprechen konnten: Si 
drehten in den vom TUC (Dachver- 
band der englischen Gewerkschaf- 
ten) zur Verfügung gestellten Laut- 
sprecherwagen den Surom ab! 
Schließlich — als 5 Shop Stewards 
im Gefängnis saßen — konnte die 
'Gewerkschaftsführung diese Haltung 
nicht länger beibehalten, ohne sich 
völlig von den Kollegen zu isolie- 


Mit gebaliter Faust begrüßen die Docker Vie Turner — 


ren: Sie mußte den Streik für offi- 
ziell erklären. 

Dann — als die 5 wieder draußen 
waren — hatte sie nichts Eiligeres 
zu tun, als darauf zu drängen, 
den Streik so. schnell-wie möglich 
zu beenden, 


‚Aldington - Jones: Komplott 
gegen die Docker 


So Iberredeten sie die Funktio- 
närsversammlung, die über die Wei- 
terführung des Streiks zu entschei- 
den hatte, den Streik abzubrechen 
und den „Aldington - Jones - Plan” 
anzunehmen, obwohl dieser die For- 
derungen der Docker in keiner Wei- 
se erfült (dieser Plan wurde von 
Aldington, dem Vertreter der Kapi- 
talisten und Jones, dem Chef der 
Transportarbeitergewerkschaft zu- 
‚sammen ausgetüftel) 
® Die Docker hatten Garantien für 
ihre Arbeitsplätze gefordert. (Fast 
ein Drittel der rund 40 000 regi- 
strierten Docker ist bereits jetzt 
arbeitslos!) Im Akdington - Jones- 
Plan werden ganze 290 Arbeitsplät- 
ze bis 1973 (!) garantiert! 
© Die Docker hatten gefordert, daß 
die. nichtregistrierten Häfen. 'regi- 
striert werden. Das hätte bedeutet, 
daß mit dem tariflosen Zustand, 
mit der unmenschlichen Überarbei- 
tung der Docker und mit den Hun- 
gerlöhnen in diesen Häfen endlich 
Schluß gewesen wäre und man die 
Kapltalisten hätte zwingen können, 
Dockertarife für Dockerarbeit zu 
zahlen, Aber davon steht im „Ak 
dington - Jones -Plah” kein Wort. 
Statt daß durch die Registrierung 
die Hafenkapitalisten gezwungen 


werden, Dockertarife zu zahlen, 
wird dies den Kapitalisten im Ar 
dington - Jones-Plan nur empfoh- 


Um diesen Betrug etwas zu ver- 
stecken, wird den Unternehmern, 
die dieser Empfehlung nicht folgen 
wollen, damit „gedroht”, daß sie 
die Differenz zwischen gezahlten 
Löhnen und Dockertasifen an die 
Dockarbeitsbehörde abführen müs- 
sen. Das ist natürlich ein übler Witz. 
Da wird so getan, als würde das die 
Unternehmer dazu bringen, die 
Dockeftarife einzuhalten! Dabei ist 
völlig klar, daß die den Arbeitern 

enthaltenen Gelder über die Ne 
tönale Dockarbeitsbehörde wieder 
in die Taschen der. Kapitalisten 
zurückfließen (als Rationalisierungs- 
Investitionen in Häfen, die nur den 
Unternehmern zugute kommen, 
oder als direkte Subventionen usw.) 


Sieg und Niederlage 
Zusammenfassend ist festzustel-. 
len: insgesamt haben die englischen 
Docker nicht durchsetzen können, 
daß ihnen ihre Arbeitsplätze garan- 
tiert werden und daß mit den un- 
registrierten Piratonhäfen Schluß ge- 
macht und Dockerarbeit auch mit 
Dockertarif bezahlt wird. Diese Nie- 
derlage konnten die Docker beim 
derzeitigen Stand des politischen 
Bewußtseins und der Organisiertheit 
der englischen Arbeiterklasse nicht 
verhindern. Aber andererseits hat 
diese Niederlage und vor allem der 
Verrat der Gewerkschaftsführung 
weiteren Teilen der englischen Ar- 
beiterklasse die Augen geöffnet über 
den Charakter der kapitalistischen 
‚Gesellschaft als Ausbeuterherrschaft 
und über den Charakter der Ge- 


ganisieren. Daß andere Teile der 
englischen Arbeiterklasse aus dem 
‚Kampf der Docker bereits ihre Leh- 
ren gezogen haben, zeigte sich schon 
Mitte August am Streik der Bau- 
arbeiter. 


Bauarbeiterstreik 


Schon seit über einem Jahr be- 
steht unter den englischen Bauarbei- 
tern die Forderung nach der 35- 
Stunden-Woche und nach 30 
Pfund Minimum - Wochenlohn. 
Während der Verhandlungen zx 
schen Gewerkschaftsführung und 
Unternehmerverband in diesem Jahr 
führten die Bauarbeiter mehrere 
Warnstreiks_ durch. Mitte August 
einigten sich die Gewerkschaftsfüh- 
ser mit den Kapitalisten auf 25 
Pfund Wochenlohn; für Mai 73 wur- 
de noch eine Anhebung um 4 Pfund 
auf 29 Pfünd vorgesehen. Von der 
35-Stunden-Woche war überhaupt 
keine Rede. 

Aber da spielten die Kollegen 
nicht mit, Spontan legten sie aus 
Protest gegen dies miese Ergebnis 
und den Verrat ihrer Gewerkschafts- 
führung die Arbeit nieder. Allein in 
London wurde auf 400 Baustellen 
nicht gearbeitet; insgesamt waren 
rund 170.000 Bauarbeiter im Aus- 
stand, 

Am 15.8. rief die Gewerkschafts- 
führung “dann urplötzlich zur 
‚schnellsten Intensivierung der 


einen der 5 verhafteten Shop Stewards —,als er aus dem Gefängnis entlassen wird. 


Streiks” auf den Bauplitzen auf. 
Auch. hier zeigt sich wieder deut- 
lich die Taktik der Gewerkschefts- 
führung: Bremsen, so lange es geht, 
und wenn dies nicht hilft, mit ir- 
gendeiner schein „radikalen” Losung 
an die Spitze der Bewegung zu 
spurten — um dann wieder zu 
bremsen. 


300 000 Arbeiter sollten-- ihrem 
Aufruf zufolge — die Arbeit nieder- 
iegen. Der „Guardian”, eine bür- 
gerliche englische Zeitungkommen- 
tierte: „Dies sieht wie ein Versuch 
.. aus, hinter den lokalen Gewerk- 
Schaftsführern herzulaufen, die letz- 
te Woche erfolgreich. die Streik- 
welle organisierten _. Gestern sol 
len an die 100.000 Arbeiter ihre 
Arbeit niedergelegt haben. Deshalb 
wird wohl der gestrige Aufruf” (der 
Gewerkschaftsführer) „ein Versuch 
gewesen sein, die Situation unter 
Kontrolle zu bekommen, indem 
man die Militanten überbietet.” In 
weichem Maß die Gewerkschafts- 
führer bei den Bauarbeitern bereits 
an Einfluß verloren haben, wird an 
folgenden Ausführungen im „Guar- 
dian” deutlich: „Die Gewerkschaf- 
ten waren nicht in der Lage, die 
Vereinbarung” (mit den Unterneh, 
mern) „durchzusetzen (bei den 
Mitgliedern), „in 2 national verbrei- 
teten Zeitungsannoncen beschuldig- 
te der Unternehmerverband die 
Gewerkschaften, die Vereinbarung 
zu brechen ... Der Verband sagte 
gestern: ... Also — wer entscheidet 
in den.Gewerkschaften? Wir sind 
jetzt in der schwierigen Position, 
nicht zu wissen, mit wem wir ver- 
handeln sollen und welche Autociy 
tät die andere Seite hat. Bevor sie 
zurückkommen” (die Gewerk- 


schaftsvertreter) „sollen sie zeigen, 
daß sie die Situation im Griff 


fen und Labour — 


bürgerliche Parteien . .. 

Die konservative Regierung hat’ 
es nicht geschafft, das Antistreik- 
gesetz in einem Ruck durchzuset- 
zen, Durch ihr provokatorisches 
Vorgehen hat sie den arbeiterfeind- 
lichen Zweck dieses Gesetzes (Zer- 
schlagung der Arbeiterbewegu: 
offengelegt und dadurch selbst die 
„neue Militanz” in den Kämpfen 
der englischen Arbeiterklasse her- 
ausgefordert. Deshalb sind auch 
Tories gegenwärtig nicht mehr so 
gut geeignet, in der Regierung für 
die Kapitalisten Politik zu machen. 

Hier zeichnet sich im Gegenteil 
‚ein „Come - back"" der Labourparty 

b. Sie ist in der günstigen Lage, 
sich als Opposition an die Spitze 
des Protestes der Arbeiter setzen zu 
können. So fordem Spitzenpoliti- 
ker der Labour Party bereits seit 
einiger Zeit lautstark die „Abschaf- 
fung” des Antistreikgesetzes. Dabei 
waren gerade sie es, die 1969 den 
ersten Entwurf für ein solches Anti- 
streikgesetz. vorgelegt hatten! 

Die Verlogenheit dieser Politik 
wird vom überwiegenden Teil der 
Bevölkerung noch nicht durch- 
schaut. Das zeigen Meinungsum- 
fragen und Ergebnisse von Kommu- 


nalwahlen, die zwischenzeitlich 
stattgefunden haben: überall ist ein 
Anstieg der Stimmen für Labour 
festzustellen, 

Anfang August startete das Gal- 
lup-Institut eine Umfrage: „Was 
würden Sie wählen, wenn mörgen 
Wahlen zum Unterhaus wären? ” 
Die Ergebnisse sahen so aus: 


Labour Party gekommen. Und es ist 
ganz klar, was das Ergebnis eines 
möglichen Regierungswechsels. sein 
wird: die Fortsetzung der gleichen 
Politik im Interesse der Kapitalisten 
mit anderen Mitteln und Methoden. 


Daß die Labour Führer im Verein 
mit den Gewerkschaftsführern keine 


Gallup - Umfrage Ergebnisse der Unterhauswahlen 
Aug. 72 1970 1966 

‚Tories 40% 464% 419% 

Labour 49% 43,0% 43,0% 


Nach 1966 hat sich die Labour - 
Party durch Vorlage des ersten Ent- 
wurfes zum Antistreikgesetz die 
Sympathien großer Teile der Ar- 
beiterschaft verscherzt und einen 
Wahlsieg. der Tories ermöglicht (re- 
signierte Arbeiter enthielten sich der 
Stimme, ein Teil wählte auch die 
Toris). 

Die Tories gingen 1970 dann 
zügig und offener daran, das Pro- 
gramm zur Niederwerfung der Ar- 
beiterbewegung _ durchzuführen: 
Lohnleitlinien von 7 — 8 %, Verab- 
schiedung des. Antistreikgesetzes 
(wesentlich schärfer, als der Labour 
Entwurf) und Durchsetzung des Ge- 
setzes mit allen Mitteln: Polizei, 
Justiz, Militär, 


Jetzt ist wieder die Sprgde der 


grundsätzlich andere Politik als die 
Tories machen wollen, wurde in 
einem Interview deutlich, das Vie 
Feather, der Generalsekretär des 
TUC (Dachverband der englischen 
Gewerkschaften) dem Spiegel” 
gab. Auf die Frage, was unter einer 
Labour Regierung” anders werden 
würde, sagte Feather: „Das jetzige 
Gesetz wird abgeschafft werden, 
und statt dessen wird es ein an- 
deres Gesetz geben. Darüber disku- 
tieren wir gerade mit der Labour 
Party. Wir haben ein gemeinsames 
Komitee gebildet, in dem wir das 
neue Gesetz beraten, damit wir, 
sobald das jetzige von einer Labour 
Regierung in einer ihrer ersten 
‚Amtshandhungen abgeschafft ist, so- 
fort ein neues Gesetz an seine Stelle 
setzen können.” Auf die Frage des 
„Spiegel”,ob er denn schon mit den 


Unternehmern über das neue Ge- 
setz gesprochen habe, sagte Feather: 
„Natürlich. Gerade kürzlich haben 
wir eine Schlichtungsstelle einge- 
richtet, die vom 1. September an 
arbeiten wird” 


Über die Vereinbarung mit den 
Unternehmern, diese Schlichtungs- 
stelle einzurichten, hatte Feather 
Anfang August gesagt: „Diese Ver- 
einbarung wurde in sehr kurzer Zeit 
emeicht, ohne den geringsten Groll 
und in völliger Übereinstimmung 
der Ansichten. Wir haben dabei vor 
allem die Notwendigkeit von geeig- 
neten Schlichtungsbestimmungen in 
der Wirtschaft im Auge. Ausein- 
andersetzungen bringen blutige Na- 
sen auf jeder Seite. Wir wollen 
Schlichtung und Beruhigung”. 

Im „Spiegel“ - Interview beton- 
1e er nochmal: „Unsere (hier meint 
er sich selbst ” als Vertreter der 
Gewerkschaften sowie den General- 
irektor des Unternehmerverban- 
des!) Aufgabe wird es nun sein, 
bei sich abzeichnenden größeren 
Arbeitskämpfen, etwa in der Auto- 
mobilindustrie, .. auf beiden Sei- 
ten zu vermitteln, bevor es zum 
Streik kommt. ‚Und wenn dann 
trotzdem gestreikt wird, werden 
wir versuchen, möglichst schnell 
eine befriedigende Lösung herbei- 
zuführen.” 


Dpmit hat Feather klar die Auf- 


‚gaben der Gewerkschaftsführung de- 
finiert: Die Verhinderung von 
Streiks (,„ ... vermitteln, bevor es 
zum Streik kommt.”) und das Ab- 
wiegeln, wenn die Kollegen „trotz- 
dem” kämpfen („ ... möglichst 
schnell eine befriedigende Lösung 
herbeiführen ... ”)! Mit anderen 
Worten: Ordnungsfaktor für die Ka- 
pitalisten im Gewand einer Arbei- 
Tervertretung - diese Rolle be 
müht sich die Gewerkschaftsführung. 
Neißig zu spielen und dabei der 
Arbeiterklasse die Labour Party als 
politische Alternative zur Tory-Re- 
Berung sufzuschwatzen. 

. kommunistische Partei notwendig 

Bisher ist es der englischen Ar- 
beiterklasse noch nicht gelungen, 
aus dem Teufelskreis der Schein- 
alternativen der bürgerlichen Par- 
teien auszubrechen und selbst eine 
Alternative — eine politische Par- 
tei — aufzubauen, die im Gegen- 
satz zu Labour und Tory wirklich 
an den Interewen. der Arbeiter 
klasse ausgerichtet ist. Die 
 wendigkeit dieser politischen Partei 
der Arbeiterklame wird spätestens 
dann auch breiteren Teien der 
englischen Arbeiter bewußt wer- 
den, wenn eine neue Labour-Re- 
gierung ihre Hoffnungen auf eine 
Politik im Interese der Arbeiter 
bitter enttäuscht hat. 
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Wir drucken hier eine — ins deut- 
sche übersetzte — nordvietnamesi 
sche Kurzgeschichte ab, die uns die 
Genossen der „Kommunistischen 
Initiative” aus "Köln zugeschickt 
haben. Die Geschichte — ein Tat- 
sachenbericht — zeigt die grauen- 
haften Auswirkungen des US-Bom- 
benterrors über, Nordvietnam. 


Nach dem dreizehnten US-ameri- 
kanlschen Luftangriff besuchte ich 
die Lepraklinik von Quynlap. Auf 
einer abgestellten Tragbahre unter 
einem Zeitdach, das provisorisch 
auf dem steinigen” Berghang befe- 
stigt war, wandt sich ein bleicher, 
schwacher Körper, Ätzte, Assistenz. 
ärzte und Krankenschwestern beug- 
ten sich. über die verkümmerte Ge- 
stalt und wuschen und verbanden 


die Klaffende Verletzung über ihrer 
Hüfte, Es war ein Mädchen von 
achtzehn Jahren, mit einem ovalen 
Gesicht, das dort verwundet lag. 
Es starrte in die Weite des Himmels 
über dem Meer, Vor Schmerz ver- 
krampften sich ihre Hände in dem 
weißen Decktuch über ihrem Kör- 
per, Einige Finger waren verkürzt, 
verbildet, abgeflacht oder einge- 
krümmt, Das Fleisch zwischen Dau- 


In grift zu einem der medi- 
zinischen Berichte. Name, Alter, 
Leprasymptome, Grad der Verun- 
staltung . .. und dann folgte die 
Jagd nach den Hansenschen Koli- 
bakterien, eine ständige und inten- 
sive Jagdt + ++, + +, + und end- 
lich ein siegreiches minus. Plötz- 
lich ein neues plus. Angst, Sorge. 
Eine neue Lepraattacke. Endgülti- 
ger Sieg: drei minus nebeneinan- 
der. Die Attacke war überwunden. 
Diese einfachen Plus- und Minus- 
Ien — wie viele Anstrengungen 
von Ärzten und Helfern, wie viele 
Tests, wieviel Pflege; wieviel Kran- 
kenwäche verbargen sich dahinter? 
Und wieviel Furcht und Hoffnung, 
Sorge und Freude der Patienten 
die langen Krankheitsjahre hin- 
durch? AL das hatten die ameri- 
kanischen Mörder in einem ein- 
zigen Augenblick hinweggefegt. Die- 
se Amerikaner waren selbst wie 
bösartige Kolibakterien, ein Aus- 
satz der Menschheit, der beseitigt 
werden muß. 


Der Trakt für die verkrüppelten 
Patienten gehörte zu den schwerst- 
zerstörten Bezirken des Hospitals, 
Von den 241 Patienten waren 36 
getötet worden. Von den 28 chine- 
sischen Patienten darunter hatten 
nur die Hälfte, also 14. überlebt. 
Während der Luftangriffe waren 
viele Assistenzärzte und Kranken- 
schwestern auch ohne Ansteckungs- 
schutz, also ohne weiße Kittel, 
Atemfilter und Gummihandschuhe 
zu den überlebenden Patienten ge- 
eilt und hatten sie mit Nahrung, 
Wasser, Milch und Zucker versorgt. 
‚Auch diejenigen Patienten, die sich 
auf dem Wege der Besserung be- 
fanden, nahmen an den Bergungs- 
aktionen für die. Opfer teil, die 
unter den ‚Trümmern verschüttet 
lagen. Wer noch hinreichend heile 
Glieder hatte, reichte den Verkrüp- 
pelten die Hand zur Hilfe, und wer 
sehen konnte, führte die’ Blinden. 
Inmitten ungeheuerer Bomben- und 
Raketenschläge half einer dem an- 
deren. ® 


Keines der einhundertzwanzig 
weißwandigen, rotgedeckten Häu- 
ser, die dicht nebeneinander und 
in geraden Reihen standen so wie 
Häuser planvoll gebauter Bezirks- 
städte, war verschont geblieben. Die 
Fahne des Roten Kreuzes lag, zer- 
knüllt und _schlammverschmiert, 
zwischen Bombensplittern und ab- 
geknickten Laternenpfählen mit ver- 
hedderten Leitungsdrähten. _Ver- 
weikte und bis zur Unkenntlich- 
keit zerquetschte Blumen bedeckten 
den Boden. 

Im Operationssaal waren die 
Emailebecken geborsten, zwei Bei- 
ne des hellgrünen Operationstisches 
abgeschlagen. An der Wand stand 

: „Liebe .. . ‚so wie Du 
Deinen Nächsten liebst.” Mörtel war 
aus der Wand gefallen und hatte 
einige Worte weggerissen! 

Ich ging durch eine Anzahl Ab- 
teilungen. Jede umfaßte acht große 
Räume mit je vier Betten. An den 
Wänden hingen Bilder von der 
„Vögelinsel” und von zwei Hicheln- 
den Künstlern. Die Bücherberge auf 
den Nachttischen waren überstreut 
mit Staub und Gesteinskrümel: Auf- 
gaben für Algebrarechnungen, die 
Zeitschrift „Kunst und Literatur“, 
die „Rundschau über die Armee: 
Literatur“, Lenins „Ausgewählte. 
Werke 

„Die Patienten haben die Nach- 
richten mit größerem Interesse ver- 
folgt als wir selbst“, sagte mir eine 
Krankenschwester. Nach den Mahl- 
zeiten. lauschten alle aufmerksam 
dem Nachrichtensprecher. Sie 
klatschten Beifall, wenn sie von 
den Siegen in Nord- und Südviet- 
nam hörten. Es gab anfangs viele 
Analphabeten unter den Kranken, 
besonders unter den Frauen, aber 
nach einigen Monaten im Hospital 
hatten fast alle Lesen und Schrei- 
ben gelernt. Diejenigen, deren Fin- 
ger so verkrüppelt waren, daß sie 
keinen Schreibstift halten konnten, 
klemmten den Stift in die Beuge. 
ihres Armes, 

„Jedes Jahr“, fuhr die Pflegerin 
fort, „wählten wir etwa vierzig Pa- 
tienten aus und bildeten sie heran 
zu Krankenbetreuern. Sie alle er- 
füllen ihre Pflichten zur vollsten 
Zufriedenheit und geben. gut acht 
auf ihre Leidensgefährten. Selbst 
unter schwerem Feindbeschuß ruh- 
ten viele unter ihnen nicht, bis 
auch der letzte hilflose Kranke ver- 
sorgt war. Wer sie zum Bunker 
mitnehmen wollte, erhielt die Ant- 


. Reis- und Azollafelder niemals wie- 


men und Zeigefinger war eingesun- 
ken. Das Mädchen litt an „mus- 
kulärer Atrophie“, wie die Ärzte 
es nennen, an Muskelschwund. 

Die amerikanischen Verbrecher 
verschonten nicht einmal die Schwer- 
kranken. Hien und ihre jüngere 
Schwester Lanh stammten aus der 
Provinz Quangbinh. Ihre Eltern hat- 
ten sie sehr früh verloren. Zu allem 
Unglück von der Lepra befallen, 
waren sie vor einigen Jahren ins 
Hospital von Quynlap gebracht wor- 
den. Langh, die als erste außer 
Gefahr war, wurde von einem kom- 
munistischen Kader adoptiert. Auch, 

ien war soweit, daß an vollstän- 
dige Genesung und Entlassung zu 
denken war — da trafen sie die 
Bomben- und Granatensplitter.. 

Dieser Fall war keine Ausnahme. 
Es gab noch erschütterndere Bilder. 
May, 18 Jahre alt und aus Thaibin 
gebürtig, hatte ihre Habseligkeiten 
schon zusammengebackt. Es fehl- 
ten ihr nur noch ein psar Münzen 
an der Summe, die’sie für die 
Heimreise benötigte. Nun würde sie 
ihren Heimatort inmitten seiner 


ersehen. Eine amerikanische Bom- 


Eine andere Krankenschwester 
erzählte mir mit Tränen in den 
‚Augen von den schönen Tagen hier 
die nun der Vergangenheit ange 
hörten. 

„Wir hatten immer so viel Spaß“, 
sagte sie. „An den Erholungsnach“ 
mitiagen "spielten die Patienten 
Tischtennis und Volleyball. Jungen 
und Mädchen hatten ihre eigenen 


be hatte sie begraben. Man ver- 
suchte ihr noch zu helfen, begann 
mit künstlicher Atmung, aber es 
war zu spät, 

Am Rande eines großen Bom- 
benkraters fand ich eine Holztz- 
fel. „Medizinisches Verwaltungsbö- 
ro“ Stand darauf. Eine Kugel hatte 
sich durch das Holz gebohrt. Das 
Dach und zwei Seitenwände des 
Büros waren zusammengestärzt. Zer- 
rissene Granathülsen, Steinträmmer, 
zermalmte Ziegel und Glassplitter 
Übersäten zerbrochene Stähle und 
Tische, Papierfetzen und Akten. 
An der Frontwand, die überraschen- 
derweise stehengeblieben war, hef- 
tete ein Zettel mit den Namen von 
31 Patienten, die am 10. Juni er 
iassen werden sollten. Ich Ias die 
Namen, einen nach dem anderen 
und fragte mich, ob diese Men- 
schen tatsächlich vor der Nacht 
zum 12: Juni ausgezogen waren, 
vor der Nacht, in der die Mord- 
flieger Bomben und Raketen auf 
das Hospital regnen ließen. Bis zur 
Stunde war es unmöglich gewesen, 
die Namen aller Vermißten zusam- 
menzustellen..... 


Mannschaften. Es gab Knirpse in 
der TischtennisMannschaft, die 
kaum über die Platte gucken konn- 
ten, aber schon ganz hervorragend 
spielten. Wir hatten auch eine 
Theatergruppe mit einem Reper- 
toir von vielen Stücken. Einige da- 
von. hatten die Patienten selber 
verfaßt. Zuletzt war die Aufführung 
einiger suslindischer Stöcke geplant 

Ein Raum für die Theaterarbeit 


Samtvorhängen. Neben der Halle 
erstreckte sich ein Garten mit den 
verschiedensten Blumensorten. In 
einer ganzen Reihe von Abteilungen 
hatte das Motto: ‚Blumen auf je- 
den Nachtisch!“ so schon verwirk- 
licht werden können. Die Patienten 
hatten in ihrem Garten auch eine 
Menge Obstbäume gesetzt: Zitrone, 
Apfelsine, Zimtapfel, ja sogar Ko- 
kosnuß, Für ihren eigenen Verzehr 
natürlich. Alles ging seinen Gang — 
bis die Flieger kamen .. .” 

Die junge Krankenschwester un- 
terbrach kurz ihren Bericht, zog 
die Augenbrauen zusammen. Offen- 
sichtlich versuchte sie ihre Fassung 
zu bewahren. 

Die Räume für die biochemischen 
Tests, für Anatomie und Pathologse, 
für Parzsiten- und Mikrobenfor- 
schung — vollkommen zerstört. 

Ich war vor Empörung über- 
wältigt, als ich in den Bezirk für 
Kinder kam. Ihre Häuser staflelten 
sich ein-n sanft ansteigenden Hang 
empor:  ıf der Veranda hing hier 


und da noch eine hölzerne Tafek 
„Le Van Tam Gruppe“, „Vo Thi 
Sou Gruppe“. Gruppen, benannt 
mach südvietnamesischen Kindern, 
die heidenhaft im Verteidigungs- 
krieg gegen die Franzosen gekämpft 
hatten und gefallen warn. Die 
Häuserdächer waren abgedeckt oder 
eingedrückt. In der Schlinge einer 
elektrischen Leitung pendelte be- 
drohlich ein gefangener Ziegelstein. 
In den Zimmern fand ich Kinder- 
bücher, ein. Einhorn zus Papier, 
einen zerschltzten Kinderdrachen. 
<ine Quaste zus roten und blımen 
Fäden, eine winzige Ente zus rosı. 
Kunststoff, cin Seidenschal, wie man 
ihn in Hadong herstelk, eine bunte. 
Wandzeitung Ich fund ein noch 
kaum bemutztes Schreibheft und 
betrachtete die ungelsaken Biock- 
buchstaben auf den ersten Seiten. 
NeeE El Eu Siege: 
sichern, daß die amerikmischen 
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ie französischen 


Kapitalisten 
fürchten, daß es;in diesem Jahr 


zu einem „Heißen Herbst‘ kommt, 
Seit Monaten kämpfen die franzd- 
sischen Arbeiter um eine Reihe 
von Verbesserungen ihrer wirtschaft- 
lichen und sozialen Lage, Gesetz- 
lich garantierter Mindestlohn von 
1000 Franc monatlich, Verringe- 
rung der Arbeitszeit von 44 auf 
40 Wochenstunden, Herabsetzung 
des Rentenalters von ‚65 auf 60 
Jahre ohne Abstriche bei den Al- 
tersrenten — das sind. ihre For- 
derungen. Verschiedene Streiks und 
Demonstrationen wurden bereits da- 
für durchgeführt, Am 7; Juni orga- 
nisierte die der KPF nahestehende 
Gewerkschaft CGT einen nationa- 


len Streiktag. Allein in Paris de. 
monstrierten rund 100.000 Arbei- 
ter. Dem Aufruf von CGT und 
CFDT zueinem nationalen Aktions- 
tag am 23. Juni folgten ebenfalls. 
Zehntausende von Arbeitern. In 
vielen Betrieben wurde die Arbeit 
für einige Stunden eingestellt, so- 
daß es national zu einem Produk- 
tionsausfall von ca. 23 % kam. 
Bei der Demonstration in Paris 
gingen an diesem Tag rund 30,000 
Arbeiter auf die Straße. 

Die Kampfbereitschaft der fran- 
zösischen Arbeiter hat seitdem wei- 
ter zugenommen, weil die Kapita- 
listen und ihre Regierung sich immer 
noch weigern, die Forderungen an- 
zunehmen. Jetzt hat der Premier. 


minister Messmer angekündigt, daß 
im September einige „sozialpoliti- 
sche Maßnahmen“ beschlossen wer. 
den sollen. Messmer sıh sich auch 
deswegen zu dieser Ankündigung 
gezwungen, weil im kommenden 
Frühjahr Parlamentswahlen in Frank- 
reich anstehen und er Stimmenver- 
huste für die regierende Gaullisten- 
Partei fürchtet. "Andererseits ist da- 
mit zu rechnen, daß diese ange- 
kündigten „sozialpolitischen Maß- 
nahmen“ nicht den Forderungen 
der Arbeiter entsprechen werden. 
Deswegen die ‚Furcht auf Seiten 
der Kapitalisten und der Regierung. 
daß die Arbeiter sich nicht „be- 
ruhigen“ lassen werden und ihren 
„Herren“ einen „heißen Herbst“ 
bereiten, 


Der gegenwärtige Mindestlohn 
der französischen Arbeiter legt bei 
840 Franc, was etwa einem Lohn 
von 560 DM in der Bundesrepublik. 
entspricht. Ungefähr 600.000 Ar- 
beiter und ihre Familien müssen 
damit auskommen. Weitere 2 Millio- 
nen Arbeiter erhalten gegenwärtig 
einen Lohn, der zwischen 840 Franc 
und dem geforderten Mindestlohn 
von 1000 Franc (ca. 665 DM) legt 
Die französischen Kapitalisten ha- 
ben sich ausgerechnet, daß sie für 
die Forderung „Mindestlohn 1000 
Franc” rund 4 Milliarden Franc 
biechen müßten (knapp 2,7 Mrd. 
DM). Springers „Welt” schreibt da- 
zu, daß die „französische Wirt- 
schaft” damit „insgesamt «durchaus 


Das ist im Prinzip die gelche 
„Logik”, die die DGB - Führung in 
Westdeuischland an den Tag legt, 
wenn, sie die Arbeiter bei Streiks 
zur „Besonnenheit” ermahnt, 'um 
nicht die SPD / FDP - Regierung zu 
„gefährden”, oder mit demselben 
Grund Streiks von vornherein. zu 
verhindern sucht, Zu befürchten ist, 
daß die CGT „im Interesse eines 
Wahlsiegs der Linken” die ange- 
kündigten „massiven. Streikaktio- 
nen“ wieder abbläst und den Ar- 
beitern in den Rücken fällt 

Die bürgerliche Prese Frank- 
reichs trägt schon Munition für ein 
solches Manöver herbei. Sie „er- 
innert” CGT und PCF daran, daß 
nach den heftigen Kämpfen der 

französischen Arbeiter im Mai 1968 
die Gaullisten eine Parlamentsmehr- 
heit erringen konnten und die PCF 
eine Niederlage einstecken mußte: 
Sie verlor mehr als die Hälfte ihrer 
Parlamentssitze, Zu einem großen 
Teil hängt dies allerdings mit dem 
französischen Wahlsystem zusam- 
men, denn der Stimmenverlust der 
PCF war bei weitem geringer, als 
ihr Sitzverlust im Parlament. 

Davon einmal abgesehen, liegt 
der Grund für den Wahlsieg der 


Nationaler Streiktag am 7. Juni: 
100.000 demonstrieren in Paris 


Gauflisten aber nicht darin, daß die 
Arbeiter im Mai 1968. „zu heftig" 
gekämpft haben, wie die Dürgerliche 
Presse glauben machen wıll. Wurde 
diese „Logik” stimmen, dann könn- 
ten sich die Kapitalisten ja nichts 
sehnlicher, wünschen, als daß die 
Arbeiter mal wieder „ordentlich 
Putz machen”! Je kräftiger die Ar- 
beiter-auf die Pauke hauen, desto 
fester sitzen die Kapitalisten im 
Sattelt 


Nein! Der Grund für die par- 
lamentarische Entwicklung - nach 
dem Mai 68 liegt ganz woanders. 


Der Mai- Aufstand der franzö- 
sischen Arbeiter ist nicht in dem 
Sinne gescheitert, daß die Rechts- 
parteien danach eine stärkere Po- 
sition im Parlament einnehmen 
konnten. Das hieße, den Kampf 
der Arbeiter von vornherein an die 
Ergebnisse der bürgerlichen Parla- 
mentswahlen zu binden. Der Mai- 
Aufstand ist in dem Sinne geschei- 
tert, daß er keine grundlegenden 
gesellschaftlichen Veränderungen 
erzwingen konnte, daß durch ihn 
die Herrschaft des Kapitals nicht 
erschüttert (und schon gar nicht 
gebrochen) werden konnte. Der 
Grund Hiegt darin, daß es ein Bloß 
spontener Aufstund blieb, daß er 


nicht systematisch vorbereitet wor- 
den war, daß die revolutionäre Par- 
ei fehlte, die diesen Aufstand hätte 
vorbereiten und führen können, die 
der bloß spontanen Erhebung or- 
ganisierten Charakter hätte verlei- 
hen können. Die PCF hat dies nicht 
wahrgenommen, weil sie seit lan- 
gem eine Politik verfolgt, die auf- 
die falsche Theorie vom „friedli- 
chen Übergang zum Sozialismus” 
aufbaut, die jede Konfrontation 
„vermeiden” will (was hur bedeu- 
tet, daß die Arbeiter für die mit 
Sicherheit eintretenden „Konfron- 
tationen” ungerästet sind, denn die 
Bourgeoisie rüstet sich ungeachtet 
der revisionistischen Theorien). Das 
Erreichen der Parlımentsmehrbeit. 
steht an der Spitze der rerisioni- 
stischen Strategie. Der Kampf der 
Arbeiter wird dem untergeordnet. 


So konnte es der bürgerlichen 
Presse auch gelingen, große Teile 
der Mittelschichten über die sicht- 
bar gewordene Kraft der Arbeiter- 
klasse in Schrecken zu versetzen, 
und gleichzeitig die Macht des ka- 
Pitalistischen Staates als Ordnungs- 
faktor hinzustellen, der die Kraft 
der Arbeiter gebrochen hat (und 
nicht umgekehrt). Des führte zum 
Stimmenzuwachs der Rechtspartei- 
en und besonders der Gaullisten. 


Andererseits haben viele Arbei- 
ter erkannt, daß sie mit der Politik 
der PCF keinen Sieg erringen kön- 
nen -und haben ihr dies in den 
nachfolgenden Wahlen quittiert. 
Die Wahlniederlage der PCF ist 
also nicht ein Beweis dafür, daß 
heftige Kämpfe der Arbeiter „den 
Linken” schaden, Sondern umge- 
kehrt: Das Scheitern des Mai- 
Aufstandes ist ein Beweis dafür, 
wie die Politik der PCF, die sich 
der „Logik” des bürgerlichen Par- 
lamentarismus angepaßt hat, dem 
Kampf der Arbeiter schadet. 


Die PCF hat die tatsächlichen 
Lehren des Mai 68 nicht beberzigt 
bessere Vorbereitung der Arbeiter 
auf ihren Kampf gegen das Kapital, 
Abkehr vom nur - parlamentari- 
schen Weg und Orientierung der 
Arbeiter darauf, daß sie ihre ent- 
scheidenden Erfolge schwerpunkt- 
mäßig außerhalb und unabhängig 
vom bürgerlichen Parlament  er- 
kämpfen müssen. 

Die französischen Arbeiter wer- 
den mithin auch bei den bevor- 
stehenden Herbstkämpfen noch auf 
sich allein gestellt sein und können 
weder der Gewerkschaftsführung 
noch der PCF großes Vertrauen 
entgegenbringen. Allerdings gibt es 
einer” deren positiven Aspekt: 


fertig werden” könnte und daß die 
französischen Kapitalisten es „leich- 
ter” haben, „mit dem Kostenan- 
stieg fertig zu werden”. Das beweist 
nur, wie unermeßlich hoch. deren 
Profite sein müssen und.daß die 
französischen Kapitalisten versu- 
chen werden, den „Kostenanstieg” 
wieder auf die Preise abzuwälzen 
und die Ausbeutung zu verschärfen. 


Vor allem gegen die Verschär- 
fung der Ausbeutung sind darum 
auch die anderen Forderungen der 
französischen Arbeiter gerichtet: 40. 
Wochenstunden, Rentenalter mit 60. 
Jahren. Diesen Forderungen setzen 
die Kapitalisten den größten Wider- 
stand entgegen. Sie jammern über 
die Einschränkung ihrer „Wettbe- 
werbsfähigkeit”” gegenüber" den an- 
‚deren EWG - Staaten. Von der Lage 
der Arbeiter (nicht nur der fran- 
zösischen) aus betrachtet, bedeutet 
das schlicht und einfach: Die Arbei- 
ter sollen die Kosten tragen, wenn 
die westeuroplischen Kapitalisten 
sich um den besten Platz an der 
EWG - Futterkrippe balgen. Dage- 
gen versuchen sich die französischen 
Kollegen zu wehren. 

Für den zu erwartenden Fall, 
daß die „sozialpolitischen Maßnah- 
men” der Messmer - Regierung sich. 
als reines Tiuschungsmanöver ber- 
ausstellen, hat die CGT „mamie 
Streik aktionen” angekündigt. Al 
Verdings können die frannösischen 
Arbeiter nicht sicher sein, ob Wort 
und. Tat der Gewerkschaftsführung 
in Einklang stehen. Die CGT steht. 
unter dem starken Einfluß der re- 
visionistischen PCF (Französische 
Kommunistische Partei, eine Schwe- 
sterpartei der westdeutschen DKP), 
die vor kurzem nach chilenischem 
Muster ein „Volksfront - Bündnis” 
mit der Sozialistischen Partei ein- 
gegangen ist, dem sich mittlerweile 
uch der linke Flügel der Radikalen 
Partei angeschlossen hat. Die PCF 
richtet ihre ganze Politik auf die 
Parlamentswahlen im Frühjahr 1973 
aus. Dabei hat sich bei den franzö- 
sischen Revisionisten die absonder- 
liche „Logik” durchgesetzt, daß ein 
„Wahlsieg der Linken” von der 
"Ruhe" der Arbeiterklasse abhänge. 


Auch die italienischen Kapita- 
listen fürchten in diesem Jahr einen 
„heißen Herbst” wie sie ihn schon 
Sinmal 1969 erleben mußten. Auch 
sie bereiten sich mit einer Reihe 
von Täuschungsmanövern und mit 
brutaler Unterdrückung darauf vor 
Durch die verstärkte Zusammen- 
arbeit der westeuropäischen Kapi- 
talisten im Rahmen der EWG 
rücken auch die Kämpfe der west- 
<uropäischen Arbeiter immer enger 
zusammen, beginnt die proletari- 
sche Solidarität, die nationalen 
Schranken einzureißen. Die Kämp- 
fe der italienischen und der fran- 
zösischen Arbeiter werden sich ge- 
genseitig unterstützen, warn auch 
das zeitliche Zusammenfallen gün- 
stig beitragen kann. In unserer 
Hoffnung steht auch eine Auswir- 
kung auf die kommenden Kämpfe 
in Westdeutschland. 
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Fine der wesentlichen Meinungs- 
verschiedenheiten in der kommu- 
nistischen Bewegung. ist, wie die 
‚Auseinandersetzung gegen die SPD 
zu führen ist, Über die Bedeutung 
dieser Frage dürfte allgemein Über- 
einstimmung bestehen. Denn die 
SED) mit ihrem organisatorischen 
hd politischen Einfluß in der Ar- 
beiterklasse ist das wegentliche-lin- 
‚dernis_bei_der Entwicklung einer 
selbständigen Arbeiterpolitik. 

Die Frage, wie die Auseinander] 
setzung gegen die SPD zur Los] 


Jösung_der sozialdemakratisch. be- 
einflußien Massen von dieser Partei 
zu führen ist, hat daher auch In der 
Politik der KPD vor der faschisti- 
schen „Machtergreifung” 1933 eine 
wichtige Rolle gespielt. Daraus er- 
geben sich eine Reihe praktischer 
Erfahrungen. 


In der Hauptsache lassen sich 
dabei zwei unterschiedliche Metho- 
den des Herangehens an die SPD 
und die von ihr beeinflußten Mas- 
sen unterscheiden: 


Politik der Akı 
’Hauptstoß & 


I di: kommunistische Boltik, ger 
tionseheit beruht” auf der, 
erindsttzfichen Interessengleiehheit 
erTeT Arbeiter — unabhängie-on] 
Arte oder Religionszuschärig4 
Kett = "Im Kampf gegen die Kapil 
tnttsrermeimse Diese Polüik mache 
SCHIEN Vıdenpnich zwischen Word 
Ort Tre ter SPD „Lünrer! 
alrkzeag Ste nimmt die pseud6 - 
Molutionären (heute nur noch 
pseudo - reformistischen) Worte 
der SPD-Führer zum Anlaß, um 
diese tatsächlich-,beim Wort zu 
nehmen” und so deren Verlogen- 
heit zu. verdeutlichen, Die KPD 
wandte sich daher zu Anfang der 
20er Jahre auch mit Offenen 
Briefen an die SPD- Führung, an 
die Führung der reformistischen Ge- 
werkschaft ADGB usw., um kon- 
krete Aufforderungen zur Zusam- 
menarbeit im Kampf gegen die Ver- 
schlechterung der wirtschaftlichen 
Lage der Arbeiter, gegen die voran- 
schreitende Reaktion und gegen 
den‘ Abbau demokratischer Rechte 


u.a.m. auch auf dieser Ebene zu 
unterbreiten. 

Die Führer der SPD und des 
ADGB_ verweigerten in der Regel 
diese Zusammenarbeit ohne weite- 
res; das verhinderte aber nicht, daß 
viele _sozialdsmokratische_ Arbeiter, 
(durch diese Politik der KPD_zu, 
neuen“ Formen der Zusummenar4 
beit mit den kommunistischen KoH 
legen fanden und auch ein klarereg 
Verständnis von der arbeitsrfeindf 
ichen Poltik ihrer Partei - Führung 
söwannen. Ist deshalb die Politik 
(der Aktionseinheit nur‘ ein Trick 
der Kommunisten, wie die SPD- 
Führer behaupten? Nein, denn die 
Kommunisten meinen es.mit ihrer 
Aufforderung. zur Aktionseinheit 
einst, ohne sich allerdings irgend- 
welchen Illusionen über die Bereit 
schaft der SPD - Führer zur Zusam- 
menarbeit hinzugeben. Das Verhal- 
ten der SPD- Führer selpät 
nd MR -TRFETEEIKTE Ablehnune.se- 
der" ZURTMmEnarbeit mit Kommn- 


nisten — macht die Politik der Ak- 
uffseinbeit_zu eigem, Insinunent 
‚koMffRunsstischer Propaganda, um 
&E Unehrlichkeit der SPD- Pohlix 
atgggergen Und de von der SPD 
beeinflußten Teile der Arbeiterklas- 
= für den konsequenten Kampf 
gegen den Kapitalismus zu gewin- 
nen. 


Eine (gchie)Entstellung der Po- 
tik der Akfiönseinheit besteht dar- 
in, zugunsien eines erhofften Tak- 
tierens mit den“ sozialdemakrati- 
chen Führen die grundsätzliche 
Aüseinandersetzung mir WESER ein- 
zustellen oder abzuschwächen. 


Eine (linyE” Entstellung besteht 
darin, die Wktionseinheit ausschließ- 
lich „von ünien” anzustreben; also. 
die Politik des Offenen. Brieles ge- 
senüber der sozialdemokratischen 
Führung abzulehnen und so darauf 
zu verzichten, die Verlogenheit der 
sozialdemokratischen Führung auch 
auf dieser Ebene zu entlarven. 


Die vontix des „Hauptstoß ge- 

sen_die SED” wurde Ende der 
2der Jahre in der KPD zur vor- 
herrschen Diese PONETRBcht 
divon aus, diß die SPD das we- 
sentliche Hindernis bei der Ent- 
wicklung einer selbständigen Ar- 
beiterpolitik, die „soziale Haupt- 
stütze'” der Bourgeoisie ist 


Der Politik des „Hauptstoß ge- 
gen die SPD” lag damals auch eine 
Upfewohätuung. der faschistischen 
Gefahr zugrunde. So sprach sich 
28. Einst TRAMEn — damals 
Vorsitzender der KPD — dagegen 
aus, daß einige Kommunisten „vor 
nationalsozialistischen Bäumen "den| 
soZIIIMERRURTSTISChen WAT Acht 
ehr schen” würden. Es wurde 
angenommen, aß In Deutschland 


fäje SPD Hauptträgerin der Frschir 
SEHIpg Seh, wihrend IR RSORE 
figeblich nur eine Nebenrolle dabei 
spielte. Diese Fehlginschätzung 
mußte zu. einer falschöR"TMtpt- 
stoßrichtung des Kampfes, zu einer 
Abschwächung des  antifaschisti- 
schen Kamptes führen. In dem Mo- 
ment, wo es Anfang der 30 er Jahre 
„der KPD gelang, diese Schwäche 
zu überwinden und sich uf die 
Politik. der anlifaschistischen Ak- 
tionseinheit zu konzentrieren, 
konnten sozialdemokratische Arbei- 
ter in großer Zahl für eine konse- 
quente  Klasenpolitik gewonnen 
werden. 


Allerdings haben die SPD - Füh- 
ter kein Recht, den Kommunisten 
vorzuwerfen, sie hätten durch ihre 


Politik des „Haupistoß gegen-.die 
SPD” die fäschistische „Machter- 
weifung” erleichtert. Denn zum ei- 
nen hatten die SPD - Führer schon. 
Anfang der 20 er Jahre durch ihre 
Ablehnung aller kommunistische 
Aufforderungen zur Aktionseinheit 
hinlänglich ihre fehlende Bereit- 
schaft zur Aktionseinheit unter Be- 
weis gestellt. Und zum anderen hat 
die SPD-Führung in der Zeit vor 
der Nazi - „Machtergreifung” ihren 
arbeiterfeindlichen, undemokrati- 
schen Charakter immer wieder de- 
monstriert; so u. a. durch das Blut- 
bad unter den Berliner Arbeitern 
am 1.Mai 1929 und durch die 
Unterstützung der Wahl Hinden- 
burgs (der dann Hitler zum Reichs- 
kanzier machte) zum Reichspräsi- 
dent. 


3.Politik der Aktionseinheit heute 


Die Grupoen, ae uch sit einem 
a ehren 
Zusammengeschlosen haben, halten 
die. itonachen erfahrungen der 
Arbeiterbewegung mit der Politik 
der Aktionseinheit für sehr wert- 
yoll und bemühen seh ders pr 
Wiche Lehren fü Ihre igene Polik 
zu ziehen. Wiragten: Die Kommu- 
Alten, nike DE BETTER 
assten Ülnpfer tr deRk- 
USMBIeN Der AFSETEFRTESE Bin 
SIE wenn em Neon m 
dungen Ti Sl poktm king: 
Anbei Se Ichnen allerdings die 
eshtopponuNECRE AUTEERnE 
A went 
En ee w 
tergruam Treten”. Die Aktionsein- 
Kat, Barmen as Senhehen 
gfTTIETITEher poftscher Dfieren- 
Ferzur vormnsetnung Im Chen, 
terTegt eine offene und breite 
Auninundeenkreig ne Desme. 
fragen der Bewegung im Interne 
einer möglichst kraftvollen Aus- 
richtung. der Aktion 

Weiter sagten wir: Die Polik di 
Aetionsinhet Besteht wicht hp 
Schlich in Angeboten an die SPD- 
und DGB - Führer; diese können die 
enselhrg air Aktibsseinhei an 
der Basis km Betteb und Wohnen 


biet nur unterstützen, wo ganz ent- 
schieden die Hauptarbeit zu leisten 
ist. Falsch wäre es allerdings, über- 
haupt auf die Möglichkeit derartiger 
‚Angebote an die sozialdemokrati- 
sche Führung zu verzichten. 


In der praktischen Durchführung 
dieser Politik richteten wir zum 
1.Mai 1971 und 1972 Offene Brie- 
fe an die Mitglieder und Führungs- 
gremien vor allem der SPD, des 
DGB und der DKP. In diesen Offe- 
‚nen Briefen legten wir unsere grund- 
ätzliche Einschätzung der Erforder- 
nisse des 1. Mai dar und schlugen 
konkrete Lösungen vor. Ähnlich 
verfuhren wir bei einigen anderen 
Anlässen: So anläßlich eines provo- 
katorischen Auftretens von Strauß 
in Hamburg und zur Verhinderung 
einer geplanten NPD- „Großkund- 
gebung” in Hamburg. 

Bekanntlich gibt es in der SPD 
und ebenso in der DKP verhindliche 
Beschlüsse, die jed« Aktionseinheit 
mit Kommunisten kategorisch un- 
tersagen. Schon deshalb war nicht 
mit einem Erfolg unserer Auffor- 
derung zur Aktionseinheit zu rech- 
nen. Angesichts des jetzigen Kräfte- 
verhältnisses ist auch nicht damit 
Zu rechnen, daß wir durch solche 

€ 


Aufforderungen die sozialdemokra- 
tischen Führer auch nur zu takti- 
schen Mandvern im Sinne der 
Aktionseinheit zwingen könnten. 
Auch auf die sozialdemokratischen 
Arbeiter hat diese Politik noch kei- 
nen erkennbaren Einfluß. Anders 
verhält es sich, auf der betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Ebene, wo 
es"Tmmer häufiger zur Zussmmen- 
ABER NT Klasenbewußtsn sazigl- 
demesgratischen Kollegen kommt. 
WICNErGEN TIBEL IUEE Zukunft 
wisere grundsätzliche Bereitschaft 
zufzuaimmenarbeit In Konkrkten 
Fıagen_auch mit Führungseremjen 
der_SPD_aufrechterhalten, ohne 
aber durch ständige AUfforderungen 
den Eindruck eines Hinterher-2en- 
nens gegenüber der SPD zu erwek- 
ken, 


Etwas anders verhält es sich mit 
der DKP. Ihre Mitglieder sind zu- 
mindest ihrem Anspruch nach Kom- 
munisten. Ihnen ist nicht verborgen 
geblieben, daß mit dem KB eine 
Kraft existiert, die in der Mobil- 
sierung zu Demonstrationen zahlen- 
mäßig der DKP zumindest. gleich- 
steht: Die Demonstration des KB 
am 1.Mai 72 hatte mindestens 
ebensoriel Teilnehmer wie die von 


‚Arbeitereinheit schlägt Faschismus — Ernst Thälmann spricht 
bei einem Aufmarsch des Rotfrontkämpfer - Bundes der anti- 
faschistischen Kampforganisation der Arbeiterklasse 


onseinheit und 
sen die SPD’? 
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ie Theorie vom „Hauptstoß ge- 
gen die SPD" wurde am ausdrück- 
lichsten von einigen su - 
en Gruppierungen aufgenommen, 
sich in der Begründung wese 


lich auf, mental 
KPD_um 19, 
= - 


One offen und ausdrücklich die 
‚Theorie vom „Hauptstoß gegen die 
SPD" zu vertreten, macht auch die 
‚Gruppe „KPD" ähnliche Fehler, So 
stellte sie 2. B. ihre exklusiven Auf- 
märsche am 1. Mai unter das Haupt- 
Motto „Gegen Reformismus und 
Revisionismus”. Damit stellte sie 
den 1. Mai nicht auf die Linie des 
Kampfes gegen den Klassengegner, 
sondern gegen die von diesem ver- 
breitete Ideologie. Zum einen ist 
klar, daß so der 1.Mai zum ex- 
klusiven Kampftag einer winzigen 
„revolutionären’” Minderheit würde, 
‚die sich schon von der bürgerlichen 
Ideologie befreit glaubt, während 
die proletarischen Massen ge- 
rade an diesem Tag außerhalb des 
Kampfes bleiben. sollen. In der 
Virklichkeit sicht das zwangsläufig 
so aus, daß am 1.Mai die sektie- 
rerischen Kleinstaufmärsche der Su- 
per - „Linken” neben‘ den zuneh- 
mend' breiter werdenden Kundge- 
bungen der wirklichen Arbeiterlin- 
ken eine nur noch exotische Rand- 


A nläßlich der Auseinanderset- 
zungen um das Mißtrauensvotum 
der CDU/CSU im Frühjahr hat 
sich der „Arbeiterkampf” damals 
mit den Positionen der Gruppierung 
um das Heidelberger „Neue Rote 
Forum” sowie der KB Bremen und. 
Göttingen beschäftigt. Während 
zehntausende von Arbeitern gegen. 
das Mißtrauensvotum protestierten 
als einen Versuch der Bourgeoisie 
zur weiteren Verschlechterung ihrer 
Lage, jammerten die genannten 
Gruppen vor allem darüber, daß 
die Arbeiter mit ihren Demonstra- 
tionen beweisen würden, wie groß 
ihre Illusionen über die SPD - Re- 
sierung immer noch seien. Der KB 
Göttingen gar riet zum Boykott 
einer in Göttingen stattfindenden 
Demonstration gegen das Mißtrau- 
ensvotum auf und stellte dazu die 
Parole auf „SPD und CDU — keine 
Alternative fürs Volk” (vgl. dazu 
die Beiträge im „Arbeiterkampf” 
Nr. 19.und 20). 

Im „Neuen Roten Forum” Nr. 
3/72 (August) wird der Versuch 
unternommen, die- Politik dieser 
Gruppierung theoretisch zu beprin- 


Es heißt dort, daß wir es heute 


In der Praxis gelangten diese 
Gruppierungen dahin, den Kampf 
gegen die Kapitalistenklasse durch 
den Kampf gegen die SPD zu „er- 
setzen”. Sie sagten also in der Me- 
talltarifrunde 71 nicht „Lohndik- 
tat der Kapitalisten”,” sondern 
„Lohndiktat der SPD - Regierung”. 
Statt „Gegen die Angriffe der Ka- 
pitaistenklasse”" sagten sie „Gegen 
die Verrätereien der SPD! Regie- 


erscheinung abgeben. Zum anderen 
ist es schierer bürgerlicher Idealis- 
mus, den Kampf gegen falsche Vor- 
stellungen zur 
Kampfes zu erklären. Solche fal- 
schen Vorstellungen, die den Kampf 
behindern, werden durch eine vor- 
bildliche Praxis und politische Ar- 
beit überwunden; nicht aber durch 
das Aufstellen von Parolen und 
das Inszenieren von Kleinstaufmär- 
schen. 

Seinem Wesen nach macht also 
die „KPD” denselben Fehler. wie 
andere Super - „Linke”': Was eigent, 
lich "Mittel "zum Zweck ist (die 
‚Auseinandersetzung mit der SPD, 
‚der Kampf gegen die’ bürgerlichen 
Ideologien) wird zum Selbstzwech 
und zum selbständigen Kampfziel 
erklärt. 


A eerung 
der Inneren Sicherheit 


praktisch mit einer „Allparteien 
Regierung der inneren Sicherheit” 
zu tun haben, gegen die folglich 
der Hauptschlag geführt. werden 
muß. 

„Bei Verschärfung des Klassen- 
kampfes wird diese Allparteienre- 
gierung der inneren Sicherheit und 
der imperiatistischen Reaktion zwei- 
fellos (!} ständig fortschreiten in 
der politischen Reaktion, sich aber 
Immer mehr in einer Front gegen 
die Massen zusammenschließen. Die 
‚Rolle der SPD als Uppositionspar- 
teı, die die Arbeiterklasse bindet, 
wird nieht mehr funktionieren wie 
in der Weimarer Republik, und 
die CDU/CSU wird keinen Bruch 
mit der SPD herbeiführen.” 

Tatsächlich besteht gegenwärtig 
faktisch eine solche „Allparteien + 
Regierung”, die sich grundsätzlich 
einig ist in der Politik der „inneren 
Sicherheit” (d. h. der Vorbereitung 
auf verschärfte‘ Klassenkämpfe) und 


Hauptfront des " 


rung”. Ausdrücklich erklärten sie 
dazu, der Kampf gegen die Kapita- 
listen sei „ein falscher Hauptstoß” 
und schwäche den Kampf‘ gegen 
die SPD. 

Diese Praxis hat zum Kern, für 


Sollen wir den Hauptstoß 
gegen die SPD führen? 


sondern gegen die DKP richten. 

Die Welt, in der sich diese Leute 
bewegen, ist das Reich ihrer Phan- 
tasie.. Nur so. ist es möglich, den 
immer noch vorherrschenden Ein- 
uß der sozialdemokratischen Ideo- 
logie in der Arbeiterklasse zu leug- 
„nen, die politisch - organisatorische 
Macht der SPD- Führer vor allem 
durch die Gewerkschaften zu leug- 
nen, 


Grundsätzlich legen allerdings 
den Theorien vom „Hauptstoß ge- 
gen die SPD" und ‚Hauptstoß ge- 
‚gen die DKP” dieselben Fehler zu- 


nis zwischen SPD und CDU / CSU 
ziemlich ausgeglichen ist. Heute be- 
steht nicht die parlamentarische 
Möglichkeit einer starken Allein - 

einer der beiden großen 
bürgerlichen Parteien wie es in den 
SOer Jahre und noch zu Anfang 
der 60er Jahre. für die CDU | CSU 


gegeben, wo sich die parlamenta- 
rischen Verhältnisse nur geringfügig 
(mach rechts) verschoben. 


Was steht aber hinter der Äußer- 
lichkeit des „parlamentarischen 
Patt”, d. h. der Unmöglichkeit einer 
Allein - Regierung von SPD oder 
CDU/CSU und der faktischen Exi- 
stenz einer Allparteien - Regierung? 

Grundsätzlich ist davon auszu- 
gehen, daß sich die bürgerlichen 
Parteien immer einig sind in 
der Unterdrückung des Proietariats, 
daß sie immer eine gemeinsame 
Front gegen die Massen bilden usw. 
Taktische Differenzen sind dabei 
Zweitrangig. — Während der Ade- 


weortlichkeit bzu 

fe Änpitie 

Als Prinzip von Agitation und gegen die SPD auch noch dazu, 

opaeanda Bericht dr aluupt Cie Postien der Arbeierklne 

stoß gegen si zu schwächen und den Abbau der 

bejter ihren Kampf sibstverständ- „bürgerlichen Demokratie voranzu- 
reiben 


Dem „Hauptstoß gegen die SPD” 
= liegen falsche Vorstellungen vom 
- Verhältnis der Bourgeöisie zum 
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gründe: 
Zum ersten übersehen sie die 
huitielbar - prakfischen Ach 


falschen Vorstellungen wir um aus- 
einanderzweizen haben. 


In jedem Fall aber misien, 
wir don 


den, die die Entfaltung des revohr 
tionären Kampfes behindern. 


‚Sich mut falschen Vonsel 

in den Köpfen der Menschen aus- 
einanderzwsetzen, das heißt Klar- 
heit über das Wesen des Kapitalis- 
mus zu schaffen 

Seine Rückständigkeit und Men- 
schenfeindlichkeit, seine  Aggress- 
vität mach innen und außen, die 
Unmöglichkeit. eines „friedlichen” 
‚Hinüber - Rutschens in den Sozis- 


Zum anderen;wird überschen, 
daß die Schwerpunkt - Setzu 
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SPD prahlt mit Bürgerkriegs - Vorbereitungen — öffentliches 
Werbe - Flsgblatt der Frankfurter SPD zum Auftakt der 
Neuwahlen des Bundestages. 
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Politik der Aktionse i ionseinheit-und ee 


‚nauer- Regierung war es so, daß 

SPD und CDU/CSU einander 
scheinbar” „bis aufs Messer” be- 
kämpften: Während die CDU / CSU 
die SPD als den „Untergang 
Deutschlands” angriff, bezeichnete 
die. SPD die Adenauer - Regierung 
als reaktionär und militaristisch. 
‚Aber die Maßnahmen der Adenau- 
er- Regierung — wie etwa die Wie- 
deraufrüstung, die- NATO - Politik, 
das Betriebsverfassungsgesetz 
usw. — wurden von den SPD - Füh- 
ren nicht deshalb bekämpft, weil 
sie damit nicht einverstanden ge- 
wesen wären. Sondern deshalb, weil 
eine solche Schein - Opposition not- 


Ist die Bourgeoisie 
gen, zugunsten des 
demonstrativen Zusammenspiels der 
bürgerlichen Parteien, aut das Be- 
trugsmandver der „parlamentari- 
schen Gegensätze” zu verzichten? 
Der Artikel des NRF scheint davon 
auszugehen. Das NRF nimmt an, 
daß dieses Zusammenspiel iimer 
noch zunehmen wird und schließt 
‚einen „Bruch” zwischen CDU / CSU 
und SPD — d.h. eine Rückkehr zu 


ezwun- 


. den parlamentarische Scheinge- 


fechten der $Oer und frühen 60er 
‚Jahre aus, Daraus wird die Schluß-, 
Tolgerung” gezogen, daß eine Rück- 


Unter dem Titel der „wehrhaf- 
ten Demokratie” wird unmittelbar - 
praktisch der Abbau demokratischer 
‚Rechte und der Ausbau des Staats- 


'auf Ideolotischem Gebiet versucht, 
ihrer ganzen Tendenz nach fa- 
schistische Auffassungen un- 
ter den Massen zu verbreiten. Die 
faschistische Ideologie der 20er und 
30er Jahre beinhaltete die zynische 
Verhöhnung der bürgerlichen Demo- 
kratie und der „parlamentarischen 
Schwatzbude”. Heute dagegen ist 
die Situation so, daß gerade unter 
dem Titel der „wehrhaften Demo- 
kratie”" die Faschisierung vorange- 
{trieben wird, 

Das NRE hat eine sehr optimisti- 
sche Einschätzung von der weiteren 
Entwicklung. Es heißt da über- 
schwenglich: 

„Große Teile der Arbeiterklasse und 
des Volkes beginnen die bestehen- 
den Verhältnisse unerträglich zu 
finden ... In der ganzen Welt nimmt 
die revolutionäre Bewegung einen 
stürmischen Aufschwung. Gegenwär- 
tig ist es nicht so, daß sich die 
Massen von der proletarischen Re- 
volution enttäuscht abwenden und 


Die weit verbreitete Selbsttäu- 
schung innerhalb der Linken über 
den „revolutionären Aufschwung” 
und die Linksentwicklung der Mas- 
sen kann nur zu verhängnisvollen 
Ergebnissen führen. 


Es beweist in unserer Einschät- 
zung gerade die Stärke der 
Bourgeoisie gegenüber dem Proic- 
tariat und das immer noch anhal- 
tende Damniederliegen der Arbeiter- 
bewegung, daß die Kapitalisten sich. 
erlauben können, auf parlamentari- 
sche und außerparlamentarische Be- 
trugsmanöver mit einer ‚ radikalen” 
SPD als Schein - Opposition zu ver- 
zichten. Als die Bourgeoisie in den 
S0er Jahren die Wiederaufrüstung 
einleitete, war der Widerstand der 
Massen dagegen noch so stark, daß 
die SPD - Führer sich an die Spitze 
der anti - militaristischen Bewegung 
setzen mußten, um die Bewegung so 
kaputt zu machen. Heute kann die 


lichen und politischen Massenkämp- 
fe den Einfluß im Pröletariat zu 
behalten. 


Das parlamentarische Spiel von 
Opposition und Regierung ist im- 
mer in erster Linie ein Schmieren - 
Theater, das zur Täuschung der 
Massen bestimmt ist. Neu ist also, 
heute nicht, daß die bürgerlichen 
Parteien in den Grundzügen ihrer 
Politik übereinstimmen. Neu ist viel- 
mehr, daß anstelle der Schmieren - 
Komödie der parlamentarischen 
Gegensätze" gegenwärtig gerade 
iese Übereinstimmung in den Vor- 


kehr der SPD zur Rolle der „radika- 
Ien Opposition" nicht mehr mög- 
lich sei, was praktisch heißt, daß 
die SPD ihre Rolle als bürgerliche 
Arbeiterpartei, als Agentur der 
Bourgeoisie in der Arbeiterklasse, 
schon ausgespielt hjtte. 


Wir halten das für eine falsche 
und leichtfertige Auffassung. Wir 
meinen, daß die Bourgeoisie heute 
bewußt auf das Schmieren - 
‚Theater der „parlamentarischen Ge- 
gensätze”" verzichtet (bzw. dieses 
Theater einschränkt), üm unter den 
Massen eine bestimmte Ideologie) 


‚zum Spielball der faschistischen De- 
magogen werden. Gegenwärtig ist 
es 10, daß sich die Massen langsam 
von der Bourgeolsie loslösen und 


‚und wird sich die revolutionäre Bewegung 


stetig in die Breite und Tiefe ent- 
Yaltet, auch in der BRD,” - 

Fast meint man, die Traumtän- 
zer vom „Roten Morgen” und ähn- 
lichen Gruppierungen zu hören. 
sächlich haben wir aber heute 
höchst zweideutige Entwicklung: 
auf der einen Seite zunehmende 
Unzufriedenheit mit der Verteilung 
des Reichtums, ein Infragestellen 
des kapitalistischen Besitzes über- 
haupt: Auf der anderen Seite ver- 
zeichnet die Bourgeoisie durchaus 
Erfolge bei der Verbreitung reaktio- 
närer Vorstellungen. Die Ideologie 
der „wehrhaften Demokratie” wird 
weitgehend akzeptiert, die Politik 
der „inneren Sicherheit” trifft bei 
den Massen immer noch eher quf 
Verständnis als daß sie Protest her- 
vorrufen würde. Die Verbreitung 
‘von Rassismus und natiohaler Über- 
heblichkeit unter den Massen macht 
„gute Fortschritte”, wie die Bour- 
‚Broisie auch anläßlich der Münchner 
Ereignisse zufrieden registrieren 


Bourgeoisie ihre „Notständsgeset- 
20”, ihre „Poliik’der inneren Si- 
cherheit”, den Ausbau des Bundes- 
grenzschutz_ zur Bürgerkriegsarmee 
usw. glatt durchziehen, ohne eine 
ihrer bürgerlichen Parteien (die DKP 
als Randphändmen spielt hier keine 
Rolle) als Schein - Opposition gegen 
diese Entwicklung abzustellen. Mit 
der größten Frechbeit können die 
SPD-Führer diese Politik betreiben, 
‚ohne bisher erkennbar" an Einfluß 
verloren zu haben. 


Falsch wäre es aber. zu meinen. 
daß die Bourgeoisie etwa nicht im- 
stande wäre, der SPD nöugentalls 


Das heißt nicht, daß nicht ge- 
legentlich zuch noch mal die Ko- 
mödie parlamentarischer Scheinge- 
fechte abgespielt wird, aber der 
Demonstration der Übereinstim- 5 
mung in den Grundfragen = 
gegenwärtig eindeutig der Vorzug 


Verhältnis der 
ER 
hat sich geändert; wohl aber 
ee 
Verhältnis den Massen dargestellt 


m 
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£ 
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zurück 


wird. 
* 
* 
* 
# -Im ketzten „Arbeiterkampf” veröffentlichten wir einen Brief des 
3 Landesverbandes Hamburg der SPD - Jugend -Organisation „Falken“ 
u terbeiten = $ben die der „sche 3 am verschiedene Hinke Organisationen, darunter auch an den Kommu- 
X mistischen Bund. In diesem Brief wurde ein gemeinsames Vorgehen % 
eben ri at ee der 3 zu den voraussictlichen Bundestags- Neuwahlen vorgeschlagen, mit 3 
= der Hauptstoßrichtung, „die Machtergreifung der CDU/CSU zu ver: 3 
ae a ed Mate Um das gemdinsame Vorgehen zu diskuberen, wurde cin # 
Zusammentreffen der angeschriebenen Organisationen vorgeschlagen. # 
# _ Dieser Brief war ein außerordentlicher Schritt. Denn die SPD-Füh- £ 
ee ee 
# mit Kommunisten ausgesprochen. Wir begrüßten es daher, daß dieses 
gie der „wehrhaften Demokratie" $£ unverschämte und spalterische Verbot durch die Aufforderung der 
beinhaltet weiter, daß alle bürger- % „Falken” zum gemeinsamen Vorgehen durchbrochen worden war. 
lichen Parteien und alle Teile der 3 In einem kurzen Antwortschreiben, das wir ebenfalls im letzten „ Ar- 
Bevölkerung „zur Verteidigung der % beiterkampf” abdruckten, teilten wir den „Falken” unsere grund- 
Demokratie zusammenstehen” sätzliche Zustimmung zu dem im Brief enthaltenen Vorschlag eines 
müßten. gemeinsamen Vorgehens mit. 

Indessen kam, was kommen mußte. In einem zweiten, diesmal 
äußerst kanppen Brief — den wir nebenstehend abdrucken — wird 
das Angebot zum Vorgehen zurückgenommen und als 
Alleingang des Stellvertretenden Vorsitzenden der Hamburger „Falken” 

konnte. Eischreckend breite Tele 3 dagestet. 
der werktätigen Massen sind gera a i © 

nd "und nach ei Brei ann bed Ci Bonn ec 1uune „Zen and 
Breignimen auf die hysterische Aus Partei - Spitze. Er. widerlgte nochmals die Ihuson mancher ehrlicher 
länderhetze der Bourgeoisie herein ® Genossen innerhalb der SPD, sie könnten „den Laden vom innen 
wefalen. Dabei muß geschen wer- # heraus wieder in Schwung bringen”. Er das großmäukge 
m A Den ae ee % Geschwätz einiger Juso-Führer, als ob die Linken irgendwelche 
ber Und 30er Jahren etwas gein- % Mächtpositionen in der SPD hätten oder erreichen könnten. Er 
aa nice Reis $ 268, daß die Bindung der ehrlichen Linken an die SPD ihrem 
fun in der Form des Antisemitis, % Wesen nach Bindung an die arbeiterfeindliche und spalterische Politik 
= * der SPD - Führung bedeutet. 
mus diente vor allem dazu, den % 3 
Massen (besonders dem verelende- %. Das Festhalten an dieser Bindung bedeute letzten Endes Festhalten 
ten Kleinbürgertum) einen Sünden- % an der Spaltung der Arbeiterklasse und der übrigen demokratischen 
bock zu präsentieren und so vom % Kräfte des Volkes. 
Kampf gegen die eigene Bourgeo- # 
sie abzulenken. Heute dient der # 
a lan dazu das Pro U mn 
etariat der westlichen Industrie- # 
Jinder in eine Frontstellung gegen 
die Befreiungskämpfe der Völker 3 
der „Dritten Weh” zu bringen; >> $  Sorsitiche Jens Deutschlands „Die Falten 


soll nicht nur der proletarische In- 


ternationalismus untergraben. wer- eig 
den, sondern sollen Teile des west- 

lichen Proletariats direkt für die 

Konterrevolution nach dem Vorbild Seinen 
der französischen Siedler in Alge- Soartak us 
rien, der Protugesen ın Südafrika, Sons 

der Juden im Nahen Osten usw. Bergsemorrten 


gewonnen werden. — 


zwischen den bürgerlichen Parteien 
aus. Woher das NRF seine „zweifel 
lose” Gewißheit bezieht, bleibt un- 
klar, da Argumente nicht aufge- 


ee en = 

‚Auftreten einer „radikalen” 

Drelagnge r Dar sum aerfänıe Bil wurde unr Umprbune dm Lndunanmerde 
Folge hat. Im Übrigen hat Lenin = 


Die vorgasehene Aktion finden ın sieser Form miche die Eiligung 
de: Landsworsandes, darum finger die Suzung am 7.8.72 nicht 
zu. 


Kämpfe es erfordert. Die Kräfte, di BE Hans rich Höler 
eine solche Entwicklung tragen Vorsitzender aus 
könnten, wachsen heute schon of- Landenertunden 
fensichtlich in der SPD heran; ihr Aa 
klarster Ausdruck sind 
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Röhm, Darmstadt, fordert: „Vor 
Beendigung des Streiks hat eine 
Abstimmung über das Ergebnis. 
stattzufinden.” (Antrag Nr. 16). 

—, Die Jugend-Bezirks-Delegierten- 
ikonferenz Hessen fordert. volles 
Streikrecht für Lehrlinge. (Antrag 
N. 17) 


Alle diese Anträge zielen auf 


eine echte demokratische Mitwir- 
kung der gewerkschaftlichen Basis 
und schränken die Allmacht der 
unkontrollierbaren Vorstände ein. 
Sie haben aber beim derzeitigen 
Kräfteverhältnis in der IG-Chemie, 
keine Chance auf Annahme. Den- 
noch muß auf der Linie dieser 
Anträge in,den nächsten Jahren 
Weitergearbeitet werden. 


Der Hauptvorstand hat einen An- 
trag gestellt, um sein Konzept der 
„betriebsnahen Tarifpolitik” durch- 
Zusetzen (Nr.63) Der Hauptvor- 
stand behauptet, daß-diese gut sei, 
um 

— die Tarife ständig an die technplo- 
gische, wirtschaftliche usw. Ent- 
wicklung des einzelnen Betriebes 
anzupassen, 

— die "Mitglieder aktiver am Tarif- 
geschenen zu beteiligen, 

— die Differenz zwischen Tariflohn 


Während des großen Chemie -Streiks (hier: Kalle, Wiesbaden) erkennen plötzlich die 


Kollegen die Gefahr, daß 


in unkontrollierbares Führungsgremium ihrer Gewerkschaft 


eigenmächtig ein Lohnergebnis abschließt, das nicht ihrem Willen entspricht. Sie fordern 
Urabstimmung. Umsonst. Die Gewerkschaftsführer setzen sich darüber hinweg. Nach dem 
„Verrats - Abschluß” der Hauenschild & Co fordert die Masse der Chemiearbeiter den 
Hauptvorstand zum sofortigen Rücktritt auf. Umsonst. — Für den Gewerkschaftstag darf 
als sicher gelten, daß Hauenschild & Co in Amt und Würden wieder bestätigt werden. 
Von wem? Wer vertritt hier die Masse der Chemiearbeiter? Was ist mit der innergewerk- 


licher Manier jeden Abschluß tät 
gen können, schalten und walten 
können, wie sie wollen, ohne daß 


schaftlichen Demokratie? 
die Kollegen auch nur einen einzi- 


gen Deut wirklich. zugesicherter 
Redhte dabei hätten. 


„Kündigungsschutz für Vertrauensleute” — ein „betagter” Antrag 


„Seit neun Jahrenwird gefordert, 
daß die gewerkschaftlichen Vertrau- 
ensleute tarifvertraglich vor Kündi- 
‚gungen geschützt werden sollen. 
Auch dieses Mal wird diese Forde- 
rung von vielön gewerkschaftlichen 
Gremien wieder gestellt (s. Anträge 
Nr. 250 und folgende). 

Selbst der Hauptvorstand — man 
höre und staune — stellt einen 
Antrag mit gleicher Stoßrichtung. 
Seit neun Jahren hätten die Tarif- 
kommissionen, deren Politik maß- 
geblich vom Hauptvorstand be 


stimmt wird, die Möglichkeit ge 
habt, diese Forderung schon längst 
durchzusetzen. Tatsächlich aber ha- 
ben sie bei jeder Verhandlung zur 
Freude der Kapitalisten® diese For- 
derung unter den Tisch gewischt. 
Der jetzt vom Hauptvorstand ge- 
stellte Antrag kannnur als demago- 
gische Verhöhnung verstanden wer- 
den. Wahrscheinlich gestellt, um 
den peinlichen Fragen der Delegier- 
ten zu entgehen, warum dieser „be- 
tagte” Antrag immer noch nicht 
durchgesetzt worden sei. 


Konzertierte Aktion heißt weniger Lohn 


Konzertierte Aktion und Lohn- 
leitlinien bedeuten für die Kollegen, 
die Festlegung der Lohnerhöhung 
auf eine den Kapitalisten genehme 
‚Höhe. 

Die Jugendkonferenz Darmstadt 
und der Verwaltungsstellenvorstand 
Hannoversch-Münden sind gegen die 
Konzertierte Aktion (Anträge 
Nr. 95 und 97). 

„Die Verbesserung des Lebens- 
standards ist aber nur im Gegensatz, 
zu den Kapitalinteressen durchzu- 
setzen, was die Unabhängigkeit der 
Gewerkschaft vom Staat voraus- 
setzt ... Außerdem müssen jegliche 
„Spitzengespräche” zwischen Un- 
ermehmern und Gewerkschaft zur 
Festlegung der Stabiitätspolitik der 
Wirtschaft abgelehnt werden.” 
(Darmstadt). „Das kommt einer le- 
galen Entmachtung der Gewerk- 


Der Hauptvorstand macht dage- 
‚gen in Namvität: „Sollte sich erwei- 
sen, daß die Bindung an die Konzer- 
ierte Aktion die Gewerkschaften in 
ihrer Handlungsfreiheit einschränkt 
und -dadurch das Ungleichgewicht 
Zwischen Kapital- und Arbeitnch- 
mer-Interessen verstärkt, haben der 
Bundesvorstand und der Bundesaus- 
schuß die Frage eines weiteren Ver- 
"bleibens in der Konzertierten Ak- 
tion zu prüfen.” (Antrag Nr. 91). 
Aha, der Hauptvorstand bezweifelt 
also,: daß durch die Konzertierte 
Aktion grundsätzlich und einseitig 
die Unternehmerinteressen berück- 
sichtigt werden. 

Tatsächlich aber, und das weiß 
jeder Kollege, ist die Konzertierte 
Aktion. derzeit das Mittel, das die 
Effektivlöhne der Kollegen, d.h. die 
reale Kaufkraft, ständig senken soll. 


schaften gleich” (Hannoversch- Konzertierte Aktion heißt weniger 
Münden). Lohn! 
Das „Programm“ des Hauptvorstandes 


Der Hauptvorstand hat durchaus 
auch „fortschrittliche” Anträge ge- 
stellt."In seinem Antrag zur Tarif- 
politik (Nr. 218 E) stellt er fest, 
daß die Arbeiter immer wieder für 
die Folgen der kapitalistischen Ra- 
tionalisierung mit geringer bezahl- 
ten Arbeitsplätzen oder gar Verlust 
des Arbeitsplatzes bezahlen müssen. 
Er fordert daher „Verträge zur 
‚generellen Arbeitsplatzsicherung.” 
Weitere Forderungen sind: 
— Arbeitzzeitverkürzung, d.h. Un- 


terschreitung der 40-Stunden-Wo- 
che, 

= 6 Wochen Urlaub für alle und für 
Schichtarbeiter noch ein Zusatzur- 
laub, 

— Erhöhung des Urlaubsgeldes, 

— Gleichen Lohn für Männer und 
Frauen... 

- Solche Forderungen werden von 
den Kommunisten selbstverständ- 
lich unterstützt, auch wenn wir sie 
durchaus noch nicht für ausre- 
chend halten. Aber wir men uns. 


fragen, welche Überlegungen der 
Hauptvorstand darüber angestellt 
hat, wie diese Forderungen gegen 
die’ Kapitalisten durchgesetzt wer- 
en sollen. Wir können keine Ansit- 
ze entdecken, wo der Hauptvor- 
stand während der letzten Tarıfaus- 
einandersetzungen oder, in seinen, 
Anträgen zum Gewerkschaftstag 


Betriebsnahe T 

und effektiv gezahltem Lohn abzu- 
bauen. - 
Es soll nach den Vorstellungen 
des Hauptvorstandes in Zukunft 
‚nur noch- Betriebs, Konzern- und. 
ähnliche Tarifverträge geben. 

Anpassung der Tariflöhne „an 
die technologische, wirtschaftliche 
usw. Entwicklung” des einzeinen 
Betriebes oder Konzerns, dh. An- 
passung an die jeweilige Profit-Ent. 
wicklung des einzelnen Kapital 
sten, läuft auf eine endgültige und 
direkte Unterwerfung der Arbeiter 
unter „ihren” Kapitalisten hinaus. 
Das bedeutet für den Fall, daß der 
Betrieb hohe Profite macht, zuch 
die Arbeiter und Angestellten dür- 
fen einmal einen „Schluck aus der 
Pulle” nehmen, und für den Fall, 
daß der Profit nicht ganz so hoch 

auch die Arbeiter müssen ihren 
el enger schnallen. Dazu 
kommt, daß der öffentlich bekannt- 
gemachte Profit eines Betriebes 
immer sehr „niedrig” ausfällt — wer. 
kennt nicht das Gejammer der 
Kapitalisten? „Klagen ist der Gruß, 
der Kaufleute”, sagt ein altes 
Sprichwort, Die’ Folge wird eine 
ständige Beschränkung der Lohn 
forderungen sein. „Betriebsnahe 
Tarifpolitik”, so wie die Gewerk- 
schaftsführer sie durchsetzen wol- 
ken, bedeutet schlicht und einfach 
weniger Lohn und Gehalt für die 
Arbeiter und Angestellten. 

Mehr noch. Jeder Kollege weiß, 
daß man dann am meisten heraus- 
holt, wenn die Arbeiter eine mög- 


ichst große Kampfkraft im Streik 
zeigen, wenn die Arbeiter eine 
möglichst breite Streikfront zufzu- 
bauen in der Lage sind. „Betriebs. 
nahe Tarifpolitik” dagegen führt zu 
schaftlicher Kampfkraft der Arber 
ter. Die Kapitalisten hingegen orga- 
misieren sich in ihren Verbinden, 
mit Häfe von gegenseitigen Unter. 
sätzungsprogrammen und Liefer- 
hüfsabkommen immer straffer, ein- 
heitlicher und fester. Ein besireik- 
ter Einzelbetrieb oder konzern ist 
sich der Unterstützung aller anderen 
Kapitalisten von vornherein sicher. 
DieArbeiter und Angestellten nur 
eines einzigen Betriebes sind dage- 
gen völlig isoliert und alleingelassen, 

Die Gewerkschaftsführer ködern 
die Kollegen und Vertrauensleute 
im Betrieb für ihr Konzept der 
„betriebsnahen Tarifpolitik” mit 
der Zusicherung, 
daß sie selbst (die Belegschaft) viel 


lichen Auseinandersetzungen habe. 
Eine genauere Untersuchung der 
Vorstellungen der Gewerkschafts- 
führer und auch ihrer bisherigen 
Praxis (vergl. unsere Anlayse des 
Texaco-Streiks 1971 im AK 14) in- 
des zeigt , daß die Einwirkungs- 
und Mitspracherechte der Beieg- 
schaften im Rahmen der „betriebs- 
nahen Tarifpolitik” sowenig gege- 
ben sind, wie bisher. Es sind die 
ichen unkontrollierbaren Tarif- 
issionen, die in selbstherr- 


auf eine Stärkung der Kampfkraft 
der Arbeiter und Angestellten aus 
gewesen wäre. Im Gegenteil, wie 
das Konzept „betriebsnahe Tarif- 
politik” zeigt. 


ind anders als 
durch den_ organisierten. gewerk-. 
‚schaftlichen Kampf sind solche For- 


derungen nicht durchzusetzen, son- 
dern bleiben Luftschlösser und 
Träume. Dieser Widerspruch läßt 
nur eine Erklärung zu: Der Haupt« 
vorstand täuscht Absichten vor, die 
€ tatsächlich gar nicht hat. Über 
einen Forderungskatalog, der mur 
auf. dem Papier steht, können die 
Kapitalisten doch nur lachen. 


Nur_eine Handvoll Delegierter demokratisch gewählt 


Am Gewerkschaftstag nehmen 
etwa 450 stimmberechtigte Dele- 
gierte teil. Davonsind 380 von den 
Delegierten-Hauptversammlungen. 
und Bezirksdelegiertenkonferenzen 
gewählt: auf 1.500 Mitglieder 
kommt 1 Delegierter. Der Rest der 
Delegierten sind Mitglieder des 
Hauptvorstandes, Industriegruppen- 
leiter, Bezirkeeiter und die Vor- 
sitzenden der Hauptausschüsse 
(Frauen, Jugend, Angestellte). 

Die übergroße Mehrheit aller 
stimmberechtigter Delegierter sind 
hauptamtliche Gewerkschaftsfunk- 
tionäre, die überhaupt kein direktes. 
Mandat der Belegschaft auch nur 
eines einzigen Betriebes haben. Da- 
zu kommt ein Teil „genehmer” 
SPD-Betriebsratsfürsten, d.h. seit 
Jahrzehnten freigestellt Betriebs- 
Täte, die ihre betriebliche Machtpo- 
sition und auch ihre Wahl zum 
Gewerkschaftstag der Mauschelpoli- 
tik der hinter ihnen stehenden 
SPD-Betriebsgruppen verdanken. 
‚Nur eine kleine Handvoll Delegier- 


ter können sich auf eine tatsjchlich 
demokratische Wahl im Betrieb und 
Vertrauenskörper berufen. 

Darüber. hinaus kommt ein 
größerer Kreis „geladener Gäste” — 
Politiker mit Bran& und Barzel an 
der Spitze, Wissenschaftler usw. Sie 
sind nich stimmberechtigt, dürfen 
aber größtenteils reden, woron sie 
erfahrungsgemäß auch ausgiebig 
Gebrauch machen werden. 


„Einfache” Gewerkschaftsmit- 
glieder sind nicht zugelassen. Nicht 
einmal als Zuschauer! 


Angesichts der bevorstehenden 
Bundestagsneuwahlen wird sich der 
Hauptvorstand bemühen, ein ruhk- 
ges Bid dieses Gewerkschaftstages, 
vor allem auch nach außen, zu 
vermitteln. Er will im Sinne der 
SPD-Politik den Kapitalisten eine 
„friedliche” Arbeiterschaft präsen- 
Beren, die voll im Griff ist, Daher 
hat der Hauptvorstand kein Interes- 
= an breiteren Auseinandersetzun- 
gen auf dem Gewerkschaftstag. 


Allein die — für Gewerkschafts- 
tage durchaus leider immer noch 
liche — Zusammensetzung der 
Delegierten, läßt unsere Ver- 
mutzung schon jetzt Gewißheit 
werden, daß nicht ein einziger wirk- 
lich fortschrittlicher Antrag Chan- 
(oenhat, angenommen zu werden. 

Diese Tatssche darf uns aktine 
Gewerkschafter aber keineswegs 
Tesignieren lassen. Es zeigt sich hier 
zwar noch unsere Schwäche im 
Vergleich zur Macht der gewerk- 
schaftlichen Vorstände. Aber ande- 
Terseits zeigen uns die wenigen fort- 
schrittlichen Anträge, daß es schon 
in vielen Bezirken zu gären beginnt, 
daß in vielen Bezirken schon eine 
gewerkschaftsoppositionelle Bewe- 
gung im Entstehen ist und zuneh- 
mend auch an Einfluß gewinnt. Der 
Inhalt der wenigen fortschrittlichen 
Anträge zeigt uns weiterhin Ziel 
und Linie in unserer betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Arbeit. Der 
Kampf um die Gewerkschaften hat 
gerade erst begonnen. 


Hamburg: Für die’richtigen’ Delegierten schon 
vor Monaten gesorgt 


Die Weichen für einen dem Haupt- 
vorstand genehmen Verlauf desGe- 
werklchaftsvertrages wurden schon 
vor Monaten von den örtlichen Vor- 


ständen der IG-Chemie-Verwak 
tungsstellen gestellt. 
Die Vorgänge in Hamburg 


können hier als Beispiel für viele 
andere Verwaltungsstellen gelten. 

In Hamburger Chemie-Betrieben 
gibt es.noch keine starke Gewerk- 
schaftsopposition, die der in Darm- 
stadt etwa vergleichbar wäre. Oppo- 
Sitionelle Kollegen, Vertrauensieute 
und Betriebsräte der einzelnen Be- 
triebe haben noch keinen Kontakt 
zueinander. Eine überbetriebliche 
Perspektive in ihrer Arbeit fehlt 


noch fast vollständig. Ansätze iner 
Überbetrieblichen Streikschulung, 
wie sie nach den ChemieStreiks 
von 1971 gefordert wurden, sind 
von den örtlichen Gewerkschafts- 


konnten bisher schalten und walten 
wie sie wollten, ohne daß sie von 


te so unter geringstmöglicher Betei- 
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An dieser Stelle müssen einige 
selbstkritische Bemerkungen zur 
Arbeit unserer Organisation in den 
Hamburger” Chemiebetrieben ge- 
macht werden. 

Wir arbeiten mit mehr als 10 
Betriebs- und Abteilungszellen in 
den wichtigsten und größten Che- 
miebetrieben. Dazu kommen noch 
Kollegen- und « Sympathisanten- 
‚Gruppen und einzelne Kollegen, die 
gern bereit sind, ihre betriebliche 
Arbeit mit unseren Genossen zu 
koordinieren. Eine Vielzahl unserer 
Genossen und Sympathisanten ar- 
beiten in Vertrauenskörpern und 
Betriebsräten. — Wir geben eine 
regelmäßig erscheinende Branchen- 
zeitung, „CHEMIEARBEI- 
TER”, heraus, dazu betriebliche 
‚Ausgaben dieser Zeitung vor Groß- 
betrieben und zwei weitere Be- 
triebszeitungen. 

Die relative Stärke unserer Orga- 
nisation und unseres Einflusses in. 
den Hamburger Chemie-Betrieben, 
zwingt die örtlichen Gewerkschafts- 
führer bei jeder Gelegenheit, z. B. 
auf Vertrauensleute-Sitzungen, auf 
triebsversammlungen ete. 
ie Kommunisten”, gegen 
gegen den „CHEMIEARBEITER" 
usw. zu hetzen, Lügen und Unter- 
stellungen über uns zu verbreiten 
etc. R 
Wir haben unsere relative Stärke 
indes nicht genutzt für eine optim. 
le Vorbereitung des Gewerkschafts- 


Seit über einem halben Jahr verkau- 
fen die Genossen vom KB / ML. Lübeck 
den „ARBEITERKAMPF" vor Lübecker 
‚Großbetrieben und in der Innenstadt, 
her vorzugsweise in der Fußgängerzone 
der Breiten Strada, — Verbunden mit 
dem Verkauf, propıgieren unsere. Ge- 
nossen die Ziele der Kommunisten. In 
unzähligen Gesprichen und Diskussionen 
mit den Käufern unserer Zeitung wurden 
(de politischen Ansichten unserer Organi- 
sation dargelegt. Häufig bildeten sich, 
Insbesondere in der dafür güt geeigneten‘ 
Fußgängerzone, große Gruppen von Men- 
schen und diskutierten 2. T. stundenlang 
über Ihre politischen Ansichten. Einmal 
nahmen über 100 Personen an einer. 
solchen „Massendiskussion” tl. 


Die Bremer” Bürgerschaftsfraktion. 
der CDU hat am vergangenen Mitt- 
woch (20,9.72) einen Dringlich- 
keitsantrag eingebracht, um den Se- 
nat prüfen zu lassen, „ob ein Ver- 
bot des Kommunistischen Bundes. 
Bremen durch Grundgesetz in Ver- 
bindung mit Vereinsgesetz oder 
Bundesverfassungsgerichtsgesetz. 
begründet ist, Femer, ob und 
weichen Gründen Maßnahmen ge- 
gen den Kommunistischen Bund 
Bremen durchgeführt werden. sol- 
kon 

Mit dem Grundgesetz und dem 
Verbot der KPD (1956) haben sich, 
die Kapitalisten Instrumente ge- 
schaffen, jederzeit das Verbot gegen. 
Organisationen‘ auszusprechen, die 
sie als Gegner des Kapitalismus an- 
schen. £ 
Der Antrag der CDU wurde da- 
mit begründet, daß der KBB revolu- 
tionäre Gewalt bejahe. Es wurde 
dabei auf das Flugblatt des KBB 
anläßlich der Ereignisse in München 


tages. Mehr noch. Wir haben diese 
Sache fast völlig verpennt. Der 
„CHEMIEARBEITER” ist mit 
keinem Artikel bisher auf den Ge- 
werkschaftstag eingegangen, hat 
seine Bedeutung für den Kampf der 
Kollegen nicht klar gemacht und 
auch nicht aufgezeigt, was getan 
werden muß. 

Unsere Genossen haben so auch 
nicht zielbewußt auf die Wahl von 
Delegierten eingewirkt, nicht plan- 
voll und, systematisch Anträge for- 
muliert {nd entsprechende Disku- 
sionen mit ihren Kollegen geführt. 

Diese Mängel und Fehler unserer 
‚Arbeit haben ihre Ursache darin, 
daß uns Perspektive und Dimension 
einer überbetrieblichen und auch 
überlokalen gewerkschafts-opposi- 
tionellen Arbeit bisher nicht klar 
waren. Die Unerfahrenheit unserer 
Genossen und Leitung trägt 
"hieran die Schuld. 


Im Ergebnis läuft unsere Untä- 
tigkeit auf eine Schwächung der 
Oppositionsbewegung in der IG- 
Chemie hinaus. Wir haben es damit. 
auch den IG-Chemie-Führern zu 
leicht gemacht, ihr konzertiertes 
Feuer auf die wenigen klassenbe- 
wußten Delegierten und Anträge 
auf den Gewerkschaftstag zu rich“ 
ten. Die Fehler sind in unserer 
Arbeit erkannt, und wir werden 
zukünftig alles tun, auch an dieser 
Front die aktiven und klassenbe- 


mL 


Immer mehr Lübecker kauften den 


Vorfassungsschutz und politische Polizei. 
Im Juni schritten dann die Behörden 
Zur „Tat“: Polizeibeamte forderten die 
Genossen auf, den Straßenverkauf ein- 


verwiesen, in dem es u.a. hieß: 

„Nicht „einzelne Bombenleger 
‚können die Herrschaft der Kapitali- 
sten brechen. .. Die Arbeiterklasse 
wird letzten Endes die Kapitalisten- 


Gerade der bewaffnete Einsatz 
der Polizei und des Grenzschutzes 
in Fürstenfeldbruck, der das Todes- 
rteil für die israelischen Geiseln 
bedeutete, hat gezeigt, daß die Ka- 
pitalisten es sind, die vor keiner 
Form der Gewalt zurückschrecken, 
wenn es um die Durchsetzung ihrer 


wußten Arbeiter und Angestellten 
zu unterstützen. Aufgrund unserer 
Unerfahrenheit hatten es die Ham- 
burger Gewerkschaftsführer sehr 
leicht, sich fast vollständig durchzu- 
setzen. 

In den Betrieben werden alle 
drei Jahre jeweils vor den Gewerk- 
schaftstagen Delegierte gewählt: Be- 
tyiebe mit 21 bis 300 Gewerk- 
schaftsmitgliedern entsenden einen 
Delegierten, bis 500 Mitgliedern 
zwei Delegierte, bis 1000 drei Dele- 
gierte, bei 1.500 vier und über 
1.500 fünf Delegierte. 


Laut Satzung der IG-Chemie 
kunnten diese Delegierten auf einer 
Mitgliederversammlung der Verwal- 
tungsstelle gewählt werden. Damit 
würde eine optimale Beteiligung al- 
ler Kollegen an der Aufstellung und 
Wahl der Delegierten erreicht. Dies 
lag indes ‚nicht im Interesse der 
Hamburger IG-Chemie-Führer. Der 
Hamburger Verwaltungsstellenvor- 
stand hat sich natürlich an eirier 


Mitgliederversammlung vorbeigemo- 
gelt. In den wichtigsten Hamburger 
Chemiebetrieben wurden die Deie- 
Sierien den ahnungslosen Vertrau- 
ensleuten nur noch zur Bestätigung 
Präsentiert: 

Beiersdorf: in der allerersten 
Sitzung eines völlig neugewählten 
Vertrauenskörpers Ende'71 wurden 
gleich zu Anfang der Sitzung die 
Delegierten auf Vorschlag der 
SPD-Betriebsgruppe _ „gewählt”. 
Kein Vertrauensmann wußte, wo- 
rum es eigentlich ging. Nur so konn- 
te es passieren, daß ein Max Gan- 


(rurellen und erst einmal einen Antrag 
auf Genehmigung defür beim Tiefbau 
amt (1?) einzuholen, 

‚Alto stellten die Genossen einen sl 
chen Antrag, der dann aber & lange 
Wochen nicht bearbeitet wurde. Auf An- 
frage erklärte man ihnen, man könne 
den Antrag, nicht „weiterbearbeiten”. 
Dafür wurden formale Mängel im An- 
{rag als Vorwand vorgeschoben. Die Be- 
hören spekulieren darauf, daß durch 
large Verzögerung ihrerseits der „AR. 
BEITERKAMPF". Verkauf _unterbro- 
chen werden könnte. Fehlanzeigel Die 


schow, einer der ausgekochtesten 
‚Arbeiterverräter, mit knapper Mehr- 
keit durchkam. 
Colgate: Hier wurde in den letz- 
ten Monaten der Vertrauenskörper 
durch die SPD-Gruppe fast völig 
zerschlagen. Die letzten klassenbe- 
wußten Kollegen dort erwarteten 
ühren endgültigen Ausschluß aus 
dem VK. Auf dieser Grundlage wur- 


Norddeutsche Affinerie; Hier 
wurde die Delegierten-Wahl nahezu 
verschlafen”. Kurz nach Fristende 
machte die VK-Leitung noch hastig 
Gin paar Vorschläge und präsentier- 
ie einige Anträge, die widerspruchs- 
Ios angenommen wurden, wei nie- 
mand so secht wußte, worum es 
eigentlich ging. Es handelte sich 
dabei um fortschrittliche Anträge 
die aber völlig ungenägend und 
schlecht durchformuliert wären, 
30daß sie später leicht von den 
Gewerkschaftsführern unter den 
Tisch gewischt werden konnten. 

in "den größten Hamburger 
Chemiebeirieben - wurde. lediglich 
bei der Reichhold-Albert-Chemie 
(Höchst) eine breitere Diskussion 
im VK geführt und eine Reihe 
Fortschritlicher Anträge mit etwa 
der gleichen Stoßrichtung wie bei 
Merck beschlosen. 

Die Taktik der Gewerkschafts 
Führung bei_ der „Vorbereitung” 


Verkauf. des Arbeiterkampf‘ verboten! 


gleiche wie in der Chemie-Tarifrun- 
72 (vergl. AK 19, 5. 16): klamm- 
heimlich, von den Kollegen unbe- 
merkt sollte die ganze Angelegenheit 
über die Bühne gezogen werden. 
Vollständig aber war sich der 
Verwaltungsstellen-Vorstand seiner 
Sache nicht sicher — zu recht. Denn. 
allem zum Trotz, ist dennoch ein 
‚gutes Dutzend fortschrittlicher Kol- 


des wir die 
de 


iegierten Hauptversammlung  ge- 
schlüpft. Um diese von vorn herein 
zur Räson zu bringen und einzu- 
schüchtern, wurde die Versamm- 
lung mit den schon fast obligaten 
antikommunistischen Hetzreden 
der . Gewerkschaftsführer Holst 
(Hamburg) und Rappe (Hannover) 
eröffnet. Nachdem die Stimmung 


terial” an Tarifkommision und 
Hauptvorstand „weitergeleitet”. 


sk% 
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Wenn die Gewerksähaftsfeinde unter 
Ünksradikalismus 2.B. verstehen, daß 
mehr Mitglieder an den Entscheidungen 
ihrer eigenen Organisation berailigt wer- 
den sollen. und wenn diese Entschei 
ungen nieht im Eifenbeinturm fallen 
sollen, sondern in der breiten gewerk« 
schaftlichen Öffentlichkeit entschieden 
werden sollen, dann kann man nichts 
(daran ändern, daß dies Linksradikalismus. 
ist, Für uns Ist das nichts anderes als 
aktive Gewerkschaftspolitik." 

(H. G. Lang, der Geschäftsführer 
der 16 Chemie Darmstadt, In einem In- 

terven mt dem GEWERK- 
SCHAFTSSPIEGEL über die offensive 
gewerkschsfuliche Politik der Vartrauens“ 
Inute bei Merck und Röhm in Darm- 


KLARER KURS DER MERCK-VERTRAUENSLEUTE:: 


Durch dieses Verfahren sollen die 
Gewerkschaften dadurch unterlaufen 
werden, daß sich alle Beschäftigten — 
ao nicht nur die Organisierten — an der 
Wahl bereiigen können. Die Kandidaten. 


‚Einen Höhepunkt der Auseinandersetzungen war im Frühjahr die Vorbereitung 
und Durchführung der Betriebsratswahlen. Durch die oppositioneile Gewerkichafts- 
arbeit konnte zunehmend der arbeiterfeindliche Charakter der sozisipartnerschaft 
Jichen Politik der alten SPO-Betriebsratsfürsten mit Fleckanstein und Knierieme an 


;; malten in allen Farben das „Schreckgespenst” 


Te Figma Merck-het c2,.2000, Be- 
schäftlgte, "davon arbefignea.1500 
im Dormrsiter Halktanık und 500 

im. Zegwäfte "Gernsheim. Besonders. 

auffällig ist der hohe Angesteiltenanteil 

von 60%, von denen allein ca. 200 als 


per" ein Konzept der Unternehmens. 
leitung zur besseren Kontrolle aller Kol- 
Jagen ım Betraeb unter Ausschaltung und 
Zerschiagung der Gewerkschaft im Be- 
web. 

Dementsprecheng heilt es im 5 1 
der Betriebavereinerung. die Vertrau- 


Geschäftseitung tesein, such auf den 
Bereich der Verwrauensieute, das Kem- 
stück. gewerkschafticher Interessenver- 
retung im Betrieb, augedehnt und noch 
werstärkt! Vorstz und Leitung des 
VLK” sollte nach $ 5 in den Händen. 
des ER lgen, der die Sirzungen im 
Absprache mt der Abteilung für Perso- 
mal. und Soruaiwesen (1) einberufen muß. 


Der gewerkschaftliche Orgenisations- 
grad fie bis 1969 um über 20 % auf 
53% und ist seitdem — bedingt durch 
ie ‚gute Arbeit der Vertrauensieute — 
auf knapp 60 % wieder angestiegen. (Ar- 


beiter 90% organisiert, Angestellte 
35%). Seit 1945 bis zum Jahre 1967 
wurde die gewerkschaftliche Arbeit im 
Betrieb einzig und allein durch den 
Betriebsrat bestimmt, Er bestimmte — je 
nach Bedarf - die gewerkschaftlichen 
Vertrauensieute in den einzelnen Abt 
Hungen, die äußerst sltan (meistens nur 
Zur Aufstellung der Kandidatenliste für 
BR-Wehlen!) zusammenkamen. Der Vor- 
sitzende des Betriebsrates (OR) war auto- 
matisch Vorsitzender der Vertrauensieu- 
. Der Vertrauenskörper war somit 
nichts anderes als ein Kontrollorgen des. 
Betriebsrats über die Kollegen, was auch 
den Vorstellungen der rechten SPD-Be- 
Triebsfürsten Fleckenstein und Knierieme. 
entsprach. 


(und damit außerhalb ihrer Kontrolie) 
‚mit Unterstützung der Verweitungseiie, 
stattfinden könnte. Da sie dann ihren 
beherrschenden Einfluß völlig verloren 
hätten, schlossen se eine Berriebererein- 
berung ab über die Wahl be- 
trieblicher _„Vertrauenseue: 
(Wie bei Hoschst, das Verfahren ist 
zuerst von den Nazis zur faschistischen 
Formierung der Betriebe entmicksit wor- 


en) 25 


den Richtlinien der IG Chemie, den sich 
5 Vertrsuensieuse zider nahen. Wegen. 
Sex Widerstandes des alten BR konnte, 
Gas erst 1 Jahr spiner durchgemert 

Im Anschluß an &ine betieb- 
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Statt Ordnungsfaktor 


Gewerkschaft als Kampforganisation 


Entlarvung einer Arbeitsordnung 


[Ende 1970. 1egten Geschäftseitung 
und der Betriebsausschufl des BR den 
Entwurf einer neuen „Arbeitsordnung, 
Merck” vor, der mahr nach dem Regie- 
ment einer preußischen Kaserne aussah. 
In 531 „Vorhalten im Batrieb“ wurde 
ohne Erlaubnis der Firma 

= des. Anbringen von, Plakaten oder 

Beschriften der Wände, 

— das Verteilen von Flugblättern oder 

Druckschriften, 

— das Sammeln von Unterscheiften und. 

Spenden, 

— des Abhalten von Versammlungen, 
= und jede politische Betätigung 
verboten. 

Um jede Kritik an den betrieblichen 
Verhältnissen zu unterdrücken, hieß es in. 
322 weiter’, daß „Veröffentichungen, 

Wort, Schrift und Bild, bei denen 
Erfahrungen der Firma verwendet wer- 
den oder durch die Interessen der Firma 
tigt werden können“, nur mit 
schriftlicher Erlaubnis der ‚Firma gestat- 
et zien, Nach 5 18 können Vorgesetzte 
und  Personalabteilung „ Verwarnungen 
und Ermahnungen (wie sie in die Akten. 
gehen) entgegen den Bestimmungen des 
Betr.V.G. austeilen, ohne daß der BR 
widersprechen kann. Entgegen den 20- 
Wieso schon geringen Rlchtan der Arbei- 
{tür bei Kündigungen schuf sich die Ge- 
schäftleitung mit zahlreichen, über die 
9estzlichen Möglichkeiten hinausgehen“ 
den Gründen zur fristiosen Kündigung, 
iin weiteres Disziplinerungsinstrument. 
58 Abs. 1 lautet: %,Ein Arbeitsverhältnis 
wird in der Regel unter Einhaltung der 
Kündigungsfrist gekündigt. Es kann 
iedoch fristlos gekündigt wer- 
den, wenn es dem Kündigenden nicht 
zumutbar it, die Kündigungsfrist einzu- 


halten“. Nach dieser Generalvollmacht 

für die Firma heißt.es weiter, daß inabe- 

sondere ohne Einhaltung der. Kündi- 

Jungstrist entlassen wird, wer 

= sich unbefugt von der Arbeit ent- 
fernt, länge als drei Tage unentschul- 
ige fehtt, 

— den Anordnungen seiner Vorgesetz- 
‚en nicht Folge listet, Minderlistun- 
.9en herbeiführt oder andere dazu 
verleitet, 

— gegen die Geheimheitungspflicht des 
522 oder sonst in schwerer Weise 
g09en die Arbeitzordnung verstößt. 
Damit kann jeder fortschrittliche Ge- 

werkschafter der Sauereien aus dem Be- 

Vieb. öffentlich anprangert (und damit 

‚gegen 5 22 verstößt), mit Kollegen disku- 

tiert (und damit unbefugt sich von der 

‚Arbeit enfernt), oder bei Akkordhetze 

ie Kollegen zur Einhaltung der Zeiten 

anhält {wegen Herbeiführung einer Min- 

Serleistung), «fristlos gekündigt werden. 
‚Ohne die Stellungnahme des VLK — 

Ser nicht vom BR informiert worden 

war — zu berücksichtigen und ein von 

der _ Vertrauenskörper-Laitung beim 

Heuptvorstand angefordertes Rachtsgut- 

schten, das sich mit der Arbeitsordnung 

kritisch auseinandersetzte, stzunarten, 
verabschiedete der BR 3 Tage nach der 
ersten Vorlage die Arbeitsordnung. 

In der ersten Nr. des GEWERK- 
SCHAFTERS, der betrieblichen Zeitung 
der Vertrauenskörperleitung, wurde die 
neue Arbeitsordnung analysiert und des 
Verhalten des BR angeprangert. Trotz- 
(dem weigerte sich die Fieckenstein-Kni 
Hieme-Gruppe weiterhin, sich mit den 
Vertrauensieuten zu beraten oder Ge- 
werkschaftsvertreter zu den BR.Sitzun. 
en hinzuzuziehen. 


Der Hauptvorstand greift ein 


Stattdessen wurden Im Betrieb von] 
[Fleckenstein und Co. geheim Un: 

schriften gegen den „radikalen Flüge‘ 
‚der Vertrauensleute gesammelt, die mit. 
einem Begleitbriet an den Hauptvorstand 
nach Hannover gingen. Mit üblen Unter- 
stellungen aus der antikommunistischen. 
Mottenkiste sollte die aktive Vertrauens“ 


vorstand Argumente für sein Eingreifen 
geliefert werden. In dem Brief heiße es: 
ine kleine „straff geführte Minderheit 
in der Verwaltungsstlle Darmstadt sıre- 
be eine „dogmatsiche. Ideologisierung” 


„Maßlose Programme und Forderun- 
gen” werden aufgestellt... 
sind die Erklärungen zu Gewalttaten. 
Tadikaler Kreise... versteckt wird zur 
Bersiligung aufgefordert... Eine keine 
Iautstarka Gruppe fanatisierter Verbal- 
-Revolutionäre will an die Staa 
Pehärrlichen und konkreten Arbeit der 
Gewerkschaft zur Reform des Wirt- 
schaftssystems in der BRD die Diktatur 
(des s0g. Proletarlats stzen 
In seiner Antwort geht Karl Hauen- 
schild, 1. Vors, der 1G Chemie, auf di 
‚Arbait der Vartrauensioute und ihre Er 
folge im Interesse der Merck-Arbaiter 
nicht ein. Das antigewerkschaftliche ar- 
beiterfeindliche Verhalten der. Flecken- 
stein-Knierieme-Gruppe des BR wird mit 
keinem Wort kritisiert, Stattdessen ak 
Zeptiert Hauenschild vällg die Stoßrich- 
tung der Polemiken und üblen Unterstel- 
ungen. des BR, ohne sich bei der 
VLK-Leitung oder Verwaltungsstelle zu 
ieren. Im Antwortbrief heißt es 
. daß er „nicht davon ausgehen 
', daß die Leitung des VLK mit 
der KPDIML zu tun habe. (Dieses hatte 
der BR dem VLK auch zu unterstellen 
Versucht, obwohl jedes Flugblatt dieser 
inkschaotischen Gruppe „KPD/ML" 
Zum Kampf gegen den linken VLK-Vor. 
sand aufruft, 


‚gegen den „„Hauptgegner SPD” ablenkel) 
Gleichzeitig fordert Hauenschild jedoch 
VLK-Vorstand und  Verwaltungssulle, 
auf, sich öffentlich von der KPD/ML zu 
distanzieren. Als wenn das. überhaupt 
nötig wäre, 

Weiter heißt es im Brief, und jetzt 
eindeutig auf die linken Gewerkschafter 
und keine „KPD/ML'Spinner bezogen: 

„Wir werden mit der Tatsache leben. 


"müssen, daß politische Gruppen, denen 


‚die Arbeitnehmer in freien politischen 
"Wahlen eine Abfuhr nach der anderen 


erteilen, ihr Betätigungsfekd auf „.Kader- 


(der sich von politischen  Pnantasten oder 


Ad für here poltiche Imeresan 
Sind, auf den Leim führen lan... . Man 
kann sich deruber streiten, ob &ı dem 
Ansahen der Gewerkschaft im Berriebe 
förderlich ist, wenn in einem Mittailungs- 


‚blatt. der Vertrauensieute Öffentlich ein 
Konflikt mit gewerkschaftlich organise 


Die VLK-Leitung hatte in der ersten 
Nummer ihres GEWERKSCHAFTER die, 
‚Kollegen zur Mitarbeit an der Zeitung, 
aufgefordert. Dabei gab sie’die Zusich- 
rung. Zuschriften über betriebliche 
Mitstände zum Schutz der, Kollegen vor 
Repressalien der Geschäftsleitung auch 
anonym zu veröffentlichen. Hauenschid 
dazu: 

„Für sahr bedenklich halte ich e, in 
jiner Druckschrift, die unter Verantwor- 
tung unserer Organisation erscheint, der 
anonymen Veröffentlichung von Zu- 
schriften zu eröffnen. Unter Gewerk 
schaftern sollte man davon ausgehen, 
420 man für eine Meinung oder Informa, 
ion auch mit seinem Namen und seiner 
Person einsteht. Man fördert sonst die 
Auseinandersetzung „unter Wasser” an- 
watt sie einzudämmen.” Deutlich it, 
daß. dem Hauptvorstand die aktive Ge- 
Wwerkschaftsarbeit nicht genehm ist. 

Sie paßt nicht in das such vom 
Hauptworstand verfolgte Konzept der So- 
ilparinerschaft. Andererseits kann an 
der Arbeit der Vertrauensieute nicht 
mehr vorbeigegangen werden. Um die 
‚Auseinandersetzung einzugrenzen und 
aus dem Blickfeld der Kollegen zu 
rücken, fordert Hauenschild eine Be- 
sprechung ‚zwischen Mitgliedern der 
VLK-Leitung und des BR unter Leitung, 
‚Ses hessischen Bezirkseiters Fabian, 

Doch die Vertrauensaute Iassen sich 
nicht einwickain. Statt sich zur Einstel- 
lung der Öffentlichen Auseinander- 
setzung (und damit Kontrolle des BR. 
und Anprangerung seiner sozisiparıner- 
schaftlichen Politik im GEWERK- 
SCHAFTER) zu verpflichten, gelingt es 
ihnen weitgehend, ihre Vorstellungen 
Surchzusetzen. 

Das diffamierende Schreiben an den 
Hauptworstand wird von den Betrieberd- 


Vorbereitung der Taritrunde in Angeift. 
Die Notwendigkeit linearer Tarifernö- 
hungen wird eriäutert. Um eine breite 
Beteiligung der Kollegen an der Aufsiak- 
ung der. Tarifforderung zu erreichen, 
forderıen in Darmstadt schon 1968 akt 
ve Gewerkschafter die Wahl der Tarif 
kommissionsmitgleder durch ie Ver- 
rauensteute. Seitdem werden die Tarif 
kommissionsmitglieder, die die Verband. 
ungen mit den Arbeitgeberverbänden. 
führen, in Darmstadt nicht mehr — wie 
Allgemein üblich — von den Vorständen 
(Ser Geschöttuseiie gewanıt 

Die Verweitungssteie mußte sich in 
einem Vorstandsbeschluß. verpflichten, 
mechtzeitig (mindestens 8 Wachen) vor 


seizungen mit Geschäftsleitung und Be- 
iebsrat noch in einer relsiven Abgeho- 
enheit von der Belegschaft sbepieiten, 
konnte in der Tarilrunde 1971 den 
Vertravensieuten erstmals der Durch- 
bruch zur breiten Mehrheit der Kollegen 
eingen. 


Durch. systematische Vorbereitung, 
murde die Betriebmersammlung zum 
Sprachrohr der Interemen der Beisg- 
Pe 

Ein Sprecher der VLK-Leitung ver- 
langes als erstes in einer Betriebmer- 


Abstimmung vorzuschlagen. Ihre Aufge- 
ie it es dort nur, Dasen zur objektiven 
Entwicklung der Branche, Lohn- und 
Preissotwicklung, Höhe der Taril- und 
Effektiviöhne eıc. zu berichten. Dann 
folgen zu jedem Betrieb Situstionsbe- 
Hichte eines Sprechers.der Vertrauensies- 
18 zum Betrieb (Überstunden, Auftrage- 
age, Investitionen, Stimmung der Kolie- 
gen um.) Ersı danach wird die Diskumı- 
ON über Forderungen eingeieiet, die mit. 
einem für die Miiglitder der Tarıfkom- 
(mission verbindlichen Beschluß endet. 


men im San, damit überhaupt jemand 
Mut habe, den Mund aufzumschen. Sit- 
dem murde es nach den üblichen „Rach- 


von Betriebsversammiungen geschult) 


Tarifpolitik der Mitglieder 


Uhigen Taritentwicklung gerechnet, an 
Streik dachte niemand, 


Kapitalisten provozieren 


Die provokaterische Verhandiunge- 
führung durch die Arbeitgeber zei 
indoch baid, daß die Kapinalisen dh 
umvorbereiteten Arbeiter mit einer deut 
Jichen Niederlage zu demoralisieren be- 
absichtigten. De Hilfsieferabkommen 
(der Chemiebose wurden bekam. auch. 
Merck produzierte auf vollen Touren 


Die Läger wurden übertiit. Mir Fiugbist 
‚Chemie-Unternehmer wollen 
und „Das it Klamankampt von 


Der Streik wird ausgeweitet... 


(Man mußte anders versuchen, die 
Diskussion über die Taritverhandlungen 
in den Betrieb zu tragen: Mittags tralen. 
Sich die aktiven Kollegen im Hof vor 
dem BR-BirO und diskutierien in Grup- 
pen über den Stand der Verhandlungen 
etc. Jeden Tag kamen mehr Kollegen 
hinzu, die die Informationen in weitere 
Bereiche des Berriebes trugen. Gruppen. 
Neugieriger. am Rande wurden ins Ge- 
sprich einbezogen. Wegen der Sicher 
Heitsbesuftragten der Geschäftseitung, 
(Se ich darunter mischten, gab es erste 
Aussunandersstzungen. 

"Am Montag, dem 14. Juni, scheiterte 
ießundesschlichtung. Am geichen Tag 
rat die Firma AK Chemie (Verwaltungs 


(asch eingeschätzt, so all zB. die 
Streikieitung dem Vorschlag einer De- 


monstation zu. Röhm |Deremetacks 
Zgrößter Chemieberrieb mit 2000 Be- 
schäftigten) erst ihre Zustimmung gab, 
‚ss in einer Versammlung mehr als 2000. 
aatir simmen. 

Aut der Betriebeverzummiug am 21. 
‚Juni kam es zu heftigen Auseinander- 
Jeizungen zwischen der Geschäftzienung 
und den Vertrauendeuten in der Streik. 


elle Darmstadt) ın den unbelristeren. 
Volisteik. Die IG Chemie verteite am 
Dienstag Morgen ein Fiugbiatt, in dem 
beim „aktiven tarifiosen Zustand” zu 
Aktionen aufgefordert wurde. 

Die Handwerker, die aktnvste Abtei 
Jung bei Merck, nahmen noch am gei- 
hen Morgen nicht die Arbeit auf und 
werzammeiten sch ım einer Kantın. 
Gerchzertg ınformerten die Vertrauen 
este ae sicheren” Abteilungen, daß ın. 
der Frünstuckspauns ın der Kantıne uber 
ie neue Situation beraten werde. Em 
Mngied der Tarıtkommesuon berichtete, 
Anschließend fand eın kurzer Demons 
tratonsrıg von 1500 Koliegen durch das 
Werk zum Verneitungsebaude satt. Er 


wurde beschlossen, am folgenden Tag die 
Aktionen zu wiederholen, um weitere 
Abteilungen einzubeziehen. 
"Anderentage war der Demanstrstons- 
zug schon aut das Doppelte (30001 
genacnsen. Waderum eınen Tag snster 
wurde bei der Versammlung in der Kan- 
ine auf Zuruf eine 1Bköpfige Sueikiei- 
tung genählt. Sie reugierte allerdings 
wegen hrer uneinheitichen Zusammen. 
tzung nur schwer mit der nätgen 
Schneiligkart und Schiagkräftgkeit. Vor 
Siem weilte uch das Fehlen der nötgen 
Vorarbeiten — die genaue Kenntnis des 
Betriebes, Produktionsublauts und aller 
Abteilungen — als Handicap herzun. Häs- 
#9 wurde die Stummung der Baiegschstt 
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führung in Hannover empfahl) wegen der 
dafür viel zu mangelhaften Vorbereitung 
kein Mittel.soh, die Kampfkraft zu sel- 
‚gern, wurde der Vollstreik, ausgerufen 
[und Urabstimmung beantragt. Urabstim- 
mung deswegen, weil sie die Reihen der 
Streikenden noch fester schließen und 
dann ein Abbruch nur nach nochmaliger 
Urabstimmung möglich gewesen wäre. 
(Natürlich wurde dies vom Hauptvor 
stand, der in Bonn über den Köpfen der 
Kollegen die Schlichtung plante, abge- 
lehnt. 


‚Als Fehler der Straikleitung erwies 
sich, die Streikenden — getreu der 1G 
Chemie Streikschulung — bei Boglan des 
Vollstreiks nach Hause zu schicken, bzw. 
nur zum Bosuch der al 3 Tage stattin- 
enden Streikversammlungen aufzufor- 
‚Sern. Das angestrebte Ziel, die Stärkung 
‚des Klassenbewußtseins und Vertrauens. 
in die eigene Kraft, konnte so nicht 
Srreicht werden..Staitdessen waren die 


Streikenden zu Hause dem Einfluß der 
bürgerlichen Zeitungen, die einseitig im 
Interesse der Kapitalisten berichteten, 


und der ins Haus verschickten Propagan- 
da der Merck:Bosso ausgesetzt. (Diese 
wandten sich besonders an die Ehefrauen 
‚Ser Streikenden, um ihnen die „Unsin- 
nigkeit”” des Handelns ihrer Männer zu 
‚„verdeutlichen.“) "Für die Masse der 
Streikenden mußte 0 mahr der Ein- 
druck entstehen, sie verbrächten einen. 
Urlaub auf Geworkschaftskosten, wäh- 
rund der eigentliche Straik Sache der 
Streikleitung, Gewerkschaft und einiger 
unermüdlicher Streikposten si. 


bis die Streikfront steht! 


Die Geschäftsteitung 
dazu über, die Konfrontation zwischen 


„Darmstädter Tageblatt" „garantier‘ 

ie Firma. den „ungehinderten Zugang, 

zum Werk, um jedem Arbeitswiligen zu 

seinem Recht auf Arbeit zu verhelfen. 
Ein riesiges Pol 


man zusehen, wie. die Streikbracher un- 
behalligt ins Tor marschierten. Die vom, 
Hauptvorstand geforderte Urabstimmung 
wurde nicht genehmigt. Kaum ein ande- 
fer Betrieb im Bezirk war ebenfalls In 
‚den Volistreik getreten, zumeist waren 


an höchster Steile über die zu „Jaxe 
Haltung” polizeilicher Einsatzleiter, die 
„schärfer durchgreifen”” müßten und er 
(eichte den Einsatz. zusätzlicher Bereit. 
schaftspolizel vor den Toren. Die Polizei 
Wurde zu gewalttätigem Eingreifen geger 
Streikposten aut Bahngleisen, die ın 
Firma führten, eingesetzt. (Dar freie- 
knüppalte Zug kam aus dam Betrieb und “ 
wer völlig ieer, es ging nur um die 
Einschüchterung und Demoraliierung 


(der Streikposten!) 
Immer nötiger wurde es, ale Strei- 
kenden in den Kampf vor den Toren 
inzubeziehen. Die Streikleitung ver- 
schickte desumgen Rundschreiben an ale 
erfaßten Streikenden und tete a 
Streikpostendienst 
in aktiver Zusammenhang der Baieg- 
schaft hergestellt werden, bei dem alle 
ie. Soldarität im Kampf und die Er. 
Yahrungen mit der Geschäftsleitung und 


ihren, staatlichen Handiangern selber 
machen konnten. Was ie Merck.Bome 
‚mit bürgerlicher Presse, Einschöchterung, 
Und massivem Polizeiingatz nicht er” 
nicht hatten, versuchtin se jerzt mit 
Hilfe der bürgerlichen Justiz. Sie setzen. 
ine „einstweilige Verfügung” durch, 
nach der ein 3 Meter breiter Durchgang, 
zum Tor von der Streikleitung zu ge- 
nährleisten sei. Um juristischen Folgen 
des Streiks zu begegnen, 1ie8 sich die 


‚Polizei bahnt ‘die Gasse für „Arbeitswillige" durch die Streikposten 


‚Aktionen nur 1-2 Tage gemacht wor- 
Sen und. dann  zusammengebrochen. 
Durch informelle Kontakte wußte man, 
(daß die Hoschster zwar ebenfalls Urab- 
immung gefordert hatten und kampf- 
bereit weren, In den Streik aber wurden 
sie nicht geführt Stattdessen hielt Rappe 
vom IG.Chemie-Hauptvorstand in Darmm- 
stadt „donnernde Reden” und versuchte 
den. "älleingelassenen  Merck-Kollegen 
Weiszumachen, woanders — auch bei 
Hoschst — sei alles inaktiv, daran könne, 


(der Hauptvorstand nichts machen. Die 
‚Stimmung vor den Toren erreichte einen 
Tiefpunkt. Die Kollegen kriegten Angst, 
in Darmstadt verheizt zu werden. 


Die, fortschittlichen Vertrauensie 


aus der Streiklitung sahen, dad es un- 
Bedingt nötig war, eins Wende herbei- 
zuführen. Es wurde ein Aktioruplar zus- 


Ihiett_ und. wotzdem die Steikracher 
am Betreten des Werkes hinderte, Am 
nächsten Morgen sollten die auf der 
anderen Straßenseite dem Tor gagen- 
erliegenden Parkpistzausgänge mir 
dichten Oiskusionsgrupen verstopft 
wersen, anschließend aut der gleichen 
Straßenseite eine 200 m tange doppelte 
Korte gebildet und die gesamte Vorder- 
front des Werkes wieder mit einer Auıo- 
kette, Stoßstange an Sioßsange, vr 
wert werden. 


Verwaltungsseie zu einen gerichtlichen 
Vorgehen gmgenciess einstweilige Verti- 
9u09” hinreißen. Es kam zu einem Ver- 
eich, der sich eindeutig gugen die 
Supikanden richuns: Tagsüber mußıs 
(ein 1 Meter breiter Zugang ständig offen- 
Jehalten werden, der in „Siozeien” 
(&8. morgens ab 845 Uhr Bis 7.45 Un] 
st 25 Meter für „Arbeitsmilige” ver- 
Breitert werden mußte. Mir ragen An- 
gen im „Dermticher Echo” und 


Als am nächsten Morgen die Surik- 
Üirecher mit ihren PKWs zum Werk 
fahren wollten, eribten se an der 
Hauptzufahrtssuraße die erste Überrs- 
hung: 


Durch einen von der Streik. 
ieitung inszenierten Verkehrsunfall war 
die Stade verstopft. 25 Minunen dauarıe 
es zunächst, bis die Polizei die Fahr- 


Herde Korte nufen und dann noch über 
die Autonperre klettern, Die Streikiei- 
tung konmme die „Arbeitswiligen” agi- 
teren, die Streikposten ihre Reaktion 


beobachten und abet zum Mitstreiken 
owegen, wer Jannach zum Streikbruch 
bereit war. sah wagen der inzwischen 
vorgerückten Zeit keinen 255m breiten 
Zugang, sondern nach 7.45) nur noch 
die 1m enge Game, durch die er dann 
Spießruten laufen mußte, Erstmals konn- 
ten die Steikbrecher wieder geränit 
worden, es waren nicht mehr geworden, 
Sondern wie zu Beginn mar che gleichen 
2000. 


Das, Vertrauen in die eigene Kraft 
war wieder gestärkt, nach zwei Wochen 
Volistreik stand die Front wie am An- 
fang. Dis Geschäftsleitung jemmerte 
Der den „Deychologischen Temor” der 
Sveikenden, we hatte eine deutliche 
Niederiage einstecken missen. Die drit 
Streikwoche konnte beginnen. (Übrigens 
nat die Geschäftsleitung auch zum Streik. 
eine Schulung für de Arbeingebermr- 
Binde mit Fümmeseris, Torbendd. 
mhemen der Sueikmrzmmingen em 
Ban 


MINI Der Kampf geht weiter IINMMNMNNNNNN Rachefeläzug gegen Streikende... EEE 


Das. aus Bonn am Wochenende be- 
kannıgewordene Ergebnis der. 209. 
„Schlichtung“ mit 7,8% auf 15 Monate 
(©. 85 %auf 12 Monte umgorechnat) 
schlua daher wie eine Bombe ein. Sicher. 
ich hatte man mit Abstriehen von 
120 Mark Ina gerschnat, nicht jedoch 
mit, einem s0_ beschämanden. prazen- 
tualen Ergebnis, Auch die linken Vor- 
wauensleute hatten sich der. Iilsion. 
hingegeben, durch die. Streiks. würde 
sich der Hauptvorstand mehr an den 
Interessen. der Mitglieder als, denen der 
SPO.- Regierung und Kapitlisten orlen- 
ren. Sie hatten dementsprachend ver- 

Streikonden auf ein solches 
"Ergebnis und die Konsequenz 
doraus vorzubereiten, 


Dennoch gelang es, antigewerkschaft- 
liche Tendenzen, die den. Kampf. der 
‚Arbeiter nur schwächen, erfolgreich zu 
bekämpfen. Aus der Stimmung der Strei- 
enden, „die 
Gowerkschaft ist Scheiße, 
or bei uns in Darmstadt ist se in 
Ordnungt;, heraus, entwickalten die Ver- 
trauensleute aine_ grundsätzliche. Kritik 
(Ser gowerkschaftlichen. Tarifpolitik, 
Die nächsten Aufgaben. innerhalb der 
(Geworkschaften mußten sin: Verstärkte 
‚Aktivierung und Einbeziehung der Mit- 
Qlieder In. die_gewerkschaftspolitischen 
Entscheidungen, Stärkung der Gework- 
schaften alt Kampforganisstionan der Ar- 
beiterklasse. 


Der Kampf auch in di'Geworkschaft 
hinein wurde verstärkt aufgenommen. So 
kommt. die überwiegende Mehrzahl fort“ 
schritlicher Anträge zum jetzt stattfin. 
Senden IG Chamio-Gewerkschaftsteg aus 
Darmstadt. Gefordert wird im Antrag 
4 zur „Durchführung von Arbeitskämp- 
fan”, daß der Hauptvorstand. Kämpfe 
‚genehmigen m u 8, wenn die Taritkom- 
Missionen oder — nach Erlöschen der 
Friedenspflicht — einzuberufende Be- 
Zirke- Vertrauonsleutevollversammlungen 
'& fordem. In Antrag 16 wird gefordert, 
‚daß. vor Beendigung eines Streiks eine 
Abstimmung über das, Verhandiungser- 
gebnis stattzufinden hat, damit die Strei- 
'kenden in Zukunft selbst bestimmen ki 
nen, wann sie einen Streik. abbrechen 
wollen, Antrag 8 fordert, daß. in den 
‚Richtlinien für die Taritarbit die grund 
sätzliche Wahl der Tarifkomimissionsmit. 
glieder durch die Vertrauonsieute aufge- 
‚nommen wi, (Die Antrogskommission 
"beim Hauptvorstand hat dagegen alle An- 
röge, die eine Ausweitung der Entschei- 
dung zugunsten der Vertrauensieuts und 
Mitglieder in der Satzung vorsehen, zur 
‚Ablehnung empfohlen.) 


(Nach dem Streik ging die Geschäfts. 
leitung zum massiven Angriff auf die 
‚gewerkschaftliche Interessenvertretung 
im Betrieb. über, Der automstische Ab- 
zug der Geworkschaftsbeiträge von Lohn, 
"Und Gehalt wurde sofort eingestilt - in. 
Zukunft übernahmen daher die Vertrau. 
enslaute, und wo nicht vorhanden, ber 
‚nannte Kassierer die Baitragskassierung, 

Gegen am Streik Beriligte wurden. 
Urieubisperren ausgesprochen, die. nur 
durch eine „einstweilige Verfügung” beim 
Arbeitsgericht zurückgewiesen worden 
konnten, Kollegen, die sich während des 
Streiks noch In der Probezeit befanden, 
fogen. 18 am Streik beteiligte Lehrlinge 
ermielten nach ihrer Abschluäprüfung kei- 
ren anschließenden Arbeitsvertrag. Der 
Sprecher der Vertrauensieute «Leitung 
wurde aus dem Hauptwerk ins Merck - 
Haus veratzt. Die Geschäftsleitung kin 
inte an, nach dem neuen Tarifvertrag 
‚brauchen sie nur noch 25% eines Monate- 
lohes ats 13. Gehalt zahlen. lswiong gab. 
eine ‚treiwilige Gratifikation” von 
75%1) Gagan die IG Chemie und Mit 
glieder der Streikieitung wurde ein Scha- 
denersstz - Prozeß angestrengt. (Der „An- 
klagepunkt” der Merck - Bosse beruht 
darauf, daß die Streitenden nach dem 
„Bonner Verrat‘ nicht sofort bereit wa- 
Fan, am Montag darauf schon zur Arbeit 
zu erscheinen, Die Straikleitung und IG 
(Chemie beschlossen nämlich, am Montag 
nach Sweikende erst noch eine itzıe 


HN ..der Betriebsrat schweigt NN 


Während die Vertrauensieute die Be- 
Iogschaft über die Ropremallen der Ge- 
schäftaleitung informierten und entschlos- 
sarr Widerstand leisteten, hülte sich der. 
BR in Schweigen. Von ihm konnten die 
Arbeiter nichts. erhoffen, Im Gägentail 
versuchte Fieckenstein dio gewerkschaft- 
liche Arbeit mit dem Hinweis auf die 
Zwischen BR und Geschäftsleitung ab- 
chlomene Betriebavereinberung zu ver- 


hindern, Die Vertrauensieute, erklärte er. 
uf einer Batriebsversammlung, hätten 
die Aufgabe, Bindeglied zwischen Be- 
egschaft, Betriebsrat und. Geschäftsiei- 
tung zu sein. Zwor si eine Verbindung 
zur Organisation nötig; die gewerkschaft. 
liche Organisierung im Betrieb dürfe je- 
doch nicht zu stark werden. Deutlich 
wurde das Verständnis von sozialpart- 
nerschaftlichen Gewerkschaften ala Ord- 


a 


ungsfaktor zur Eindämmung betrieb- 
licher Konflikte und Disziplinierung der 
Beschäftigten 


‚Auch über den Kreis def aktiven Ver. 
licher, daß dieser Betriebsrat weg mufe. 
Die Vorbereitung der BREI. 1072 
wurde entsprechend vorgenommen. 


Seikversammlung abzuhalten. Wegen 
3 entgangenen Profits für diesen Tag 
wollte die Geschäftslsitung von. einigen 
Kollegen der Streikleitung ung Gewerk- 


schaft persönlich je 100 000,- DM und. 


von der IG Chemie nach einmal mehrere 
Hunderttausend, insgesamt } Mill, DM 
haben 


Zu einem Verzicht war sie nur 
Bereit, wenn die |G Chemie in Zukunft 
den Sueikbruch zuiaue. Der Prozeß ist 
schon durch 2 Instanzen gelaufen, aber. 
noch längst nicht entschieden.) 


im Betrieb lief eine. großangelegte 
Aktion gegen angebliche Übergriffe der 
Steikenden auf „Arbeitswilige” an. Un 
er der Überschrift „Der Rachsfekizug 
hat. begannen! Das Femegericht at“ 
berichtet der GEWERKSCHAFTER im 
Augun 71 


„Jetzt hat die große Stunde der Racher- 
teilung” geschlagen! Schreiben werden 
versandt. in denen Mitarbeiter wutgetor- 
dert werden, Materın) fur srratmehtiche 
Verfoigungen gegen ihre Kolleginnen und 
Kollegen zu liefern _. Ex it algemein 
bekannt, daß Tätlichkeiten nicht von 
den Streikenden ausgegangen sind, zon- 
dern von Einzelpersonen oder milicenten 
Gruppen der anderen Seite, Einige Anden 
sich durch leichtinniger Verhalten Beim 
Überkiertemn von Ziumen vertert. Sto8- 
keile von Streikbrachern haben in un- 
verantwortlicher Wise Mitlhuter und 
Streikende gefährdert und weriezt _ 


Die herrchende Meinung und die 
Rechtsprechung ist die Meinung der 
Herrschenden und der Mächtigen! 


um Zug zu ficken > 


Jeder. der in der Firma zur Auzuage 
2er Steikrorfälle bestel: wird, ver- 
weigert die Aussage! Jnder, der zur Po- 
kzei bessi wird, geh: zuarit zur Raches- 
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"Gewerkschafts-schädigendes 


Verhalten’? 


- Gewerkschafts-Ausschli 


Wie schon oft in ihrer Geschichte; drohen die Gewerkschafts - Führer 
jetzt wieder massiv mit Ausschluß - Verfahren aus den Gewerkschaften, 
um klassenbewußte und oppositionelle Gewerkschafter aus den betrieb- 
lichen und gewerkschaftlichen Auseinandersetzungen auszuschalten oder 
gefügig zu machen und einzuschüchtern. Die innergewerkschaftliche 
Opposition ist stärker geworden, wie sich zuletzt bei den Betrieb 

Wahlen gezeigt hat. Sie kämpft für die Entwicklung einer inhergewerk- 


schaftlichen Demokrat 


, gegen die Allmacht der Vorstände und für 
größere Beteiligung der Mitglieder - 


Basis an den Entscheidungen ihrer 


Organisation. Sie kämpft gegen die Anpassung ihrer Organisation an die 


Interessen von Kapital, Staat und. Regierung, 
Konzertierte Aktion und für eine Gewerkschaftspolitik, di 


gegen Lohnleitlinien und 
usschließlich, 


den Interessen der Arbeiter und Angestellten verpflichtet ist. Sie kämpft 
letzten Endes für. die Umwandlung der Gewerkschaften zu Klassen- 


kampf - Organisationen. 


letragen. werden diese gewerk- 

jschaftsoppositionellen Aktivitä- 

ten weitgehend von aktiven ge- 
werkschaftlichen Vertrauensmän- 
ner - Körpern und Gewerkschafts- 
Jugendgruppen sowie betrieblichen 
Jugendgremien. 


Die Kraft der Gewerkschafts- 
Opposition ist noch keineswegs so 
stark, daß Positionen und Einfluß 
‚der kapital - hörigen Gewerkschafts- 
führer schon ernsthaft bedroht wä- 
ten, Dennoch sehen diese langfristig. 
ihre Felle davonschwimmen, wenn. 
es ihnen nicht rechtzeitig gelingt, 
das ständige Vordringen klassenbe- 
‚wußte Kollegen zu stoppen. V or - 
beugend- sichern sie deshalb ih- 
Ten Einfluß in den Vorständen und 
Führungsgremien der Gewerkschi 
ten ab, bauen ihre Vormachtstel- 
lungen zu „unangreifbaren Festun- 
gen” aus. Durch ständige Satzungs- 
Änderungen, die z, B, auf Gewerk- 
schafts - Tagen. durchgedrückt wer- 
den, werden die Wege demokrati- 
scher Einflußnahme der gewerk- 
schaftlichen Basis immer enger ein- 
geschnürt, eine faktische „Vor- 
stands - Diktatur” errichtet, 


akakakakakakakatkakakakskakatkskatakakskakskskkstekikstekikck 


lich ein Mitglied der DKP - nahen 
‚Jugendorganisation SDAJ ist hier- 
von ausgenommen, Den Kieler OJA- 
Mitgliedern wird „gewerkschafts- 
schäidigendes Verhalten” vorgewor- 
fen. Tatsächlich hatte der OJA wäh- 
rend der letzten Lehrlingstarifrunde 
in der Metallindustrie einen Lehr- 
lingsstreik in allen wichtigen Kieler 
Metall - Betrieben geleitet und dazu 
auch in einem Flugblatt aufgerufen. 
In diesem Flugblatt wird auch die 
bisherige schäbige Verhandlungstak- 
tik der Gewerkschaftsführung. auf- 
gedeckt und kritisiert, 


Dort, wo gewerkschaftliche Ju- 
gendgruppen „unliebsame” Aktivi- 
täten entfalten, schreiten die Ge- 
werkschafts- Führer auch gern zur 
‚Auflösung solcher Gruppen, wie vor 
allem in Westberlin und in Eutin. 
In Eutin wurde z.B. im Juni das 
Vorstands - Kollektiv der DGB - I 
‚gendgruppe abgesetzt und die ganze 
‚Gruppe aufgelöst, Kritik der DGB - 
‚Jugendgruppe an der Politik der 
Gewerkschaftsführer wurde als „ge- 
werkschaftsschädigendes Verhalten” 
hingestellt. Außerdem warf man der 
Jugendgruppe „kommunistische In- 
fütration” und’ gleiche Argumenta- 
tionen wie in „bekannten kommu- 
nistischen Pamphleten” vor. Ge- 
meint waren die örtlichen Zeitun- 
‚gen des KB// Gruppe Eutin, näm- 
lich der „Metallkampf” und die 
„Arbeiter-Jugend -Presse”, die, 
ähnlich wie die DGB-Jugendgruppe 
das Verhalten reaktionärer Gewerk- 
schaftsführer bei verschiedenen An- 


Der Gewerkschafts - Ausschluß 
ist ein wichtiges Mittel der Ge- 
werkschaftsführer, um eine inner- 
organisatorische Disziplin" auf- 
echt zu erhalten, die ihnen selbst 
Stellung und Einfluß in den Gewerk- 
schaften erhält und garantiert, daß 
die Gewerkschaften insgesamt den 
Kapitalinteressen unterworfen blei- 
ben, Mit dem gleichen Ziel werden 
auch Ausschlüsse aus den gewerk- 
schaftlichen Vertrauenskörpern vo 
genommen, wegen angeblichem „ge- 
werkschaftsschädigendem _Verhal- 
ten” der betroffenen. Vertrauen: 
leute. So z.B, geschehen im Ha 
burger Chemiebetrieb Colgate. Dies 
traf dort 2 klassenbewußlte Ver- 
rauensmänner, die eine innerbe- 
triebliche _ Unterschriften - Samm- 
Hung initiierten und sich damit ge- 
ven Maßregelung und Benachteili- 
nung einer fortschrittlichen Betriebs. 
rätin durch rechte SPD. Betriebs- 
räte wandten. 

Gewerkschaftliche Ausschlußver- 
fahren werden in letzter Zeit auch 
häufiger gegen Jugendliche ange- 
strengt. So 2. B. gegen alle Mitglie- 
der des  Ortsjugend - Ausschusses 
(OJA) der IG - Metall in Kiel, Ledig- 


lissen kritisierten, insbesondere de- 
ren Politik während der letzten 
Tarifrunde und zum 1.Mai sowie 
ihre ständigen Absprachen mit den 
örtlichen CDU - Führern. 


Nach den letzten Betriebsräte - 
Wahlen (BR - Wahlen) häufen si 
‚die „Verfahren zur Feststellung von 
gewerkschaftsschädigendem Verhal- 
ten“, die für die betroffenen Ge- 
werkschafter in der Regel einen 
Ausschluß aus (der Gewerkschaft 
nach sich ziehen. Diese Verfahren 
richten sich- in erster Linie gegen 
Gewerkschafter, die bei den letzten. 
BR-Wahlen auf linken Opposi 
ons-Listen kandidierten und dar- 
über hinaus auch gegen Mitglieder 
gewerkschaftlicher Gruppen, die 
eine solche Kandidatur Öffentlich 
unterstützten und damit auch 
zwangsläufig gegen die offiziellen 
DGB - Listen auftreten mußten. 
Wir zeigten bereits im „ARBEI- 
TTERKAMPF” Nr. 21 (vgl. Analyse 
der BR.- Wahlen), daß die übergroße 
Mehrheit. gewerkschafts - oppositio- 
neller Kollegen nicht auf linken 
Oppositionslisten kandidierten, son- 
dern auf den gewerkschaftlichen 
Einheits- Listen, um deren Plätze 
sie zumeist vorher harte Ausein- 
andersetzungen mit rechten SPD- 
Betriebsfürsten und deren Anhang 
führetn. Dieses Vorgehen setzte na- 
türlich voraus, daß es den gewerk- 
schaftsoppositionellen _ Kollegen 
schon vorher gelungen war, starke 
Stellungen im gewerkschaftlichen 


Vertrauenskörper zu erobern und 
daß ihre Politik von einem großen 
Teil der Kollegen im Betrieb ge- 
tragen und für richtig gehalten wird. 
Die Taktik, sich auf den Gewerk- 
schafts - Listen durchzusetzen, war 
bei den letzten BR -Wahlen ange- 
sichts des derzeitigen Kräfteverhält- 
nisses in den Betrieben die beste 
und auch erfolgreichste Form des 
Kampfes um die Interessen der Ar- 
beiterklasse. Sie verknüpfte in opti- 
maler Weise den Kampf um be- 
triebliche Positionen mit dem 
Kampf um die Gewerkschaften, 


Nicht in allen. Betrieben war 
‚jedoch ein solches Vorgehen mög- 
lich. In vielen westdeutschen Be- 
trieben haben die rechten SPD - 
Cliquen ihre betrieblichen Bastionen. 


Gegen 3 Ver 
im Daimler - Werk Untertürkheim, 


von. gewerkschafts - schädigendem" Verhalten”. 


sse gegen oppositionelle Arbeiter - 


im Vertrauenskörper, Betriebsrat 
und Gewerkschaftsgremien. derart 
Sicher ausgebaut, daß oppositionelle 
Kollegen praktisch keine Chance ha- 
ben, sich dagegen durchzusetzen, 
auch wenn ihre Politik dem Willen 
und den Vorstellungen eines großen 
Teils der Kollegen im Betrieb ent- 
spricht, Diese Situation trifft ins- 
besondere auf viele westdeutsche 
Großbetriebe mit mehr als 10.000 
Beschäftigten zu. 

Bei Daimler - Benz in Untertürk- 
heim (bei Stuttgaft) hat es z.B. Ver- 
suche seitens oppositioneller Ver- 
trauensleute gegeben, mit auf der 
Einheitsliste für die BR-Wahl zu 
kandidieren. Dies wurde jedoch von 
einer rechten SPD - Mehrheit — der 
sog. Hauff- Gruppe — verhindert, 
obgleich diesen Leuten völlig klar 


wiensmänner der IG-Metall, seit kurzem Betriebsräte 
Iaufen Verfahren zur 


„Feststellung 
Der Ausschluß aus der 


‚Gewerkschaft droht ihnen. Ihr „Vergehen”: Sie kandidierten — mit 
großem Erfolg — bei den letzten Betriebsräte - Wahlen auf einer linken 


Oppositions - Liste gegen die 


lauft - Gruppe”, eine rechte SPD - Gruppe, 


die die große Mehrheit im Betriebsrat und Vertrauenskörper stellt. Der 
Chef dieser Gruppe, Karl Hauff, seit 24 Jahren Betriebsrat in Unter- 


türkheim, stellte den Ausschlußantı 


ı8 gegen die 3 oppositionellen Ver- 


trauensmänner noch vor Abschluß der Wahl. 


stellten ist das Dainfler - Werk in 

Untertürkheim der größte Indu- 
strie - Betrieb. in. Baden - Württem- 
berg. 90% der Arbeiter sind in 
der IG - Metall organisiert. 

Seit etwa einem Jahrzehnt sind 
Betriebsrat (BR) und Vertrauens- 
körper (VK) fest in der Hand einer 
rechten SPD-Gruppe. Personelle 
Veränderungen im BR gab es in die- 


N: 26.000 Arbeitern und Ange- 


ser Zeit praktisch nur bei Tod, Pen- 
sionierung oder Betriebswechsel 
eines seiner Mitglieder. 


Chef der SPD -Gruppe ist Karl 
Hauff, ein typischer Karrierist, der 
sich seine arbeiterfeindliche "und 
unternchmer -hörige Betriebspolitik 
durch Anhäufung gutbezahlter Am- 
ter und Pöstchen entgelten lt: Er 
ist BR - Vorsitzender im Werk Un- 
tertürkheim, Vorsitzender des Ge- 


Oppositionelle Betriebsräte bei Däimler - Benz: Hoss, 
D’Andrea, Mühleisen 


streik traten, blieb Dank der „ver- 
nünftigen” Politik der Hauff - Grup- 
pe in Untertürkheim alles ruhig. 
Hauff schüttelte währenddessen mit 
Bundespräsident Gustav Heinemann 
die Hände, der es sich nicht nehmen 
ließ, gerade zu dieser Zeit den 
Betrieb zu „besichtigen. 


Die Demobilisierung der Beleg- 


schaft als Folge der rechten SPD- 
Politik ging so weit, daß später 
nur mit äußerster Schwierigkeit und 
anstandshalber ein kurzer Warn- 
streik organisiert werden konnte. 
Die Hauff-Gruppe hat es im 
Laufe der Jahre geschafft, die inner- 
gewerkschaftüche Demokratie im 
Betrieb vollkommen abzubauen und 


- 


war, daß Politik und Vorstellüngen 
der oppositionellen Vertrauensleute 
von einem Großteil der Benz - Ar- 
beiter unterstützt wird. In diesem 
Fall hatten die oppositionellen Ver- 
trauensleute keinen anderen Weg 
mehr geschen, als auf einer linken 


Oppositionsliste zu kandidieren. Es 
war dies die einzige Möglichkeit, 
die arbeiterfeindlichen und partei - 


egoistischen Bestrebungen rechter 
SPD’ier zu bekämpfen und den 
Interessen der Belegschaft zu einem 
ersten Durchbruch zu verhelfen. We- 
gen der exemplarischen Bedeutung 
der betrieblichen Auseinanderset- 
zungen bei Daimler-Untertürkheim, 
berichten wir darüber ausführlicher 
im Artikel: „Schlag gegen die Vet- 
ternwi:tschaft der Hauff - Gruppe”. 


Schlag gegen die Vetternwirt- 
schaft der Hauff-Gruppe 


Kampf oppositioneller Arbeiter bei Daimler-Benz (Untertürkheim) 


samt -Betriebsrates des Daimler - 
Benz - Konzerns, Mitglied des Auf- 
sichtsrates der Daimler - Benz - AG 
und SPD / MdL (Mitglied des Land- 
tagen). 

Die Politik der Hauff - Gruppe 
ist auf Sicherung des parteipolii- 
schen Einflusses der SPD im Betrieb 
zugeschnitten. Ebenso auf die Si- 
cherung der Karriere der führenden 
Leute dieser Gruppe. Eine ständige 
Kumpanei mit Kapitalisten und Ge- 
schäftsleitung ist ebenso Folge ihrer 
Politik, wie auch die ständige De- 
mobilisierung der Belegschaft. 

Hauff selbst ist stolz auf seine 
„stastsmännische Haltung”, die er 
Wieder einmal gut während der 
großen Metaller-Streiks 1971 in 
Baden -Württemberg beweisen 
konnte. Während die Kollegen im 
Daimler - Zweigwerk Mannheim die 
Brocken hinwarfen und in Vol- 


aka 


äuf dieser Grundlage ihre eigene 
Position schier unangreifber auszu- 
bauen. „Einfache” IGM - Mitglieder 
haben heute auf die Wahl „ihrer” 
Delegierten zur Vertreter - Ver- 
sammlung der IGM ebenso wenig 
Einfluß, wie auf die Aufstellung der 
Kandidstenliste zur BR - Wahl. 
Gegen die Politik der Hauff- 
Gruppe agitiert eine Betriebzeitung 
„plakat”. Sie wird von „soeialisti- 
schen und kommunistischen Kolle- 
gen der Daimler - Benz Werke Un- 
tertürkheim, Mettingen und Brühl” 
(Impressum) herzusgegeben. Eine 
enge Beziehung besieht zum „So- 
Zialisischen Zentrum” in Stuttgart. 
Diese Betriebszeitung konzen- 
Triert sich im wesentlichen auf die 
Aufdeckung betrieblicher Mißetän- 
de, Akkordfragen, Lohn - Ungerech- 
ügkeiten, wie auch zuf Fragen des 
Lohnkampfes, dem Charakter pro- 
zentualer Lohnforderungen u.& 
Während der BR-Wahlen unter- 
siützte „plakat” Kandidatur und 
Wahl von 3 klassenbewußten Ver- 
trauensmännern. Diese sind: 
© Will Hoss, 12 Jahre bei Daimler, 
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10 Jahre IGM - Vertrauensmann, bis. 
vor etwa einem Jahr Mitglied” der 
DKP, die er aber verließ. Hoss 
war. bereits Mitglied der KPD und 
erhielt wegen „illegaler Betätigung” 
eine Strafe von 9 Monaten mit 
Bewährung. 

® Hermann Mühleisen, 18 Jahre 
bei Daimler, 15) Jahre IGM- Ver- 
trauensmann, formell noch DKP- 
Mitglied. Gegen ihn läuft ein Partei- 
Ausschluß - Verfahren. 

® Mario D’Andrea, 9 Jahre bei 
Daimler, davon mehrere Jahre IGM- 
Vertrauensmann, Er ist italienischer 
Kollege, was wichtig ist, da etwa 
ein Drittel der Belegschaft ausländi- 
sche Kollegen sind (am Mohtage - 
Band, der schwersten Arbeit, so- 
gar 95%), 


Diese" 3 Vertrauensmänner be- 
mühten sich anfangs, mit auf der 
IGM -Einheitsliste für die BR- 
Wahl zu kandidieren. Vor allem 
versuchten sie die Masse der IGM - 
Mitglieder im Betrieb bei der Auf- 


stellung der Kandidaten - Liste zu. 


beteiligen. Deshalb machten sie auch 
der _ Vertrauenskörper - Leitung 
(VKL) einen umfassenden schrift- 
lichen „Vorschlag zur Änderung 
des Wahlverfahrens”. Dieser Vor- 
‚schlag sah im Kemstück vor, daß 
‚die IGM - Mitglieder in jeder Abtei- 
lung des Betriebes Wahl - Vorschlä- 
ge machen und darüber abstimmen 
sollten. Der Kollege mit den meisten 
Stimmen sollte auf die Kandidaten - 
Liste gesetzt werden, der Kollege 
mit den zweitmeisten Stimmen sein 
Vertreter sein, 


Eine solchermaßen demokrati- 
sche Wahl hätte offensichtlich aber 
Position und Pfründe der Hauff - 
Gruppe gefährdet. S6 reagierte diese 
hektisch und massiv auf den Vor- 
schlag zum Wahlverfahren. Mit Hil- 
fe ihrer derzeitigen Mehrheit im 
Vertrauenskörper, versuchten sie 
die klassenbewußten Vertrauensleu- 
te machtpolitisch auszuschalten, Im 
Vertrauenskörper verweigerten sie 


trauensmänner erhält. Weiterhin, 
daß die Reihenfolge auf der Liste 
von einer „engeren Kommission” 


Zu guter letzt wurden nach die- 


auch von der Delegierten - Wahl zur 
IGM - Vertreter - Versammlung aus- 
geschlossen. Hoss und Mühleisen — 
bisher regelmäßig Delegierte — soll- 
ten so aus jeder innergewerkschaft- 
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trauensleute" hätte sie endgültig re- 
signieren lassen, fortschrittliche 
Kollegen in vielen Abteilungen 
drängten zur Offensive. Die 3 
klassenbewußten Vertrauensleute 
taten in dieser Situation das einzig 
richtige und reichten eine 2, Liste 
beim Wahlvorstand ein. Ohne 
Schwierigkeiten erhielt die Liste die 
für eine. Kandidatur notwendige 
Zahl von Unterschriften, 

In einem Interview mit der Be- 
triebszeitung „plakat” erläutern die 
‚oppositionellen Vertrauensmänner 
Hoss, Mühleisen und D'Andrea noch 
einmal ihren Schritt zur 2. Liste, 
Wir drucken nebenstehend® dieses 
Interview im Wortlaut ab. 

‚Auf die Politik der revisionisti- 
schen DKP soll noch kurz einge- 
‚sangen werden. In ihrer Betriebs- 
zeitung „roter Stern” eröffnete sie, 


„Plakat” - Karrikatur: Das 
Rennen um 


die Listenplätze 


nach Bekanntwerden der 2. Lite, 
den Hauptkampf gegen diese, be- 
zeichnete sie als „Spalterliste” und 
beschimpfte die angesehenen oppo- 
Sitionellen Vertrauensmänner” als 
„Belcgschaftsspalter" und „unter- 
Würfige Nachbeter kleinbürgerlicher 
Politikaster", Mit diesen Verlum- 
dungen nahm sie der;reaktionären 
Hauff -Gruppe die „Dreckarbeit"” 
ab. Auch. sonst, unierstützte die 
DKP die Hauff-Gruppe und kün- 
digte Öffentlich ein Partei - Aus 
schluß - Verfahren gegen ihr Mit- 
slied Hermann Mühleisen an. 


Der DKP-Landesvorstand Ba- 
den - Württemberg. distänzierte sich 
zudem durch ein Fernschreiben an 
den IGM -Bezirksleiter Willi Blei- 
cher von der 2. Liste, mit der sie 
in einem Artikel in Springers 


„WELT" in Verbindung gebracht 
wurde, (Es entspricht ohnehin der 
Linie der CDU/CSU ünd der ihr 
nahestehenden Presse, alle linken 
Aktivitäten. letztlich "auf „Draht- 
zieher aus Moskau” zurückzüführen 
und kommtınistische und andere 
linke Organisationen und Gruppen 
als „Vorhut der DKP" darzustellen, 
was dann zu einer ständigen Über- 
schätzung der DKP und Unterschät- 
Zung anderer kommunistischer und 
linker Organisationen führt. - Ver- 
gleiche dazu auch den „Verfassungs- 
schutz-Bericht 1971/72” über 
„den. Linksradikalismus” und die 
CDU - Analyse „Protest - Bewegung 
am Ende — Die Neue Linke als 
Vorhut der DKP” von Gerd Lang- 
‚güth. — CDU und Springerpresse 
Versprechen sich daderch eine be- 
sonders hohe Wirkung ihrer- anti- 
kommunistischen Hetze, indem sie 
diese mit dem in der Bevölkerung 
verbreiteten „Russenschreck” zu 
verknüpfen versuchen. Die DKP ih- 


weisen. — Wir haben das DKP- 
Fernschreiben an Bieicher wegen 
seines dokumentarischen „Werts” 
im Wortlaut hier nachgedruckt. 

Wie schon in unserer Analyse 
der BR-Wahlen gezeigt (vergl. 
AK 21), verfolgten die DKP - Füh- 
ter bei den BR - Wahlen konsequent 
die Politik des Hinterdrein - Trabens 
hinter rechtenSPD - Betriebsfürsten 
und reaktionärenGewerkschaftsfüh- 
rernMit dieser Politik setzte sich die 
DKP in zunehmenden Widerspruch 
zu den fortschrittlichen Teilen der 
Belegschaften. Die DKP-Führun- 
sen propagieren diese Politik. als 
„Aktionseinheit in Betrieb und Ge- 
werkschaft”, als „semeinsames Vor- 
sehen aller Arbeitet und Angestell- 
ten". DKP - Arbeiter, die dieser Li- 
nie folgten, wurden zu Schachfi- 
guren in der Hand rechter SPD- 
Betriebsfürsten. Wie das Beispiel 
Hermann Mühleisen zeigt, sind nicht 
alle DKP-Arbeiter mehr (bereit, 
sich der sektiererischen Politik ihrer 
Parteiführer prinzipienlos unterzu- 
ordnen. 


Das Ergebnis der BR- Wahlen 
in Untertürkheim, dürfte sowohl 
der DKP-Führung, als auch der 
Hauff - Gruppe und der IGM - Füh- 
rung in die Knochen gefahren sein: 


® Die oppositionelle Liste erhielt 
28 % der Gesamt - Stimmen, bzw. 


38% der Stimmenzahl der Hauff - 
Liste. Somit hätte die 2. Liste 9 Sit- 


Das Auftreten der 2; Liste hat 
nicht, wie von der Hauff - Gruppe 
und der DKP dargesteilt, zur Schwä- 
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Arbeiterkampf Nr. 22 / Okt. 72 


Bericht unserer West - Berliner Sympathisantengruppe 


Antifaschistische Kundgebung in West-Berlin 


A ans ce nisteme er 
‚renze zwischen der DDR und der 
BRD vor 11 Jahren, versammelten. 
sich am 13. August ca. 100 Faschi- 
sten aus der ganzen Bundesrepublik 
auf dem Theodor - Heuss - Platz in 
Westberlin. Ihre Parolen: „Gegen 
Bolschewismus — für. europäischen 
Sozialismus” und „Iwan go home” 
wa 


Einige linke Organisationen rie- 
fen daraufhin zu einer Gegenkund- 
gebung auf. Die SEW beteiligte 
sich nicht an der Kundgebung, Sie 
beschränkte sich darauf, ihre Par- 
teibüros vor den Faschisten zu 
schützen, Damit bewiesen die Re- 
visionisten "einmal mehr ihr Maul- 
heldentum, Reden tun sie sehr viel 
von der Gefährlichkeit des „Rechts- 
kartells", aber wenn es darauf an- 
kommt, den Faschisten wirklich 
Widerstand entgegenzusetzen, dann 
sind sie nicht da, 


JETZT 


* * «Unser Weg 
Zeitschrift des KB zu 
Fragen der Arbeiterbewegung 


Im Abonnement DM 4,20 
(6Ausgaben incl. Porto) 
zu beziehen über 


Obwohl die SEW nicht teilnahm, 
versammelten sich trotzdem etwa 
2000 Antifaschisten auf dem Kai- 
serdamm. Gleich zu Anfang ver- 
suchten sie, den Faschisten ihre 
schwarz -weiß-roten Fahnen und 
ihre Transparente zu entreißen. Die 
Polizei, die mit ca. 1000 Mann, 
ausgerüstet mit Heimen, Schildern, 
Tränengas und Gummiknüppeln 
aufmarschiert waren, griff‘ sofort 
zu Gunsten der Faschisten ein. Sie 
kreisten die antifaschistischen De- 
monstranten mit Polizistenketten 
und einer Wagenburg von Mann- 
schaftswagen ein, Jeder Durch- 
bruchversuch, um die Faschisten- 
demonstration zu verhindern, muß- 
te dadurch scheitern. Der einzige 
Erfolg: Die Faschisten mußten ih- 
ren Abmarsch um eine Stunde ver- 
schieben. 


Die Demonstranten, die über ei 
ne Stunde in der Polizeiumzinge- 


den Faschisten den Weg frei 


lung ausharrten, riefen immer wie- 
der ihre Parolen „Tod dem Fi 
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VERLAG ARBEITERKAMPF 


3. Reents 
2000 Hamburg 13 
'Rutschbahn 35 


Zahlung bitte im Voraus 
auf das Postscheckkonto 


Hamburg 240 595 J. Reents 


‚Antifaschistische Demonstration in West - Berlin: Polizei knüppelt 


der mit der braunen Pest”. 

Als sich dann die Faschisten 
unter starkem Polizeischutz auf den 
Weg gemacht hatten, zab die Polizei 
„Knüppel frei” gegen die Linken. 
Sie prügelten sie in eine Seiten- 
straße. Einige Demonstranten, die 
gestürzt waren und auf der Straße 
liegenblieben, darunter auch eine 
junge Frau, wurden von den Pol- 
Zisten brutal zusammengeschlagen. 

Aber die Demonstranten Heßen 
sich nicht zerstreuen. Sie versam- 
melten sich wieder auf dem Ernst - 
Reuter-Platz, wo die Abschluß. 
kundgebung der Faschisten. statt- 
finden sollte, und zogen dem Fa- 
schistentrupp entgegen. Die Faschi- 
sten wurden dadurch gezwungen, 
ihre Abschlußkundgebung auf ei- 
nem anderen Platz abzuhalten. Nur 
unter dem Schutz einer Wagenburg 
von Mannschaftswagen der Polizei 
und mehreren hundert Polizisten 
konnten sie ihre revanchistische 
Hetzreden halten. 


Dieser Polizeieinsatz beweist ein- 
mal mehr, daß es eine Lüge ist, 
wenn Politiker behaupten, der Staat 
würde „Linke” wie „Rechte” glei- 


chermaßen bekämpfen. Die Wirk- 
lichkeit sah anders aus: Die Faschi- 
sten wurden geschützt, die Anti- 
faschisten verprügelt 


schismus”', „deutsche , Polizisten 
schützen die Faschisten” und „Nie- 


NR.16/17_ ISTDA! 


© Abdruck und Kommentierung einer Stellungnahme des ZK der 
‚Arbeiter - Basis - Gruppen” - München. 

Die Führer der ABG- München - habert"den-Hoffnungstöset" Versseh 
unternommen, dem KB „Trotzkismus” nachzuweisen. in unserer 
Antwort setzen wir uns aüseinander mit den Fragen. 


Politik in Unterordnung unter die Interessen der Arbeiterklasse? 


Was können wir aus der Geschichte der Arbeiterbewegung lernen? 
— Wie stehen wir zur VR - China? 


® Abdruck zweier trauriger Briefe des NRF- Heidelberg und des 
KB-Bremen und Kommentierung von uns — ein Beitrag zum Ver- 


hältnis von Auseinandersetzung und Zusammenarbeit in der kommu- 
nistischen Bewegung. 


© Beitrag der AGL- Göttingen zum Mißtrauensvotim der CDU 
in Auseinandersetzung mit Positionen des KB / KSB - Göttingen 


® Beitrag des KB / Gruppe Flensburg zu den „Ostverträgen” 


su 


Die Werbemaschine der Kapitalisten für eine CDU / CSU 
läuft auf Hochturen, 


Ende Januar organisierte der Bauer - Verlag ein Kapitalisten -Tref- 
fen, an dem u.a. Direktoren, Geschäftsführer, Vorstandsvorsitzende 
usw. von folgenden Firmen teilnahmen: Deutsche Bank, BASF, 
Hoechst, Deutsche Shell AG, Feldmühle AG (Flick), Reemtsma, Coca 
Cola AG, Dortmunder Union - Brauerei, Schickedanz, Hengstenberg, 
Gütermann & Co,, Asbach & Co., Pelikan - Werke, Schwartauer Werk 
Braun AG. Der schleswig - holsteinische CDU - Ministerpräsident Stol- 
tenberg und der hessische CDU - Vorsitzende Dregger, einer der engsten 
Vertrauten von F.J. Strauß, waren ebenfalls gekommen. Es ging bei 
dieser „Verschwörerrunde” vor allem um die Finanzierung des Wahl- 
kampfs der CDU/CSU. Die versammelten Kapitalisten zeigten sich 
(wie immer, wenn es um ihre Ausbeuterinteressen geht) recht großzü- 
gig: Nach einem Bericht des „Spiegel” sollen alleine für eine dreiteilige 
Anzeigenserie im Juni und Juli 600.000 DM ausgegeben worden sein. 
Der Verleger Bauer soll allein „erst mal eine Million" hingeblättert 
haben, 

Jetzt hat auch der Schnapsfabrikant Eckes in einem Brief an meh- 
tere Kapitalisten zu weiteren Spenden für die CDU / CSU aufgerufen. 
Die CDU/CSU ist den Kapitalisten, wie aus dem Brief hervorgeht, 
zwar immer noch nicht arbeiterfeindlich genug, aber: Es gibt „für 
den Unternehmer derzeitig keine Alternative”. 


Wir drucken den Brief im folgenden ab: 


Regierung 


Ludwig Eckes NiederOlm bei Mainz 


21. August 1972 
Liebe Freunde, sehr geehrte Herren! 


Die politische Situation in unserem Vaterland ist 
deprimierend und_ besorgniserregend. 

Die noch in diesem Jahre stattfindenden Wahlen für 
den Bundestag geben gerade uns Unternehmern die 
große, möglicherweise vielleicht letzte Chance, durch 
die Tat zu beweisen, daß wir uns um Deutschland 
ernstlich sorgen. Mielfen wir aktiv und tragen wir durch 


unser Opfer dazu bei, daß die Regierung Brandt Scheel 
wieder durch eine Regierung der CDU/CSU abgelöst 
wird, unter deren Führung unser Volk und Land zwanzig 
Jahre nicht schlecht gefahren sind, der allein unsere 
freiheitliche Marktwirtschaft mit ihren Erfolgen zu 
verdanken ist. 

Es geht um die Erhaltung unseres Systems und des damit 
unlösbar verbundenen freien Unternehmertums. 

Unter der jetzigen Regierung hat die Diffamierung des 
freien Unternehmertum einen Grad erreicht, der für die 
Zukunft das Schlimmste, das Allerschlimmste befürch- 
ten läßt, vor allem dann, wenn diese Regierung oder gar 
eine rein sozialistische die kurz bevorstehenden Bunder- 
tagswahlen für sich entscheiden zollte. Diese Möglichkeit 
‚konsequent durchdacht, führt uns in tiefe Abgründe. 
Trotz mancher Bedenken auch gegenäber der CDU/CSU 
muß man von der Tatssche ausgehen, daß es für den Unter- 
‚nehmer derzeitig keine Alternative gibt. 

Für den bevorstehenden Wahlkump/ mässen wir also die 
Oppositionsparteien mit allen Kräften unterstützen. Wir 
müssen ein großes finanzielles Opfer bringen. Es ist 
besser, wir zahlen jetzt freiwillig und ohne zu zaudern 
sofort einen namhaften Betrag zur Erhaltung unserer 
Existenz, ala unfreiwillig enteignet und geistig verbannt 
zu werden. Wir in unserem Hause haben uns jedenfells 
dazu schnellzentschlossen. 

Mein Appell an Sie: Tun Sie des Gleiche! Richten Sie 
Ihre Spenden an unseren Landesverband der CDU oder 
schreiben Sie mir. Ich werde Ihre Bereitschaftserklärung 
an die zuständigen Stellen weiterleiten, damit Sie wegen 
der Abwicklung von den zuständigen Stellen hören. 

Mit einem freundlichen ed/ho/fnungsrollen Gruß bin ich 
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